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Vorbemerkung 
 
Die Wahl auf das Thema dieser Diplomarbeit fiel in erster Linie aus persönlichem Interesse, 
das unter anderem durch einen einjährigen Studienaufenthalt in der französischsprachigen 
Schweiz geweckt wurde. Die Auseinandersetzung mit diesem Thema sowie der Vielzahl von 
damit verknüpften Themengebieten erschien zu Anfang des Projekts als reizvolle Aufgabe. 
Unter jene Aspekte des Themas, auf die als Nicht-Schweizer anfänglich besondere Beachtung 
gelegt wurde, fallen etwa die institutionellen Strukturen und Züge der politischen Kultur der 
Schweiz, die im europäischen Vergleich einen Sonderfall darstellen. Zusammen mit jenen 
verfolgenswerten Fragestellungen, die sich erst während des Arbeitsprozesses selbst ergaben, 
hat sich dieses Thema auch rückblickend als die richtige Wahl herausgestellt.  
 
An dieser Stelle möchte ich einigen Menschen meinen Dank ausdrücken, die mir während des 
Arbeitsprozesses an dieser Diplomarbeit unterstützend zur Seite standen. Dies sind vor allem 
meine Familie, die mir das Studium ermöglicht und sich durch dieses hindurch in Geduld und 
wohlwollender Nachsicht geübt hat, sowie mein Diplomarbeitsbetreuer, Univ.-Prof. Dr. 
Otmar Höll.  
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1. Einleitung 
 
 
1.1. Thematischer Einstieg  
 
Muslime verkörpern in Europa seit Jahrhunderten eine Projektionsfläche für Intoleranz und 
die Angst vor dem Anderen. Dies wird in den aktuellen politischen Debatten in erster Linie 
von (rechts-)populistischen Parteien geschürt. Zwei der erfolgreichsten unter ihnen sind die 
Freiheitliche Partei Österreichs und die Schweizerische Volkspartei (SVP). Während die FPÖ 
nach einer für sie misslungenen Regierungsbeteiligung wieder in Opposition ist, ist die SVP 
in der Schweiz die stimmenstärkste Partei auf Bundesebene und bildet die größte Fraktion in 
der Bundesversammlung.  
Einer ihrer thematischen Schwerpunkte ist die Asyl- und Ausländerpolitik, im Zuge derer sie 
eine Verschärfung des Asylrechts und eine Eindämmung der Zuwanderung fordert. Ihre 
zahlreichen medienwirksamen Kampagnen und besonders ihre provokativen Plakate sind das 
sichtbarste Zeichen dieser Politik. In den letzten Jahren nahm sie auch eine zunehmend 
islamkritische Position ein. Ende November 2009 wurde ein national wie international heftig 
kritisiertes, von einem Initiativkomitee bestehend aus SVP Politikern lanciertes Verbot des 
Baus von Minaretten durch eine Volksabstimmung mit einer soliden Mehrheit von 58% der 
Stimmen angenommen. Während es auch in Österreich in den Bundesländern Kärnten und 
Vorarlberg ein Verbot von Minaretten durch spezielle Bauverordnungen gibt, hat die Schweiz 
den Bau von Minaretten durch einen entsprechenden Zusatz in der Bundesverfassung 
grundsätzlich landesweit verboten. Die Volksabstimmung löste auch eine Debatte darüber 
aus, wie weitreichend die direkte Demokratie auf Grundsatzfragen Einfluss nehmen dürfe. 
Eine Implementierung des Verbots in der Schweizer Verfassung wirft auch heute noch die 
Frage der Vereinbarkeit mit der Europäischen Menschenrechtskonvention auf.  
 
Die Themen Asyl- und Ausländerpolitik beziehungsweise das Thema Islam sind in der 
Schweiz jene Politikfelder, die von der SVP seit ihrer Neuorientierung unter Christoph 
Blocher beinahe uneingeschränkt für sich eingenommen wurden. Während die Debatte um 
sichtbare Symbole der islamischen Glaubensgemeinschaft aktuell in vielen Ländern Europas, 
etwa in Österreich, Deutschland und Frankreich, geführt wird, stellt die Schweiz darüber 
hinaus durch ihre einzigartige politische Kultur ein besonders interessantes Analyseobjekt dar. 
Diese erlaubt rechtspopulistischen Parteien, hinreichende finanzielle Mittel vorausgesetzt, 
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dem Wähler ihre Anliegen durch die fortlaufende Initiierung von Kampagnen und 
Volksinitiativen optimal anzubieten.  
 
Im Zuge meiner Arbeit bearbeite ich zwei miteinander verknüpfte Forschungsfragen:   
 
-  Wie wird der Islam von der SVP im Zuge ihrer Kampagne für die Eidgenössische 
Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ dargestellt? 
-  In welchem Zusammenhang steht das Thema Islam mit dem Thema Asyl- und 
Ausländerpolitik innerhalb des Programms der SVP? Ist das Thema Islam eine 
Neuerfindung, Weiterentwicklung oder Ergänzung des Ausländerthemas? 
 
Ausgehend von den Ergebnissen früherer Untersuchungen der Diskurse rechtspopulistischer 
Parteien, beruht diese Arbeit auf der theoretischen Annahme, dass die SVP den Islam und die 
Muslime in ihrer Kampagne gegen den Bau von Minaretten generell negativ darstellt, die 
muslimische Gemeinschaft als homogen deutet sowie eine Eigen- und Fremdgruppe 
formuliert, deren Unvereinbarkeit miteinander hervorgehoben wird. 
Um dies zu belegen liegt der Fokus der Analyse auf der Kampagne der SVP gegen den Bau 
von Minaretten, die 2007 lanciert wurde. Um die zweite Forschungsfrage zu beantworten, 
werden auch frühere Kampagnen der SVP zu Asyl- und Ausländerpolitik und anderen 
verwandten Themen bearbeitet.  
 
Das Thema Islam als Bedrohung der Schweizer Kultur ist ein relativ junges. So erregte etwa 
der Bau der ersten Moschee mit Minarett in Zürich in den 1960er Jahren wenig Aufsehen. 
Der zeitliche Schwerpunkt für die Beantwortung der ersten Fragstellung liegt auf den Jahren 
2005 bis 2009. 2005 startete die SVP erste regionale Initiativen, 2007 wurde die 
Eidgenössische Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ ins Leben gerufen. Für die 
Beantwortung der zweiten Fragestellung liegt der analysierte Zeitraum aufgrund der 
analysierten Kampagnen und der Verfügbarkeit der monatlich erscheinenden Zeitschrift der 
Bundesparteiorganisation zwischen den Jahren 2002 und 2009.  
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1.2. Forschungsdesign 
 
Die primäre Methode für die Erarbeitung des Hauptteils dieser Analyse, der Darstellung des 
Ausländer- und Islamthemas durch die SVP, stellt die Diskursanalyse dar. In der Auswahl der 
Erhebungs- und Auswertungsmethodik orientiert sich diese Arbeit an den Vorschlägen von 
Reiner Keller, demzufolge bei dieser Entscheidung in erster Linie der Aspekt der 
Angemessenheit des Gegenstandes für die Untersuchung ausschlaggebend ist.1 Als Basis der 
Diskursanalyse dienen ausgewählte Artikel der Parteizeitung der Bundesparteiorganisation 
der SVP, der Zeitschrift „SVP JA“ beziehungsweise nach ihrer Namensänderung „SVP 
Klartext“, im Untersuchungszeitraum zwischen den Jahren 2002 und 2009. Die Wahl dieser 
Quelle erschien zu Anfang dieses Diplomarbeitsprojektes aus mehreren Gründen 
vielversprechend: Die Parteizeitschrift der Bundesparteiorganisation erscheint monatlich und 
enthält in jeder Ausgabe Artikel und Kommentare wichtiger Parteifunktionäre. Darüber 
hinaus lassen sich anhand dieser Zeitschrift, im Gegensatz zu kantonalen Parteizeitschriften, 
die thematischen Schwerpunktsetzungen und strategischen Überlegungen der 
Bundesparteiorganisation für die gesamte Schweiz besser erfassen. Die nach ihrer Relevanz 
für die Beantwortung der Fragestellungen ausgewählten Artikel und Kommentare der 
Parteizeitschrift dienen als Diskursfragmente der Datengrundlage der Untersuchung. Aus 
diesen Diskursfragmenten lassen sich die für die Analyse interessanten Argumente 
herausfiltern, die in Folge in ein typisierbares Muster eingeordnet werden können. Zusätzlich 
zur Analyse der Parteizeitschrift wurden auch etliche Einzeltexte wie etwa Positionspapiere 
für die Untersuchung berücksichtigt. 
 
Zur Identifizierung und Auswahl der in einem späteren Schritt bei der Feinanalyse 
verwendeten Diskursfragmente wurde in einer ersten Durchsicht der Parteizeitschrift anhand 
von Überschriften, Bebilderungen und der Suchfunktion nach einzelnen relevanten Wörtern 
wie „Ausländer“, „Asyl“, „Islam“, „Minarett“, „Muslim“ eine Vorauswahl von potentiell 
relevanten Texten getroffen. Aus diesen wurden Schlüsseltexte ausgewählt, die je nach 
Relevanz dem Asyl- und Ausländer- oder dem Islamdiskurs der SVP zugeordnet wurden.  
Die Feinanalyse ist in Anlehnung an Reiner Keller in drei miteinander verknüpfte 
rekonstruierte Dimensionen gegliedert: In die „Phänomenstruktur“ der Diskurse, in die 
                                                 
1 Vgl. Keller, Reiner: „Diskursforschung. Eine Einführung für SozialwissenschaftlerInnen“, Wiesbaden 2007.  
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„Intensität und Formen der Themenbesetzung“ und schließlich in die Verknüpfung der 
einzelnen Bedeutungselemente in  sogenannten „Deutungsmustern“.2 
 
Zur Beantwortung der ersten Fragestellung werden in erster Linie Quellen und Materialien im 
Zusammenhang mit der Anti-Minarett Kampagne der SVP analysiert. Dabei handelt es sich 
einerseits um Positionspapiere, Vorträge und andere Textinhalte aber auch um graphische 
Darstellungen. Diese Materialen dienen der Vermittlung von Inhalten an den Wähler, durch 
ihre Analyse soll gezeigt werden, welche Darstellungsformen gewählt werden 
beziehungsweise in welchem Kontext und mit welchen Assoziationen der Islam dargestellt 
wird.  
Die zweite Fragestellung wird durch inhaltliche und diskursive Analysen der Beziehung des 
Ausländer- mit dem Islamthema bearbeitet. Die beiden Forschungsfragen separat zu 
betrachten ist sinnvoll, da es sich beim Thema Islam in dieser Form um ein neueres Thema für 
die SVP handelt. Zu untersuchen bleibt, auf welche Weise das Thema Islam mit dem 
Ausländerthema in Zusammenhang steht.  
 
1.3. Struktur 
 
Das einleitende Kapitel setzt sich anhand eines historischen Abrisses der Beziehungen 
zwischen dem Christentum beziehungsweise Europa und dem Islam sowie theoretischer 
Konzepte mit der Konstruktion des Islam als Feindbild auseinander. Diese folgen in erster 
Linie einem kulturalistischen Weltbild und sollen als theoretische Basis der Arbeit dienen.  
In einem weiteren Kapitel wird der Islam in der Schweiz erörtert. Neben seiner Geschichte 
steht besonders die aktuelle Situation und die öffentliche Meinung im Vordergrund. Die 
Schweiz ist auch in diesem Fall ein interessantes Analysegebiet, da sich die verschiedenen 
Landesteile in politischer Hinsicht und angesichts der öffentlichen Meinung grundlegend 
voneinander unterscheiden. Dies wird etwa zwischen Ballungsgebieten und den 
französischsprachigen Kantonen auf der einen Seite und den eher ländlichen 
deutschsprachigen Kantonen auf der anderen Seite offensichtlich.  
Ein Kapitel über die Schweizerische Volkspartei soll deren Geschichte und den rasanten 
Aufstieg vom vierten auf den ersten Platz beschreiben. Eine besondere Rolle spielte hier die 
unter Christoph Blocher von der Zürcher SVP vollführte Neuorientierung der Partei, mit Hilfe 
derer es der SVP gelang, besonders die rechtspopulistischen Themen zu besetzen.  
                                                 
2 Vgl. ibidem S. 99 ff. Die sogenannte Dimension der „Deutungsmuster“ wird in dieser Arbeit unter dem Punkt 
„Fazit“ des jeweiligen Kapitels abgehandelt.  
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Die folgenden zwei Kapitel über die Darstellung des Ausländer- und Islamthemas stellen den 
analytischen Teil der Arbeit dar. Die Kapitel  sind wiederum unterteilt in die 
Phänomenstruktur des jeweiligen Diskurses sowie die Form und Intensität der 
Themenbesetzung durch die SVP.  
Das letzte Kapitel fasst abschließend die Ergebnisse der Analyse zusammen und sucht die 
beiden Forschungsfragen zu beantworten. 
 
1.4. Quellen und Materialen 
 
Zur Beantwortung der Fragestellungen werden neben wissenschaftlichen Publikationen auch 
Wahlkampfmaterialen aller Art sowie Medienberichte herangezogen.  
Durch die Aktualität des Themas kommt Artikeln in diversen Schweizer und Internationalen 
Zeitungen ebenfalls eine besondere Bedeutung zu, da sie aktuelle Analysen, Statistiken und 
Meinungen relevanter Persönlichkeiten enthalten. Zu nennen wären hier in erster Linie 
Schweizer Tageszeitungen wie die Neue Zürcher Zeitung, aber auch internationale Blätter wie 
die FAZ. 
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2. Die Konstruktion des Islam als Feindbild 
 
2.1. Anmerkungen zur historischen Entwicklung des „Feindbild Islam“ 
 
Das Aufeinandertreffen des Islam mit Europa ist seit Jahrhunderten mit einem konfrontativen 
Charakter behaftet. Während das Bild des „Orients“ aus der Sicht des „Abendlandes“ im 
Laufe der historischen Entwicklung oftmals Wandlungen unterworfen war, gilt der Islam 
jedoch als jener bestimmende Faktor, der die Sicht Europas, die Region des mediterranen 
Orients wäre ein „einheitliches Ganzes“, bestärkt hat.3 Eine „Bedrohung“ wurde der Islam für 
Europa mit seiner im frühen 7. Jahrhundert einsetzenden Ausbreitung, welche schließlich 
auch die iberische Halbinsel mit einschloss. Die Schlacht von Tours und Poitiers im Jahr 732 
gab trotz ihrer geringen Beachtung in zeitgenössischen Quellen mittels ihrer Interpretation 
durch spätere Historiker, in erster Linie durch Edward Gibbon, der Darstellung der 
Geschichte Europas als Geschichte der Auseinandersetzung mit dem Islam Auftrieb.4 
 
Zu Beginn der Eroberungsfeldzüge der Muslime in Nordafrika und Spanien hatte das 
westliche Europa nur eine vage Vorstellung des Wesens sowie der Denkweise der Eroberer. 
Während Christen und Muslime im Mittleren Osten schon früh aufeinandergetroffen waren, 
speiste sich die Kenntnis des westlichen Europas über die Muslime in erster Linie aus der 
lateinisch-antiken Überlieferung, dass Araber „molles“ (verweichlicht, korrupt) wären und 
„Arabia felix“ jenes geheimnisvolle Land von Gewürzen, des Mythos von Phönix und der 
biblischen Geschichte der Königin von Saba.5 In Folge der Kreuzzüge gaben Chroniken und 
Epen Auskunft über den Islam. Deren Aussagekraft war jedoch aufgrund ihres verworrenen 
und lückenhaften Charakters gering. Die Darstellung der Schlachten der christlichen Ritter 
gegen die „Heiden“ war von apokalyptischem Ausmaß. In der ältesten epischen Dichtung 
wiesen die Namen der „heidnischen“ Helden „(...) gewöhnlich eine Verwandtschaft mit der 
Welt der Magie und der Dämonen auf (...). Oft ist der Heide ein Riese, der an die klassisch-
lateinische antike Tradition erinnert, aber auch an Goliath, dessen Riesenhaftigkeit 
gewöhnlich diabolische Züge trägt. Wenn sie keine Giganten sind, haben die Sarazenen ein 
monströses, ja teuflisches Aussehen: Sie sind schwarz, gehörnt, blecken die Zähne (...). Daß 
der Sarazene als ein Adept der Teufels galt, belegen die außerordentlichen Wesen, die ihn in 
                                                 
3 Vgl. Kappert, Petra: „Europa und der Orient“, in: Hippler, Jochen; Lueg, Andrea (Hg.): „Feindbild Islam: oder 
Dialog der Kulturen“, Hamburg 2002, S. 45.  
4 Vgl. Cardini, Franco: „Europa und der Islam: Geschichte eines Mißverständnisses”, München 2000, S. 15.   
5 Vgl. ibidem S. 108.  
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den Tod begleiten: Die Dämonen eilen herbei, um seine Seele zu rauben, wenn er ins 
Kampfgetümmel gerät. Die Waffen der Christen sind durch die Kraft der Reliquien und des 
Segens geschützt, die Sarazenen dagegen verdanken ihre Macht Zauberkünsten, Edelsteinen 
und Kräutern, die geheimnisvolle Kräfte besitzen.“6 
 
In Folge der Ausbreitung des Islam auf europäisches Gebiet beeinflusste die islamische Welt 
das westliche Europa in nachhaltiger Weise. Das in  der arabischen Welt übersetzte und 
aufbewahrte Wissen der Antike gelangte durch syrische, arabische und jüdische Übersetzer 
und Kommentatoren zwischen dem 10. und 14. Jahrhundert auch nach Europa und floss in die 
Entwicklung der modernen Natur- und Geisteswissenschaft ein. Die immer häufigeren 
Gelegenheiten zu Austausch und Handel begünstigten die Entwicklung eines differenzierteren 
Bildes der Muslime in Westeuropa. Sichtbares Zeichen war die Beeinflussung der 
spätmittelalterlichen Mode durch orientale Motive und Stoffe. Der immer wieder 
aufflammende Kreuzzugsgedanke zeigt die Ambivalenz der Beziehung Europas zu den 
Muslimen, die im spätmittelalterlichen Klima der Angst zwischen Bewunderung und Hass 
schwankte.  
 
Ab dem 15. Jahrhundert war das Bild des Islam in Europa vor allem von den Feldzügen des 
osmanischen Reiches in Südosteuropa und dem Donauraum geprägt, die zweimal bis nach 
Wien ausgeweitet wurden. Mit der Eroberung Konstantinopels und der Errichtung des 
osmanischen Reiches wandelte sich das Feindbild der Muslime in eine Türkenfurcht und -
feindbild, das bis spät in das 17. Jahrhundert andauerte.  
Erst mit der Niederlage der Türken bei Wien im Jahr 1683 und der einsetzenden 
Überlegenheit der europäischen Heere über die osmanischen begann sich das Bild des Orients 
und der Muslime zu wandeln. Dies war „(...) in vielfacher Hinsicht der Beginn einer neuen 
Ära und das Zeichen für die endgültige Befreiung vom Alptraum des Halbmondes, der 
„Türkenfurcht“. Jetzt konnten auch der Islam und die Geschichte des Osmanischen Reiches 
mit größerer Sachlichkeit studiert werden. (...) Mit der Angst schwanden auch die Motive, die 
jahrhundertelang die polemische Literatur beflügelt hatten.“7 
Im Zeitalter der Aufklärung im 18. Jahrhundert begann sich das Bild des Orients aufzuhellen 
und oftmals romantisch zu verklären. Das Leben im Orient erschien geheimnisvoll, voll von 
Luxus und märchenhaften Personen, die schrankenlosen Genuss und mildes Klima genossen. 
Einblick in die orientalische Lebenswelt gab auch das zwischen 1704 und 1717 in der 
                                                 
6 Ibidem S. 109 ff.  
7 Ibidem S. 228.  
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Übersetzung des französischen Orientalisten Jean-Antoine Galland veröffentlichte Werk 
„Erzählungen aus Tausendundeiner Nacht“. Diese neuen Erkenntnisse um den Orient führten 
zu einer teilweisen Revision des Bildes der barbarischen und blutrünstigen Muslime, welches 
das Mittelalter geprägt hatte. Der Orient und die Muslime waren, da die militärische 
Bedrohung abgewendet war, zu einem Gebiet geworden, das man entdecken wollte und mit 
dessen Widersprüchen zur europäischen Aufklärung man sich auseinandersetzen konnte. In 
Folge beschäftigen sich europäische Denker, Schriftsteller und Komponisten in ihren Werken 
mit dem Orient. Den europäischen Dichtern der Romantik, etwa Johann Wolfgang von 
Goethe, war jedoch die Frühzeit des Islam beziehungsweise das persische Mittelalter 
bedeutend näher als der reale zeitgenössische Orient unter der Vorherrschaft des osmanischen 
Reiches.  
Zur selben Zeit diente der Islam auch als despotisches Gegenstück zur europäischen 
Aufklärung. Diese orientalische „Despotie“ sollte fortan „(...) genau wie das Phantasiegebilde 
von der märchenhaft-exotischen islamischen Welt im westlichen Denken Bestand haben. 
Montesquieu und Voltaire kritisierten den Orient als Ort der Gegenaufklärung, der, regiert 
von grausamen Despoten mit unumschränkter Gewalt über ihre Untertanen, das Bild eines 
sich wandelnden Okzidents um so vorteilhafter erstrahlen ließ.“8 
 
Ein bis heute konstanter Faktor in der Wahrnehmung der islamischen Welt durch Europa ist 
ihre kaum beachtete gesellschaftliche, ethnische und kulturelle Vielfalt.9 Insbesondere in den 
Medien wird der Islam meist mittels Klischees und Stereotypen als monolithischer Block 
dargestellt. Oftmals wird dieser auch mit dem islamischen Fundamentalismus als der 
„wahren“ Form des Islam gleichgesetzt. Während es auch das „positive“ Bild des 
märchenhaften Orients aus den Geschichten von „Tausendundeiner Nacht“ gibt, hat dieses, 
ebenso wie das europäische Bild des Islam als aggressive, brutale, fanatische und irrationale, 
rückständige Gesellschaft, kaum etwas mit der Realität in islamischen Staaten zu tun.10  
Das in den Medien und von „Islam-Experten“ verbreitete Bild des Islam wird von  
Schreckensnachrichten geprägt. Begriffe wie „Heiliger Krieg“ (Dschihad) tauchen überall 
dort auf, wo radikale Islamisten ihren Glauben mit dem Schwert verbreiten und an dem 
imperialistischen Westen Rache nehmen würden. Andrea Lueg sieht die Ängste des Westens 
                                                 
8 Kappert, Petra: „Europa und der Orient“, in: Hippler, Jochen; Lueg, Andrea (Hg.): „Feindbild Islam: oder 
Dialog der Kulturen“, Hamburg 2002, S. 47. 
9 Vgl. u.a. das Kapitel über islamische Nationalkulturen in: Schulze, Reinhard: „Geschichte der islamischen Welt 
im 20. Jahrhundert“, München 2003, S. 360 ff.  
10 Lueg, Andrea: „Das Feindbild Islam in der westlichen Öffentlichkeit“, in: Hippler, Jochen; Lueg, Andrea 
(Hg.): „Feindbild Islam: oder Dialog der Kulturen“, Hamburg 2002, S. 15. 
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gegenüber dem Islam jedoch in erster Linie im psychologischen Bereich, in der Rolle der 
Religion und einer anderen, fremdartigen Kultur. Symbole wie das Tragen des Kopftuches 
würden schnell als Attacke auf die christlich-abendländische Kultur interpretiert und in einer 
militärischen Dimension als erweiterter „Heiliger Krieg“ aufgefasst, dessen Ziel die 
Unterwerfung unter den Islam durch allmähliche kulturelle Unterwanderung wäre. „Aus der 
Verknüpfung von Begriffen wie Aggressivität, Heiliger Krieg, Eroberungsabsicht, 
Gefährdung etc. mit dem Islam entsteht der Eindruck einer Bedrohung, die gleich auf drei 
Ebenen wirkt: auf der psychologischen, der kulturellen und der religiösen. Dagegen fällt aus 
der Berichterstattung heraus, was uns den Zugang zu islamischer Kultur erleichtern könnte.“11 
 
Dieser Zugang zur islamischen Kultur wird von dem Umstand gehemmt, dass sich die 
Aufmerksamkeit des Westens in erster Linie auf den Islam als Religion und nicht als 
kulturelle Größe beschränkt. Dem Begriff des „islamischen Fundamentalismus“, mit dem der 
Islam oftmals gleichgesetzt wird, wird ein Expansions- und Unterwerfungswille 
zugesprochen, der sich in erster Linie gegen den „verhassten“ Westen richten würde. „Dem 
islamischen Fundamentalismus werden Fortschrittsfeindlichkeit, reaktionäre politische Ideen 
und der Wunsch zur „Rückkehr ins Mittelalter“ zugeschrieben. Solche Etikettierungen werden 
häufig auf den Islam allgemein übertragen“.12 Der Islam als Feindbild trägt auch zur Eigen- 
und Fremdpositionierung zwischen dem „Orient“ und dem „Abendland“ bei. In diesem 
Schema werden dem Westen all jene Attribute zugeschrieben, die dem Islam fehlen würden. 
Der Westen wäre demnach rational, aufgeklärt und daher säkular sowie fortschrittlich 
ausgerichtet. Das Feindbild Islam trägt so auch zur positiveren Eigenwahrnehmung bei. 
Erstaunlich für diese Denkweise ist auch, dass nicht zwei Religionen, also das Christentum 
und der Islam, sondern ein geografischer Raum, der Westen, und eine Religion, der Islam, 
gegenübergestellt werden. Dies verstärkt den Eindruck des säkularen Charakters des Westens, 
ungeachtet der politischen und gesellschaftlichen Realität in den westlichen sowie den 
islamischen Staaten.  
Im Zuge der inner-westlichen Identitätsfindung nach dem Wegfall der Bedrohung durch die 
Sowjetunion stieg die Attraktivität des Feindbilds Islam wieder. Als naheliegender Ersatz für 
die Konkurrenz zweier diametral entgegengesetzter politischer Systeme liefert das Feindbild 
Islam, insbesondere der „islamische Fundamentalismus“, nach Belieben in unterschiedlichen 
Ländern und Regionen Stoff für eine konkrete Bedrohung des Westens.  
 
                                                 
11 Ibidem S. 18.  
12 Ibidem S. 21.  
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2.2. Kulturalismus und Kampf der Kulturen 
 
Im Kontext des Wegfalls traditioneller Bedrohungsbilder und des Entstehens einer neuen 
Weltordnung veröffentlichte Samuel Huntington 1996 sein von Medien und Politik 
vielbeachtetes und vielzitiertes Werk „The Clash of Civilizations and the Remaking of World 
Order“. In diesem sah er die Weltordnung in eine neue Phase eintreten, in der in erster Linie 
nicht mehr verschiedene Ideologien oder Wirtschaftmodelle gegeneinander konkurrieren, 
sondern internationale Konflikte zwischen mehr oder weniger homogenen kulturellen 
Blöcken entstehen. Die vorherrschenden Paradigmen der Einteilung der Welt in 
Nationalstaaten oder in einen anarchischen Zustand weist Huntington als wenig brauchbar 
zurück. Entweder seien sie zu spezifisch und verallgemeinernd und könnten den Einfluss von 
Zivilgesellschaft und Kultur auf den Nationalstaat unzureichend darstellen oder sie wären, 
wie etwa das universelle Weltordnungsmodell Fukuyamas, zu weit von der Realität entfernt.13  
Jene zivilisatorischen Blöcke, die laut Huntington in Zukunft die Konfliktlinien der 
Weltpolitik darstellen, unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Religion, Sprache, Geschichte und 
Tradition voneinander. Die Entwicklung der verschiedenen Blöcke sieht er eng im 
Zusammenhang mit dem Abstieg des Westens, der nach Jahrhunderten der Dominanz seine 
kolonialen Territorien sowie seine unantastbare militärische und wirtschaftliche 
Überlegenheit verloren hat und auch seine kulturelle Hegemonie nicht mehr durchzusetzen 
imstande ist. Zur selben Zeit würden andere kulturelle Blöcke an Stärke und Selbstsicherheit  
gewinnen und den Westen herausfordern.  
 
Auch der Islam stellt in Huntingtons Theorie einen der weitgehend homogenen Blöcke dar, 
der sich zwangsläufig in Konflikt mit den anderen Blöcken, jedoch insbesondere mit dem 
westlichen, befindet. Den Kern des fortlaufenden Konfliktmusters zwischen dem Westen und 
dem Islam liegt für ihn jedoch nicht in vorübergehenden Phänomenen wie dem islamischen 
Fundamentalismus des 20. Jahrhunderts oder des Kreuzzugsgedankens des christlichen 
Mittelalters. Vielmehr liegen die Gründe in der Natur der Kulturen und ihrer Religionen 
selbst. „They (the causes of the ongoing conflict, Anm. Kassal) flow from the nature of the 
two religions and the civilizations based on them.”14 Dieses latente Konfliktpotential würde 
von externen Faktoren verstärkt werden. Dazu zählt Huntington unter anderem 
                                                 
13 Vgl. Huntington, Samuel P.: “The Clash of Civilisations and the Remaking of World Order”, New York 1997, 
S. 36 ff.   
14 Ibidem S. 210. 
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demographische Faktoren wie das höhere Bevölkerungswachstum in islamischen Staaten und 
die Immigration von Muslimen nach Europa.  
Dem Modell Huntingtons ist ebenso wie ähnlichen Theorien der Neunzigerjahre von Johan 
Galtun oder Basam Tibi die starke Fokussierung auf die Religion und Kultur als das 
konstituierende Element einer Zivilisation gemein. Die Modelle beinhalten darüber hinaus die 
Vorstellung einer homogenen westlichen Kultur, für die Multikulturalismus eine Gefahr 
darstellt. Errungenschaften wie Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und eine pluralistische 
Gesellschaft bleiben im Modell Huntingtons der westlichen Welt vorbehalten.15 
 
2.3. Zum Verhältnis von Islamphobie und Kulturalismus/Neorassismus  
 
Jene Weltanschauung, die besagt, dass der Islam als Gesellschaftsordnung fundamental 
inkompatibel mit dem Westen und ihm darüber hinaus kulturell unterlegen wäre, sieht Matti 
Bunzl als Kern des nicht unumstrittenen Begriffs „Islamphobie“. Im Gegensatz zu 
Antisemitismus, ist Islamphobie ein erst in jüngerer Zeit aufgetretenes Phänomen: „Whereas 
anti-Semites questioned Jews’ fitness for inclusion in the national community, Islamophobes 
are not particularly worried whether Muslims can be good Germans, Italians, or Danes. 
Rather, they question whether Muslims can be good Europeans. Islamophobia, in other words, 
functions less in the interest of national purification than as a means of fortifying Europe”.16  
Europäische rechtspopulistische Parteien machen sich dies als Argumentationsstrategie 
zunutze, indem sie den Islam im Laufe der späten Neunzigerjahre zu einem ihrer zentralen 
Themen gemacht haben. Im Zuge dieser Entwicklung wurde eine allgemeine und 
generalisierte  Ablehnung von Immigranten und Ausländern durch das Thema Islam ersetzt: 
„In that equation, Islam is identified as the preeminent threat to Europe’s future. It is a highly 
focused logic that has transformed earlier modes of exclusion. Those had mobilized a rather 
amorphous set of antipathies against immigrants and foreigners more generally. (…) Migrants 
became Muslims, and Europe’s Right wing found its target.”17 
Bei dieser von rechtspopulistischen Parteien gebrauchten kulturalistischen 
Argumentationslogik handelt es sich um „(...) eine Sichtweise welche kulturelle Identität als 
bestimmenden Faktor für soziales Handeln und als konstituierendes Merkmal für 
                                                 
15 Vgl. Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009, S. 16.  
16 Bunzl, Matti: „Anti-Semitism and Islamophobia: Hatreds Old and New in Europe“, Chicago 2007, S. 13.  
17 Ibidem S. 37.  
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Gruppenzugehörigkeit annimmt. Kultur determiniert also soziales Verhalten stärker als 
sozialer, ökonomischer oder politischer Status, Geschlecht oder individuelle Erfahrung.“18 
 
Zur selben Zeit verschwimmen die Grenzen zwischen kulturalistischer Sichtweise und dem 
Konzept des Neorassismus.19 Zur Frage, bis zu welchem Grad Kulturalismus und 
Neorassismus Hand in Hand gehen, meint Dan Diner: „It is hard to determine whether these 
reactions (widespread animosity toward Muslims in Europe, Anm. Kassal) are solely 
xenophobic in nature, and are directed against Muslims principally as strangers, as alien 
others, as outsiders; or that more is involved – such as evoking deep strands of tradition 
against Islam as such, (…). The boundaries blur and turn fuzzy between the xenophobia 
mentioned above and an ideologically grounded animosity toward Muslims – named 
Islamophobia – as seen as an analogue of anti-Semitism.”20 Von diesem grenzen sich 
Kulturalismus und Neorassismus ab, da sie kulturelle und nicht biologische Attribute 
benutzen, um eine Hierarchisierung von Zivilisationen beziehungsweise Rassen zu 
legitimieren. Während Kulturalismus im Gegensatz zum biologistischen Rassismus nicht 
zwangsläufig eine Hierarchisierung von Kulturen impliziert, hat er dennoch „(...) vor allem 
dann eine rassistische Dimension, wenn eine Kultur rein negativ dargestellt wird, und den 
politischen Zweck der Exklusion einer undifferenziert konstituierten Fremdgruppe verfolgt. 
Kulturalismus und Rassismus liegen Wünsche einer homogenisierten Gesellschaft zugrunde, 
beide sind ideologische Vehikel um Exklusion zu legitimieren“.21 Diese homogenisierte 
Gesellschaft wird als Voraussetzung für Stabilität gesehen, während Multikulturalismus und 
die damit einhergehende Inklusion fremder Werte und Traditionen als Gefährdung für den 
westlichen Charakter Europas gelten.  
 
2.4. Fazit 
 
Stereotype und Vorurteile sind seit Jahrhunderten Teil der Beziehungen zwischen 
Christentum und Islam. Während im Mittelalter religiöse und theologische Aspekte im 
Vordergrund standen, überwog bis Ende des 17. Jahrhunderts die militärische Bedrohung des 
osmanischen Reiches gegenüber Mitteleuropa. Diese wurde mit dem Beginn der Aufklärung 
                                                 
18 Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009, S. 19.  
19 Vgl. Aftenberger, Ines: „Die Neue Rechte und der Neorassismus“, Graz 2007.  
20 Diner, Dan: „Reflections on Anti-Semitism and Islamophobia“, in: Bunzl, Matti: „Anti-Semitism and 
Islamophobia: Hatreds Old and New in Europe“, Chicago 2007, S. 48 ff. 
21 Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009, S. 22.  
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von einer verklärten romantischen Sicht des Orients und seiner Bewohner abgelöst. In Folge 
überwog eine von europäischen Schriftstellern und Intellektuellen getragene Darstellung des 
wilden, ungezähmten und den europäischen Prinzipien der Aufklärung entgegengesetzten 
Orients.  
Im Zuge der geopolitischen Umbrüche des späten 20. Jahrhunderts und des Wegfalls des 
ideologischen Feindbildes Sowjetunion, rückte ein Weltbild von in Konflikt stehenden 
Zivilisationen in den Vordergrund, das auch von den Medien immer wieder propagiert wird. 
Theoretische Modelle, die Europa im Konflikt mit anderen Kulturen, insbesondere mit dem 
Islam, sehen, werden auch von europäischen rechtspopulistischen Parteien zur Legitimierung 
einer auf Exklusion ausgerichteten Politik gegenüber Muslimen verwendet. In diesen  wird 
kulturelle Homogenität als Voraussetzung für Stabilität in Europa angenommen, während 
Multikulturalismus als Gefährdung der christlich-abendländischen Gesellschaft Europas gilt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 19 
3. Der Islam und die Schweiz 
 
Diesem sowie den folgenden Kapiteln ist vorwegzunehmen, dass es sich bei den Angehörigen 
der islamischen Glaubensgemeinschaft in der Schweiz trotz der von Politikern und Medien 
gerne gebrauchten Bezeichnungen, etwa jener der „muslimischen Gemeinschaft“ oder „den 
Muslimen“, bei diesen weder in kultureller noch in ethnischer Hinsicht um eine homogene 
Gruppe handelt. Die Vorstellung, es gäbe in der Schweiz nur „eine“ muslimische 
Gemeinschaft, deren Mitglieder einheitliche Werte und Praktiken teilen, will die Realität 
jedoch allzu vereinfachend darstellen. Vielmehr bestehen verschieden Gruppen und 
soziologische Typen innerhalb der islamischen Glaubensgemeinschaft, die hinsichtlich des 
Islam oftmals sehr unterschiedliche Auffassungen und Haltungen vertreten. So nehmen 
sowohl die Bekenntnisse zur Religionsausübung als auch die Bandbreite religiöser Praktiken 
verschiedene individuelle Prägungen an. Die in der Schweiz lebenden Muslime haben darüber 
hinaus verschiedene nationale Hintergründe und dementsprechende kulturelle Traditionen. Sie 
arbeiten in verschiedenen Berufen und gehören verschiedenen sozialen Schichten an. Was den 
Großteil der Muslime jedoch eint und mit den Angehörigen der anderen in der Schweiz 
vertretenen Religionsgemeinschaften verbindet, ist ihre laizistische Orientierung.22 
 
3.1. Etappen der Einwanderung von Muslimen in die Schweiz 
 
Zum ersten durch Quellen belegten Aufeinandertreffen von Muslimen mit auf dem heutigen 
Gebiet der Schweiz lebenden Menschen kam es bereits im Jahr 936, als Sarazenen aus 
Andalusien kommend die Alpen überquerten, den Bischofssitz von Chur eroberten und im 
Wallis eine Reihe von Siedlungen errichteten. Zwischen 1096 und 1291 nahmen Adelige und 
Geistliche aus den Gebieten der heutigen deutschen und französischen Schweiz an 
Kreuzzügen ins Heilige Land teil. Auch in späteren Feldzügen gegen das osmanische Reich 
nach dem Fall von Konstantinopel Mitte des 15. Jahrhunderts waren Eidgenossen am 
Schlachtfeld präsent. Die Wahrnehmung des Islam während der Kreuzzüge und den späteren 
Eroberungsfeldzügen des osmanischen Reiches  in Europa war von einer apokalyptischen 
Stimmung geprägt. So wurde der Islam besonders in reformatorischen Kreisen als eine 
Erscheinung der Endzeit gedeutet.23  
                                                 
22 Vgl. Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen: „Muslime in der Schweiz. Identitätsprofile, 
Erwartungen und Einstellungen. Eine Studie der Forschungsgruppe „Islam in der Schweiz“ (GRIS)“, S. 13, 
http://www.ekm.admin.ch/de/dokumentation/doku/mat_muslime_d.pdf. 
23 Vgl. Behloul, Samuel M.: „Historisches Lexikon der Schweiz: Islam“, http://hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D11392.php. 
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Im Verlauf des 20. Jahrhunderts ist die anfangs geringe Zahl der Muslime in der Schweiz 
stetig gestiegen. Im Jahr 1970 lebten 16 353 Muslime in der Schweiz, zehn Jahre später waren 
es 56 625, im Jahr 1990 152 217 und laut der aktuellsten Volkszählung des Jahres 2000 hat 
sich ihre Zahl auf knapp über 310 000 erhöht.24  
Ähnlich der Entwicklung in anderen europäischen Staaten wanderten Muslime in mehreren 
Schüben in die Schweiz ein. Zu Beginn der Sechzigerjahre des 20. Jahrhunderts begannen 
neben den „traditionellen“ Zuwanderern aus Italien, Spanien und Portugal auch türkische und 
jugoslawische Staatsangehörige einzuwandern. Der Aufenthalt dieser aus ledigen Männern 
bestehenden Gruppen von Arbeitsmigranten war von diesen jedoch großteils nicht als 
dauerhaft vorgesehen. Nach außen hin blieben die muslimischen Einwanderer der 
Sechzigerjahre unauffällig, die Religionsausübung beschränkte sich auf den privaten Bereich.  
Neben der Einwanderung aus wirtschaftlichen Gründen kamen beginnend mit den 
Sechzigerjahren auch Einwanderer, die ihr Land aus politischen oder humanitären Gründen 
verlassen hatten und in der Schweiz Exil suchten. Diese kamen vor allem aus dem Mittleren 
Osten und Nordafrika, in jüngerer Zeit aus dem ehemaligen Jugoslawien.  
 In den Siebzigerjahren folgten in der Regel insbesondere Familienangehörige jenen 
alleinstehenden Arbeitern nach, die vorwiegend aus wirtschaftlichen Gründen in der Schweiz 
lebten. Mit dem Familiennachzug wurde aus dem zeitlich begrenzten Aufenthalt der 
Arbeitsmigranten eine dauerhafte Verwurzelung in der Schweiz. In diese Zeit fallen auch die 
ersten Moscheebauten mit Minaretten in Zürich in den Sechziger- und in Genf in den späten 
Siebzigerjahren. Ein weiterer größerer Schub an muslimischen Einwanderern folgte in den 
Neunzigerjahren im Zusammenhang mit den Sezessionskriegen im ehemaligen Jugoslawien 
und führte zu einer Verdoppelung der muslimischen Gemeinschaft in der Schweiz.  
 
3.2. Aktuelle soziodemographische und organisatorische Aspekte  
 
Die Schweizer Religionslandschaft wird in erster Linie von den beiden großen traditionellen 
Glaubensgemeinschaften, der römisch-katholischen sowie der evangelisch-reformierten 
Kirche, bestimmt. Beginnend mit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nahmen deren 
Anteile an der Wohnbevölkerung jedoch kontinuierlich ab. In den letzten Jahren verstärkte 
sich dieser Abwärtstrend weiter. Seit den Siebzigerjahren ist der Anteil der evangelisch-
                                                 
24 Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen: „Muslime in der Schweiz. Identitätsprofile, Erwartungen 
und Einstellungen. Eine Studie der Forschungsgruppe „Islam in der Schweiz“ (GRIS)“, S. 12, 
http://www.ekm.admin.ch/de/dokumentation/doku/mat_muslime_d.pdf.  
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reformierten Kirche um 13%, jener der römisch-katholischen um 7,5% zurückgegangen. 
Während auch einige kleinere Glaubensgemeinschaften an Größe zurückgingen, bauten alle 
übrigen Gruppen ihre Anteile an der Bevölkerung aus.  
 
Unter ihnen befindet sich die islamische Glaubensgemeinschaft, deren Anteil im Vergleich zu 
anderen Gruppen überproportional stark angewachsen ist. Bei der letzten Volkszählung im 
Jahr 2000 betrug dieser 4,26% oder 310 807 Personen muslimischen Glaubens.25 Das starke 
Wachstum der muslimischen Gemeinschaft fand vor allem in den größeren Gemeinden und in 
der Deutschschweiz statt, in bedeutend geringerem Ausmaß in kleineren Gemeinden. 
Muslime in der Schweiz leben heute überwiegend in der Deutschschweiz und der 
Westschweiz mit Anteilen an der Bevölkerung von 4,7% sowie 3,6%. Weniger stark vertreten 
sind sie in der italienischsprachigen Schweiz (1,8%) sowie in kleineren Gemeinden mit 
weniger als 3000 Einwohnern.26 Aufgrund sprachlicher Gemeinsamkeiten leben Menschen 
aus frankophonen nordafrikanischen und arabischen Staaten überwiegend in der französischen 
Schweiz, Muslime aus Südosteuropa und der Türkei jedoch mehrheitlich in der deutschen 
Schweiz.27 Während die Anzahl der Muslime in der Schweiz laut der Eidgenössischen 
Volkszählung im Jahr 2000 knapp 310 000 betrug, geht die SVP in ihren Schätzungen ab 
2006 bereits von einer Anzahl von einer halben Million Muslime aus.28  
Der Anteil ausländischer Mitglieder der islamischen Glaubensgemeinschaft beträgt 88,3%, 
von denen beinahe 60% aus einem Nachfolgestaat des ehemaligen Jugoslawien sowie 20% 
aus der Türkei stammen.29 Während die türkische Gemeinschaft in den Jahren vor der 
Volkszählung leicht geschrumpft ist, hat sich der Anteil der muslimischen Migranten aus dem 
ehemaligen Jugoslawien exponentiell stark vergrößert. Der Anteil ausländischer Mitglieder 
innerhalb der islamischen Gemeinschaft stellt im Vergleich zu den anderen 
Religionsgemeinschaften den zweithöchsten Wert dar. Nur die hinduistischen Vereinigungen 
weisen mit 92,5% einen höheren Anteil an Ausländern auf.  
Die Alterstruktur der islamischen Gemeinschaft weist mit 39,2% einen hohen Anteil von 
jungen Menschen unter 20 Jahren auf. Dieser beträgt in der Gesamtbevölkerung 22,9%. Der 
                                                 
25 Bovay, Claude: „Eidgenössische Volkszählung 2000: Religionslandschaft in der Schweiz“, Dezember 2004, S. 
11, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/22/publ.html?publicationID=1614.  
26 Ibidem S. 22.  
27 Vgl. Eidgenössische Kommission gegen Rassismus: „Mehrheit und muslimische Minderheit in der Schweiz. 
Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus (EKR) zur aktuellen Entwicklung“, 
September 2006, S. 9, http://www.ekr.admin.ch/shop/00007/00032/index.html?lang=de.  
28 Vgl. SVP/UDC „Unsere Regeln gelten für alle. Positionspapier zur Asyl- und Ausländerpolitik“, 2006, S. 6,  
http://www.svp.ch/display.cfm/id/100777/disp_type/display/filename/060320-auslaenderpolitik-d.pdf. 
29 Bovay, Claude: „Eidgenössische Volkszählung 2000: Religionslandschaft in der Schweiz“, Dezember 2004, S. 
32, http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/22/publ.html?publicationID=1614. 
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Anteil der über 60jährigen ist, insbesondere im Vergleich zu christlichen Gruppen, einer der 
kleinsten von allen in der Schweiz vertretenen Glaubensgemeinschaften.30 
Der Anteil der Muslime mit tertiärer Bildung ist hingegen mit knapp 10% im Vergleich zu 
den anderen Religionsgemeinschaften unterdurchschnittlich und hat sich seit dem Jahr 1970 
sogar leicht verschlechtert. Diesem Trend entsprechend ist auch die Arbeitslosenquote unter 
den Mitgliedern der muslimischen Gemeinschaft mit 15% überdurchschnittlich hoch.31  
 
Die muslimische Gemeinschaft der Schweiz ist in einem relativ dichten Netz aus Vereinen 
und Gebetsstätten organisiert. Darunter fallen rund 50 Vereine und 130 Kulturzentren und 
Gebetsstätten. Unter den Kulturzentren und Gebetsstätten sind 26 arabische, 49 albanische, 21 
bosnische und 31 türkische.32  
Die islamischen Vereine bestehen auf privatrechtlicher Basis ohne Steuerrecht. Für eine 
Anerkennung als Körperschaft öffentlichen Rechts, wie von den islamischen Verbänden 
angestrebt, besteht zur Zeit keine politische und gesellschaftliche Zustimmung.33  
Auch in den Namen der verschiedenen Vereine spiegelt sich die Gespaltenheit der 
muslimischen Bevölkerung wieder. So verweisen diese in erster Linie auf kulturelle oder 
gesellschaftliche Gemeinsamkeiten wie etwa das Heimatland ihrer Mitglieder und nicht auf 
religiöse Merkmale. Dementsprechend sind nicht alle muslimischen Vereine ausschließlich 
religiösen Charakters. Viele dienen als Orte der Begegnung und Kommunikation, auch für 
nicht praktizierende Muslime. Neben einer großen Anzahl kleinerer Vereine wurden in den 
letzten zwei Jahrzehnten auch regionale und überregionale Dachverbände gegründet. 
Entstanden sind so die Gemeinschaft islamischer Organisationen der Schweiz (GIOS) im Jahr 
1989, die Vereinigung islamischer Organisationen Zürich (VIOZ) 1997, die Koordination 
islamischer Organisationen der Schweiz (KIOS) 2000, die Vereinigung islamischer 
Organisationen des Kantons Luzern (VIOKL) 2002, der Dachverband islamischer Gemeinden 
der Ostschweiz und des Fürstentums Liechtenstein (DIGO) 2003, der Verband Aargauer 
Muslime (VAM) 2004, die L'Union des organisations musulmanes de Genève (UOMG) sowie 
die Föderation Islamischer Dachorganisationen in der Schweiz (FIDS) im Jahr 2006 und der 
                                                 
30 Ibidem S. 38.  
31 Ibidem S. 40/41.  
32 Vgl. Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen: „Muslime in der Schweiz. Identitätsprofile, 
Erwartungen und Einstellungen. Eine Studie der Forschungsgruppe „Islam in der Schweiz“ (GRIS)“, S. 23, 
http://www.ekm.admin.ch/de/dokumentation/doku/mat_muslime_d.pdf.  
33 Vgl. Behloul, Samuel M.: „Historisches Lexikon der Schweiz: Islam“, http://hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D11392.php.  
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Islamische Zentralrat Schweiz (IZRS) 2009.34 Aufgrund der Heterogenität der muslimischen 
Gemeinschaft existiert kein allgemein anerkannter Verband aller in der Schweiz lebenden 
Muslime. 
 
In Folge der Einwanderung von Muslimen in den Sechzigerjahren entstanden in der Schweiz  
auch Moscheen, bei deren überwiegender Anzahl es sich um kleinere Moscheen oder 
sogenannte „Hinterhofmoscheen“ handelte. Die erste größere Moschee mitsamt einem 18 
Meter hohen Minarett wurde 1963 in Zürich errichtet. Auch die Errichtung der Zürcher 
Mahmud-Moschee ging jedoch nicht gänzlich ohne Aufsehen vonstatten. Die Kritik einiger 
christlicher Gruppen an der angeblich bevorzugten Behandlung des islamischen Vereins, der 
die Moschee errichtet hatte, hielt sich jedoch in Grenzen und war nach einigen 
diesbezüglichen Wortmeldungen im Stadtrat abgetan.35 Die zweite Moschee mit Minarett 
wurde 1978 in Genf  eröffnet. Finanziert vom Saudi-Arabischen Monarchen ist sie das größte 
islamische Gebetshaus in der Schweiz. Ihr Minarett ist rund 40 Meter hoch. Weitere Minarette 
finden sich heute in Winterthur sowie in Wangen bei Olten.  
 
Zusammenfassend handelt es sich bei den in der Schweiz lebenden Muslimen um eine weder 
in ethnischer, noch in kultureller Hinsicht homogene Gemeinschaft. Die überwiegende 
Mehrheit der Muslime in der Schweiz stammt aus europäischen Staaten, wie etwa den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien und der Türkei, es dominiert also ein 
europäischer Islam. Es handelt sich mit einem überproportional hohen Anteil an Menschen 
unter 20 Jahren um eine sehr junge Bevölkerung, die großteils in einem städtischen Umfeld 
lebt. Die Mehrheit der Muslime sind Ausländer ohne Schweizer Pass.  
 
3.3. Der Islam in der öffentlichen Debatte 
 
Der Islam trat erst in jüngerer Zeit vermehrt im öffentlichen Diskurs auf. Dies geht in erster 
Linie auf die im Vergleich zu ehemaligen Kolonialmächten wie Frankreich relativ spät 
eingesetzte Zuwanderung einer größeren Zahl von Muslimen in die Schweiz zurück. Dennoch 
gibt es im europäischen Raum Gemeinsamkeiten im öffentlichen Diskurs über Muslime, die 
in der Regel jedoch durchwegs negativ besetzt sind. In diesen dominieren stereotype 
                                                 
34 Vgl. Behloul, Samuel M.: „Religionen in der Schweiz: Islam – Muslimische Migranten in der Schweiz“, 
http://www.religionenschweiz.ch/islam.html.  
35 NZZ Online: „Keine Probleme trotz Minarett“, 23. September 2006, 
http://www.nzz.ch/2006/09/23/zh/articleEHTTK.html?printview=true.  
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Vorstellungen von Islam und Muslimen, die Vorurteile und Feindseligkeiten begünstigen. 
Insbesondere in Folge internationaler Ereignisse wie den Anschlägen des 11. September in 
den USA oder den Anschlägen in Madrid 2004 und London 2005 haben Öffentlichkeit und 
Medien das Bild eines islamischen Fundamentalismus beschworen, das eine 
Glaubensgemeinschaft in ihrer Gesamtheit verdächtig machte und dem Leben einzelner 
Muslime in Europa keine Beachtung schenkte.36 
 
In Ergänzung zu den Entwicklungen auf europäische Ebene weist der öffentliche Diskurs über 
Muslime in der Schweiz einige Besonderheiten auf. Toleranz und die Akzeptanz von 
Pluralismus sind traditionell Teil des politischen Systems der Schweiz. Laut der 
Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus bestehe die Herausforderung in der heutigen 
Zeit darin, jene Vielfalt der in der Schweiz vertretenen Kulturen in einem erweiterten Sinne 
zu akzeptieren und zu integrieren. Darüber hinaus eröffnet das direktdemokratische System 
„(...)einerseits einen Kanal für fremden-feindliche Stimmen, zum Beispiel bei 
Abstimmungskämpfen. Andererseits ist die schweizerische Haltung gegenüber Minderheiten 
immer auch von grossem Pragmatismus geprägt, wie sich u.a. in der Debatte über die so 
genannten „Mohammedkarikaturen“ zeigte. Im Weiteren räumt man wohl in der 
französischen Schweiz insgesamt dem säkularen Staat (laïcité de l’Etat) eine höhere 
Bedeutung ein als in der deutschen Schweiz, wo die Frage des Schutzes der Religionsfreiheit 
grösseres Gewicht erhält. Es bestehen demzufolge in der Schweiz zum Teil regionale 
Unterschiede im Umgang mit der muslimischen Minderheit“.37  
 
Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus kommt in einer Studie zum öffentlichen 
Diskurs über Muslime in der Schweiz dennoch zum Schluss, dass sich die Haltung gegenüber 
Muslimen nicht wesentlich von jener in anderen europäischen Staaten unterscheidet. Auch in 
der Schweiz wird die öffentlich Debatte in erster Linie von Ereignissen aus dem Ausland 
bestimmt während sie zwar „über“ die Muslime, jedoch nicht „mit“ den Vertretern der 
muslimischen Gemeinschaften in der Schweiz geführt wird. Das Hauptaugenmerk der Debatte 
wurde von Anfang an auf religiöse Zusammenhänge gelegt, obwohl die Mehrheit der 
Muslime in der Schweiz nicht religiös praktizierend lebt. Diese Fixierung auf die 
Religionszugehörigkeit der Muslime rückt jene Belange in den Mittelpunkt, in denen sich die 
                                                 
36 Vgl. Eidgenössische Kommission gegen Rassismus: „Mehrheit und muslimische Minderheit in der Schweiz. 
Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus (EKR) zur aktuellen Entwicklung“, 
September 2006, S. 14, http://www.ekr.admin.ch/shop/00007/00032/index.html?lang=de.  
37 Ibidem S. 15.  
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muslimische Minderheit von der christlichen Mehrheit unterscheidet. Berührungspunkte wie 
gemeinsame bürgerliche Interessen treten in den Hintergrund. Darüber hinaus werden 
Muslime pauschal mit religiösen Praktiken wie Zwangsehe oder Ehrenmord in Verbindung 
gebracht, die in der öffentlichen Wahrnehmung überproportional vertreten sind.  
Die Muslime selbst sind in erster Linie aufgrund des Fehlens einer einheitlichen 
Dachorganisation der muslimischen Vereine anfangs nur zögerlich in der öffentlichen Debatte 
aufgetreten. Im Zuge jüngerer Ereignisse, etwa des Karikaturenstreits oder der Debatte um 
das Tragen des Kopftuchs, sind jedoch sowohl Vertreter der islamischen Vereine, als auch 
Vertreter der säkular lebenden Muslime und islamische Wissenschaftler in Erscheinung 
getreten, die zu einem vielfältigeren Bild der in der Schweiz lebenden Muslime beigetragen 
haben. In der Folge sind  Muslime vermehrt aus der Rolle der benachteiligten Minderheit 
ausgebrochen und haben sich aktiv in der öffentlichen Debatten engagiert.38  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
38 Ibidem S. 16 ff.  
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4. Die SVP und ihre Entwicklung im Kontext des politischen Systems der Schweiz 
 
4.1. Anmerkungen zum politischen System der Schweiz  
 
Um die Stellung der SVP im politischen System der Schweiz darzustellen ist es zuvor nötig, 
einige der maßgeblichen institutionellen Strukturen sowie die Züge der politischen Kultur der 
Schweiz  zu erläutern, da diese im europäischen Vergleich einen Sonderfall darstellen. 
 
Die prägenden Merkmale des politischen Systems der Schweiz sind die direkte Demokratie, 
die Kollegialregierung, das Fehlen eines einzelnen Staatsoberhauptes sowie sein 
Föderalismus.  
Der Bundesrat stellt die Exekutive dar und wird alle vier Jahre von der Vereinigten 
Bundesversammlung, der gemeinsamen Sitzung der beiden Parlamentskammern, gewählt. Die 
sieben Regierungsmitglieder werden einzeln mittels absoluter Mehrheit bestimmt und können 
innerhalb ihrer Amtsperiode nicht abgewählt werden. Gleichermaßen hat das Parlament auch 
nicht das Recht, ein Misstrauensvotum gegen die gesamte Regierung zu verhängen und sie 
zum Rücktritt zu zwingen. Jeder Bundesrat steht einem Departement vor, deren Anzahl über 
jede Legislaturperiode hinweg gleich bleibt.39  
Das Amt des Staatsoberhauptes (des Bundespräsidenten) wird durch die sieben Bundesräte 
mittels jährlichem Wechsel wahrgenommen. Dem Präsidenten kommt kein Weisungsrecht 
gegenüber den anderen Regierungsmitgliedern zu. Entscheidungen des Bundesrates werden 
durch Abstimmung mit einfacher Mehrheit beschlossen. Im Anschluss an eine Abstimmung 
ist jeder Bundesrat verpflichtet, das Ergebnis nach außen hin zu verantworten, das interne 
Abstimmungsergebnis und das Abstimmungsverhalten der Bundesräte unterliegt jedoch der 
Geheimhaltung.  
 
Bei der Zusammensetzung des Bundesrates, die auf der Logik eines „freiwilligen Proporzes“ 
beruht, war man zunächst auf die sprachliche und kulturelle Ausgeglichenheit seiner Vertreter 
bedacht.40 Die Verteilungsregel nach deutsch-, französisch- sowie italienischsprachigen 
Vertretern wurde erst 1959 durch eine Verteilung nach politischen Parteien abgelöst. Seitdem 
wird der Bundesrat von den vier stimmenstärksten Parteien, die zusammen etwa 80% der 
                                                 
39 Diese sind das Departement für auswärtige Angelegenheiten, das Departement des Innern, das Justiz- und 
Polizeidepartement, das Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport, das Finanzdepartement, 
das Volkswirtschaftsdepartement und das Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation.  
40 Vgl. Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und 
Schweizerische Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 130.  
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Wähler repräsentieren, gestellt. Bis 2003 hielten nach der sogenannten „Zauberformel“ die 
SP, FDP und CVP jeweils zwei Sitze, die SVP stellte nur einen Bundesrat. 2007 wanderte 
aufgrund des eindeutigen Wahlsieges der SVP ein Bundesratssitz von der CVP zur SVP, die 
von nun an zwei Bundesräte stellt.  
 
Der Begriff „freiwilliger Proporz“ deutet bereits darauf hin, dass diese Zusammenstellung des 
Bundesrates kein formaljuristisches Gebot ist. Bei der Gesamtwahl des Bundesrates könnte es 
demnach auch zu einer Mehrheitskoalition, etwa aus dem bürgerlichen Lager, kommen. 
Wegen der in der Schweiz stark ausgeprägten Referendumsdemokratie wäre jedoch eine 
Koalition, die nur über eine knappe parlamentarische Mehrheit verfügt, besonders anfällig für 
Gegenmobilisierungen in Volksabstimmungen zu ihren Bundesratsbeschlüssen. Eine 
möglichst breite Einbeziehung der Wählerschaft und der wichtigsten politischen 
Gruppierungen in die Regierung soll daher die Erfolgschancen für die zahlreichen Referenden 
zu Bundesratsbeschlüssen erhöhen. Dieser „Zwang“ zur Konkordanz, der indirekt von der 
Logik der Referendumsdemokratie ausgeht, hat dazu geführt, dass die Zusammenstellung des 
Bundesrates nach der „Zauberformel“ von 1959 bis 2003 unverändert und nach 2003 mit 
einer minimalen Verschiebung Bestand hatte. In dieser Weise arbeitet der Bundesrat ohne 
Koalitionen oder gemeinsame Regierungsprogramme.  
 
Jede Gesetzesvorlage benötigt die Zustimmung beider Kammern des Parlamentes. Diese sind 
der Nationalrat und der Ständerat. Den Parteifraktionen im Parlament kommt ein hohes Maß 
an Eigenständigkeit zu. Ein Fraktionszwang ist in geringerem Maße notwendig als etwa in 
Österreich, da einerseits der Bundesrat nicht durch ein Misstrauensvotum gestürzt werden 
kann und andererseits viele Gesetzesvorlagen zusätzlich auch dem Volk zur Abstimmung 
vorgelegt werden müssen.  
 
Das Prinzip des Föderalismus ist auf allen Ebenen der Schweizer Politik zu finden. So gibt es 
im Parlament durch den fehlenden Klubzwang häufig auch innerhalb der Parteien 
Abweichungen bei Abstimmungen. In derselben Weise üben die Bundesparteiorganisationen 
wenig Einfluss auf die Kantonalparteien aus, die in der Regel ein hohes Maß an 
Eigenständigkeit aufweisen und sich selbst in ihrer politischen Ausrichtung beträchtlich 
voneinander unterscheiden können.  
Um ihren Wählern trotzdem eine Orientierungshilfe für ihr Abstimmungsverhalten bei 
obligatorischen und fakultativen Referenden sowie bei Volksinitiativen zu geben, beschließen 
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die Parteien auf Delegiertenversammlungen sogenannte „Abstimmungsparolen“. Auch hier ist 
es nicht unüblich, dass die Empfehlungen der Kantonalparteien von jener der Gesamtpartei 
abweichen. 
 
4.2. Die Entwicklung der SVP bis 2008 
 
Die Schweizerische Volkpartei ging am 22. September 1971 aus der Vereinigung der 
Schweizerischen Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei (BGB) und den Demokratischen 
Parteien der Kantone Glarus und Graubünden hervor. Die Parteigeschichte der BGB geht bis 
auf das Jahr 1917 zurück, als im Kanton Zürich Delegierte des Zürcherischen 
Landwirtschaftlichen Kontrollvereins eine Bauernpartei gründeten. Im Jahr darauf wurde die 
Partei auch im Kanton Bern gegründet. Die Anfänge der beiden kantonalen Bauernparteien 
lagen in der Unzufriedenheit der Bauern und deren gefühlter Untervertretung gegenüber den 
Unternehmern innerhalb der Freisinnigen Partei und führte zu deren Abspaltung.41  
Die Gründung einer gesamtschweizerischen BGB erfolgte am 23. Dezember 1936 durch den 
Zusammenschluss der kantonalen Parteien. Bereits 1929 war die BGB Bundesratspartei 
geworden und stellte seitdem einen Bundesrat.  
 
Nach Gründung der Schweizerischen Volkspartei 1971 übernahm diese den Bundesratssitz 
der BGB und setzte die traditionelle Aufteilung der Bundesräte unter den größten Parteien der 
Schweiz, die ab 1959 praktizierte sogenannte „Zauberformel“, fort. Der Zusammenschluss der 
BGB mit den Demokraten der Kantone Glarus und Graubünden sollte in erster Linie zu einer 
Stärkung und Bündelung der Parteien führen. Während es sich bei den Gründerparteien 
zunächst um Interessenvertretungen bestimmter Stände handelte, so sollte ihre Vereinigung 
auch ihre Reichweite erhöhen und zur Erschließung neuer Wählerschichten führen.42 
Bis Anfang der 1990 Jahre beschränkte sich jedoch die Reichweite der SVP in erster Linie auf 
einige Kantone der Deutschschweiz. Bei Nationalratswahlen erzielte sie bis 1991 als 
schwächst Bundesratspartei Ergebnisse zwischen 10 und 12%. Ein Grund dafür mag ihr bis zu 
diesem Zeitpunkt recht eingeschränkter Aktionsradius gewesen sein, der einige wenige, 
vornehmlich protestantisch geprägte Kantone der deutschsprachigen Schweiz umfasste, mit 
Bern und Zürich allerdings auch die bevölkerungsreichsten des Landes.43 
                                                 
41 Vgl. Linder, Wolf: „Schweizerische Demokratie. Institutionen-Prozesse-Perspektiven“, Wien 1999, S. 104. 
42Vgl. „Die Geschichte der SVP“, http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78800/s_name/geschichte.  
43 Vgl. Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und 
Schweizerische Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 133. 
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Mit der Wahl des Unternehmers Christoph Blocher zum Parteivorsitzenden der SVP des 
Kantons Zürich im Jahre 1977 kam es zu einem Konflikt zwischen dem „Zürcher Flügel“ und 
dem „Berner Flügel“ der SVP. Der „Zürcher Flügel“ setzte sich in Folge mit einer 
kompromisslosen Oppositionspolitik und einer Schwerpunktsetzung hin zu rechts-
populistischen Themen gegen den staatstragenden „Berner Flügel“ durch, der seit 1929 
beinahe durchwegs die Bundesräte der BGB und ab 1971 jene der SVP gestellt hatte.   
 
Bei den Nationalratswahlen 1995 verbesserte die SVP ihren Stimmenanteil und erreichte 
bereits 14,9%. Zur selben Zeit begannen sich die Parteipositionen der größten Schweizer 
Parteien zu ihrer heutigen Ausprägung zu konsolidieren, nachdem sie Ende der 1980er und 
Anfang der 1990er Jahre Schwankungen unterworfen waren: „Im Hinblick auf die Wahlen 
1995 ändert sich die Konstellation der Parteipositionen grundlegend: Die SVP beginnt sich 
stark nach rechts zu bewegen und bildet neu mit der FDP den rechten Pol der 
Regierungsparteien. Die CVP nimmt eine Mitte-Position ein, während die SP auf der linken 
Seite verharrt.“44 
 
Der endgültige Durchbruch für die SVP kam bei der Nationalratswahl 1999, als sie sich mit 
22,5% als stimmenstärkste Partei positionierte.45 Mit der Verbesserung vom vierten auf den 
ersten Platz stellte das Jahr 1999 das bislang erfolgreichste der SVP seit ihrer Gründung dar. 
Infolge des starken Abschneidens forderte die SVP im Anschluss an die Wahl zum ersten Mal 
eine Anpassung der „Zauberformel“. So sollte einer der Bundesratssitze der CVP, die nun die 
stimmenschwächste Bundesratspartei stellte, auf die SVP übergehen. Die übrigen Parteien 
verweigerten der SVP jedoch einen zweiten Sitz im Bundesrat und  so blieb es bei der Wahl 
der Bundesräte bei nur einem Sitz für die SVP, den weiterhin der vom „Berner Flügel“ der 
SVP stammende Adolf Ogi hielt. Nachdem Ogi im Jahr 2000 vorzeitig zurücktrat, wählte die 
Bundesversammlung keinen der beiden offiziellen SVP Kandidaten, sondern Samuel Schmid, 
der ebenfalls vom gemäßigten „Berner Flügel“ der SVP stammte.  
 
Die föderalistischen Strukturen der Schweizer Parteien machen es möglich, selbst innerhalb 
der verschiedenen Ebenen der Parteien eine glaubwürdige Oppositionspolitik zu verfolgen. So 
                                                 
44 Ladner, Andreas:  „Das Schweizer Parteiensystem in Bewegung“, S. 16, http://socio.ch/par/ladner/lad_02.pdf.  
45 SVP 22,5% (44 Mandate/ +15), SPS 22,5% (51 Mandate/ -3), FDP 19,9% (43 Mandate/ -2), CVP 15,9% (35 
Mandate/ +1), Vgl. Bundesamt für Statistik, 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/national_rat/mandatsverteilung.html.  
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kann sich die Linie eines Bundesrates von jener der Parlamentsfraktion seiner Partei oder 
jener der Kantonalpartei durchaus stark unterscheiden: „Da die Regierung nicht durch ein 
parlamentarisches Misstrauensvotum zu Fall gebracht werden kann und die 
Parlamentsmehrheit umgekehrt nicht den permanenten Machterhalt der Regierung sichern 
muss, sind beide Gewalten relativ unabhängig voneinander.“46  
Im Falle der Wahl von Samuel Schmid in den Bundesrat etablierte der „Zürcher Flügel“ der 
SVP eine Konfliktlinie zwischen dem Bundesrat der SVP und ihrer Parlamentsfraktion: 
„Beim >Zürcher< Mehrheitsflügel gilt Schmid fortan als lediglich ’halber’ SVP-Bundesrat, an 
ihrem Oppositionskurs nimmt die Partei in der Folgezeit keinerlei Veränderungen vor.“47 
 
Bei der Nationalratswahl 2003 baute die SVP ihren Stimmenvorsprung weiter aus und wurde 
mit 26,7% der Stimmen zur mit Abstand stärksten Partei. Sie legte 11 Mandate zu und 
überholte somit endgültig die Sozialdemokraten.48 Wie bereits nach der Wahl 1999 erhob die 
SVP abermals vehement die Forderung nach einem zweiten Bundesrat neben Samuel Schmid. 
Im Falle der Nicht-Wahl eines der SVP Kandidaten durch die Bundesversammlung sähe die 
SVP das numerische Konkordanzprinzip aufgekündigt und würde den Bundesrat gänzlich 
verlassen: „Sollte das Parlament die von der SVP nominierten Kandidaten nicht in den 
Bundesrat wählen, sondern nur einen von beiden oder eine andere Person, wird sich die SVP 
aus dem Bundesrat zurückziehen. Die SVP würde in diesem Fall zur Oppositionspartei und 
von jeder Mitverantwortung in der Regierung entbunden.“49 
Am 10. Dezember 2003 wurde Christoph Blocher in einer Kampfabstimmung neben Samuel 
Schmid zum zweiten SVP Bundesrat ernannt. Der zweite Sitz für die SVP ging zu Lasten der 
CVP Bundesrätin Ruth Metzler. Ab dem 1. Januar 2004 leitete Blocher das Eidgenössische 
Justiz- und Polizeidepartement.  
 
Nach einer intensiven und zuweilen turbulenten Wahlkampfphase brachten die Nationalrats-
wahlen 2007 erneut einen Stimmenzuwachs für die SVP. Mit 28,9% der Stimmen konnte sie 
sich von den Sozialdemokraten weiter distanzieren und sich unangefochten an den ersten 
                                                 
46 Linder, Wolf: „Das politische System der Schweiz“, In: Ismayr, Wolfgang: „Die politischen Systeme 
Westeuropas“, Opladen 2003, S. 6. 
47 Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und Schweizerische 
Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 96. 
48 SVP 26,7% (55 Mandate/ +11), SPS 23,3% (52 Mandate/ +1), FDP 17,3% (36/ -7), CVP 14,4% (28 Mandate/ 
-7), Vgl. Bundesamt für Statistik, 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/national_rat/mandatsverteilung.html.  
49 Pressecommuniqué 19.Oktober 2003: „Doppelvertretung im Bundesrat oder Opposition“, 
http://www.udc.ch/g3.cms/s_page/77890/s_name/communiques/news_newsContractor_display_type/detail/news
_id/950/news_newsContractor_year/2003.  
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Platz setzen.50 Zwei Wochen vor den Parlamentswahlen war es bei einer Anti-SVP 
Demonstration in Bern zu schweren Ausschreitungen und Straßenschlachten mit der Polizei 
mit 42 Verletzten gekommen.51  
 
Zunächst sollte die stimmenstärkste Partei aber nicht im Bundesrat vertreten sein. Da es 
bereits vor der Wahl der Bundesräte im Dezember 2007 Anzeichen für eine Abwahl Blochers 
gab, drohte die SVP mit dem Gang in die Opposition, sollte einer ihrer beiden Kandidaten 
Samuel Schmid oder Christoph Blocher nicht gewählt werden.52 
Während Samuel Schmid von der Bundesversammlung als Bundesrat bestätigt wurde, 
verfehlte Blocher jedoch die nötige Mehrheit und wurde durch seine Parteikollegin Eveline 
Widmer-Schlumpf ersetzt. Trotz der Ankündigung der SVP Schweiz in die Opposition zu 
gehen, falls einer ihrer Kandidaten abgelehnt werden würde, akzeptierten beide neugewählten 
SVP Bundesräte ihren Bundesratssitz. Die SVP wertete die Wahl von Widmer-Schlumpf als 
von den anderen Parteien aufgezwungen und kündigte an, die beiden neuen Bundesräte nicht 
als die Vertreter der SVP-Interessen im Bundesrat zu sehen. Die SVP stellte fest, dass es 
unabdingbar wäre, dass in einer wirklichen Konkordanz jede Partei ihre Regierungsmitglieder 
selbst bestimmen würde. „Wir können es deshalb nicht hinnehmen, dass die anderen Parteien 
unsere Vertreter in der Regierung bestimmen. (...) Die Machtkoalition wählte sich handzahme 
Aufpasser, die einer Mitte-links-Regierung das Etikett bürgerlich umhängen sollen. Da 
können und wollen wir nicht mittun.“53 In Folge dieser Ankündigung forderte die SVP 
Schweiz von Widmer-Schlumpf unter Androhung eines Ausschlusses aus der Partei den 
Verzicht auf ihren Sitz im Bundesrat, worauf diese jedoch nicht einging. Da aber der 
Zentralvorstand der SVP Schweiz kein Mitglied einer Kantonalpartei ausschließen kann und 
die  SVP Graubünden ein diesbezügliches Ultimatum des Zentralvorstands verstreichen ließ, 
strebte dieser ein Ausschlussverfahren gegen die gesamte Sektion der Kantonalpartei an.54 
Um einem Ausschluss aus der SVP zuvorzukommen, spaltete sich die Kantonalsektion im 
Juni 2008 von der Mutterpartei ab und trat von nun an unter dem Namen Bürgerlich-
Demokratische Partei Graubünden auf.  
 
                                                 
50 SVP 28,9% (62 Mandate/ +7), SPS 19,5% (43 Mandate/ -9), FDP 15,8% (31 Mandate/ -5), CVP 14,5% (31 
Mandate/ +3), Vgl. Bundesamt für Statistik, 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/blank/key/national_rat/mandatsverteilung.html.  
51 Vgl. etwa Spiegel Online: „Krawalle erschüttern Schweizer Politik“, 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,509888,00.html.  
52 Vgl. SVP Klartext Nr. 10/2007, S. 7, http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78210/s_name/parteizeitung.  
53 SVP Klartext Nr. 12/2007, S. 3, , http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78210/s_name/parteizeitung.  
54 Vgl. NZZ: „SVP macht Ernst mit Rauswurf der Bündner“, 18. Mai 2008, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/zuerich/svp_macht_ernst_mit_rauswurf_der_buendner_1.736864.html.  
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Bei der Bundesratswahl 2008 kehrte die SVP mit Ueli Maurer wieder in die Regierung 
zurück. Dieser folgte dem vorzeitig zurückgetretenen Samuel Schmid an der Spitze des 
Eidgenössischen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport nach.55 
 
4.3. Christoph Blocher und der „Zürcher Flügel“  
 
Ein bedeutender Faktor für den Aufstieg der SVP von der kleinsten zu der mit Abstand 
stimmenstärksten Regierungspartei ist ohne Zweifel in der Person von Christoph Blocher zu 
finden. Unter seiner Führung kam es zu einer grundlegenden Neuorientierung der 
Parteiprogrammatik, in deren Folge sich die Partei auf rechtspopulistische Themen 
konzentrierte. Der Aufstieg Blochers weist auch einen Bezug zu einer für die Schweiz 
kritischen Phase ihrer Identitätspolitik auf, als sie wegen ihres Verhaltens während des 
Zweiten Weltkrieges international unter Druck geriet. In der Folge bot sich für Blocher die 
Gelegenheit, die Schweizer Ehre zu verteidigen und das Verhalten der „classe politique“ 
anzuprangern, welche sich nicht genug für jene Bürger einsetzen würde, die sich aufgrund der 
gegen die Schweiz erhobenen Anschuldigungen verletzt fühlen würden.56 
 
Christoph Blocher wurde 1940 in Schaffhausen geboren und absolvierte zunächst eine 
landwirtschaftliche Lehre. Er holte in den darauffolgenden Jahren die Matura nach und 
promovierte an der Universität Zürich zum Doktor der Rechtswissenschaften. 1969 trat er in 
die Rechtsabteilung der EMS-Chemie AG ein und übernahm nach diversen Funktionen im 
Verwaltungsrat die Aktienmehrheit der EMS-Chemie Holding AG. Als erfolgreicher 
Unternehmer und Milliardär gehört er zu den reichsten Schweizern. Sein Privatvermögen kam 
auch seiner politischen Karriere zugute, deren aufwendige Kampagnen er oftmals aus eigener 
Tasche finanzierte. Neben seiner unternehmerischen Karriere widmete sich Blocher auch 
seiner militärischen Laufbahn und beendete diese als Regimentskommandant im Rang eines 
Oberst.  
 
1972 trat er in die SVP ein und begann seine politische Karriere. 1974 wurde er Mitglied des 
Gemeinderates Meilen und 1975 des Zürcher Kantonsrates. 1977 wurde er zum Präsidenten 
                                                 
55 Im Gegensatz zu Gesamterneuerungswahlen die alle vier Jahre im Anschluss an Parlamentswahlen stattfinden 
und bei denen alle sieben Sitze des Bundesrates neu besetzt werden, handelte es sich bei der Bundesratswahl 
2008 um eine sogenannte Ersatzwahl. Bei Ersatzwahlen werden Bundesratssitze neu besetzt, die durch Rücktritt 
oder Todesfall eines Bundesrates vakant geworden sind. 
56 Vgl. Betz, Hans-Georg: „Rechtspopulismus in Westeuropa: Aktuelle Entwicklungen und politische 
Bedeutung“, ÖZP, 31 (2002) 3, S. 255.  
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der SVP des Kantons Zürich gewählt und saß von 1979 bis 2003 im Nationalrat. Von 2004 
bis zu seiner Abwahl 2007 bekleidete er das Amt des Bundesrates des Eidgenössischen Justiz- 
und Polizeidepartements.57 
 
Der erste nationale Erfolg gelang Christoph Blocher 1992 mit der Abstimmungskampagne 
gegen den Beitritt der Schweiz zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Obwohl sich alle 
Bundesratsparteien, Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften sowie die Medien für einen 
Beitritt der Schweiz zum EWR aussprachen, konnten sich die Beitrittsgegner überraschend 
mit einer knappen Mehrheit von 50,3% der Stimmen durchsetzen. Mit Hilfe der 
überparteilichen und mobilisierungsstarken Plattform „Aktion für eine unabhängige und 
neutrale Schweiz“ (AUNS), deren Präsident Blocher von 1986 bis 2003 war, wurde er zur 
Galionsfigur der Beitrittsgegner.58 
 
Die Kampagne gegen den Beitritt der Schweiz zum EWR verstärkte auch den bereits 
angesprochenen Konflikt zwischen dem „Zürcher Flügel“ und dem staatstragenden „Berner 
Flügel“ der SVP. Während der vom „Berner Flügel“ stammende SVP Bundesrat Adolf Ogi 
mitsamt seiner Kantonalpartei den Beitritt befürwortete, war es Blocher gelungen, den Rest 
der SVP von seiner Anti-Beitritts Kampagne zu überzeugen. Die Konfliktlinie zwischen den 
beiden Kantonalparteien war bis Ende der 1990er Jahre präsent und verschonte die Berner 
SVP Bundesräte nicht vor diffamierenden Polemiken und kompromissloser 
Oppositionspolitik von Seiten des „Zürcher Flügels“, also aus den eigenen Reihen.59 
 
Ab 1991 trieb die Zürcher SVP den Aufbau von weiteren Kantonalparteien voran, die SVP 
baute daraufhin bei den Nationalratswahlen 1995 ihren Stimmenanteil auf 14,9% aus. Auch 
innerparteilich nahm der Einfluss der Zürcher SVP durch die Mehrung von 
Delegiertenstimmen der neuen Kantonalparteien und der Besetzung von wichtigen Posten in 
der gesamtschweizerischen SVP, etwa des Präsidenten der SVP Schweiz durch Ueli Maurer 
ab 1996, zu. Seit 2002 hielt der ebenfalls vom „Zürcher Flügel“ stammende Gregor Rutz den 
Posten des Generalsekretärs der SVP Schweiz. Somit besetzten ab 2002 zwei „Zürcher“ die 
beiden wichtigsten Ämter der SVP Schweiz.  
                                                 
57 Vgl. Herold, Christoph: „Rechtspopulismus und rechtspopulistische Kommunikation in der Schweiz: 
Christoph Blocher und die Schweizer Volkspartei (SVP)“, Heidelberg 2003, S. 19. sowie Internetauftritt von 
Christoph Blocher: „Persönliche Angaben“, http://www.blocher.ch/index.php?id=13.  
58 Vgl. Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und 
Schweizerische Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 133.  
59 Vgl. ibidem S. 134.  
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4.4. Grundlegende Positionen der SVP 
 
Anlässlich der Nationalratswahlen legte die SVP in ihrer Wahlplattform des Jahres 2007 ihr 
politisches Programm für die aktuelle Legislaturperiode dar.  
Die SVP sieht sich in erster Linie als Bewahrer des „Sonderfalls Schweiz“, dessen 
Eigenheiten in Bezug auf traditionelle Institutionen wie die Schweizer Neutralität oder die 
direkte Demokratie bewahrt werden müssten. Hinsichtlich der Souveränität und 
Selbstbestimmung der Schweiz spricht sich die SVP gegen den Beitritt zu internationalen 
Organisationen und anderen bindenden völkerrechtlichen Verträgen aus. Seit Anfang der 
1990er Jahre initiierte die SVP Volksinitiativen gegen den Beitritt der Schweiz zum EWR und 
kämpfte gegen den Abschluss von bilateralen Verträgen mit der EU sowie gegen den Beitritt 
der Schweiz zur UNO.  
Als dezidiert liberal eingestellte Partei stellt sie sich strikt gegen die „explodierenden 
Staatsausgaben“, insbesondere im Bereich der Sozialausgaben und der Gesundheitsvorsorge 
sowie gegen Steuererhöhungen. 
 
In der Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit sieht die SVP die wichtigste Aufgabe 
des Staates gegenüber seinen Bürgern. Die Kriminalitätsrate würde in erster Linie von 
Ausländern hoch gehalten werden, die sich durch den Wegfall der Grenzkontrollen im Zuge 
des von der SVP abgelehnten Beitritts der Schweiz zum Schengen-Raum in Europa 
ungehindert bewegen könnten. In der Folge sollte auch die „Massenzuwanderung“ gebremst 
und dem „zunehmenden Trend zur Masseneinbürgerung“ Einhalt geboten werden.60  
 
Die Landesverteidigung müsse unter Aufrechterhaltung des aktuellen Milizsystems weiterhin 
von einer „optimal ausgerüsteten“ Armee sichergestellt werden. „Abenteuer“, wie das 
Engagement der Schweizer Armee im NATO-Programm „Partnerschaft für den Frieden“ 
lehnt die SVP hingegen ab. 
 
 
 
 
 
                                                 
60 Vgl. Wahlplattform 2007-2011. Mein Zuhause – unsere Schweiz, 
http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78310/s_name/wahlplattform.  
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4.5. Politische Mechanismen und Strategien  
 
Die SVP sieht sich als Partei von Idealisten, im Gegensatz zu den Opportunisten der anderen 
Parteien. Immer wiederkehrende Begriffe um jene zu definieren, die nur ihr eigenes Wohl und 
nicht das der Bürger im Auge hätten, sind die „classe politique“, „Rot-Grün“ oder „die 
Linken“. Die übrigen Regierungsparteien werden so von der SVP als einheitlicher Block 
dargestellt.61 Diese „Systemfürsten aus Politik und Verwaltung“ würden nur um den Erhalt 
ihrer Privilegien kämpfen und den Verlust ihrer Macht und ihres Einflusses befürchten. Die 
SVP hingegen bringe neue Dynamik in ein „verkrustetes System“ und hielte den anderen 
Parteien im „politischen Elfenbeinturm des Bundesrates“ den „Spiegel der Realität“ vor.62 
Christoph Blocher stilisiert sich dementsprechend auch als Anti-Politiker, im Gegensatz zu 
den Berufspolitikern der anderen Parteien, deren Handeln von der Furcht um den Verlust ihrer 
Privilegien bestimmt ist. Wenn man als Bürger, wie Blocher in einem Interview darlegt, eine 
Idee hätte, wie man das Leben in seinem Land verbessern könnte, dann hätte man auch die 
innere Verpflichtung diese umzusetzen.63  
Oft führt diese Konfliktlinie aber auch durch die Partei selbst hindurch, etwa zwischen 
ungeliebten und als unzuverlässig eingestuften SVP Bundesräten und der Zürcher 
Kantonalpartei in den Jahren 2002 und 2007.  
  
Den Schwerpunkt des Engagements der SVP stellen nicht die zähen und auf Kompromiss 
ausgerichteten Verhandlungen innerhalb des Bundesrates, sondern die medien- und 
öffentlichkeitswirksamen Instrumente der direkten Demokratie dar. Sie nützt daher ausgiebig 
die Möglichkeit der Lancierung von Referenden und Volksinitiativen und investiert in die 
Basisarbeit auf Gemeinde- und Kantonsebene. So wird gleichsam ein permanenter Wahl- und 
Abstimmungskampf betrieben.64 Dies tut sie meist in strikter Opposition zu so gut wie allen 
anderen Regierungsparteien, oftmals auch, wie etwa im Fall der Abstimmung über den Betritt 
der Schweiz zum EWR oder den Referenden über die bilateralen Vertragspakete mit der 
Europäischen Union, gegen die versammelten politischen und wirtschaftlichen Eliten sowie 
gegen die Medien in der Schweiz. In der Legislaturperiode 1999 bis 2003 setzte die SVP vor 
allem auf die Referenden über den Beitritt der Schweiz zur UNO, den die SVP naturgemäß 
                                                 
61 Vgl. Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und 
Schweizerische Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 135. 
62 Vgl. SVP-Klartext Nr. 10/2007, S. 3, http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78210/s_name/parteizeitung. 
63 Vgl. ZIB 2: Interview mit Christoph Blocher, http://www.youtube.com/watch?v=uTlYwKwZahk.  
64 Vgl. Geden, Oliver: „Diskursstrategien im Rechtspopulismus. Freiheitliche Partei Österreichs und 
Schweizerische Volkspartei zwischen Opposition und Regierungsbeteiligung“, Wiesbaden 2006, S. 137.  
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ablehnte, sowie auf die von ihr lancierten Abstimmungen „AHV-Goldinitiative“ und die 
Initiative „gegen Asylmissbrauch“. Alle drei Referenden endeten zwar mit einer Niederlage 
der SVP, dennoch konnte sie ungeachtet der Opposition des politischen und wirtschaftlichen 
Establishments bemerkenswerte Mobilisierungserfolge von jeweils über 45% vorweisen.65 
Strategisch wichtig ist der SVP daher weniger der kurzfristige Abstimmungserfolg, sondern 
die langfristige Glaubwürdigkeit als Anti-Establishment-Partei aufrechtzuerhalten.66  
 
In ihrer Wahrnehmung nach außen vertraut die SVP in erster Linie auf 
öffentlichkeitswirksame und budgetintensive Plakatkampagnen und Inserate in größeren 
Schweizer Tageszeitungen.  Kritik, Ablehnung oder wie im Fall des Plakatsujets der Initiative 
gegen den Bau von Minaretten (Vgl. Abbildung 8) sogar ein regionales Verbot eines Inserates 
verschaffen den Sujets der SVP einen hohen nationalen und in einigen Fällen internationalen 
Bekanntheitsrad. Dank der lautstarken Kritik und der Verbreitung der Plakatsujets in der 
darauffolgenden Berichterstattung der Schweizer Tageszeitungen wird ein weitaus höherer 
Werbeeffekt erzielt, als nur mit den finanziellen Eigenmitteln einer Plakatkampagne. Die von 
dem deutschen Werber Alexander Segert erdachten Sujets, unter ihnen die Plakatsujets zur 
Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ und der „Ausschaffungsinitiative“ (Vgl. 
Abbildungen 1 und 2) führen dazu, dass in erster Linie nicht über die Initiativen selbst, 
sondern über das Plakatsujet diskutiert wird.  
 
4.6. Fazit  
 
Seit den Nationalratswahlen 1995 konnte die Schweizerische Volkspartei mit pointierten 
Wahlkämpfen, prägnanten Formulierungen und strikter Oppositionspolitik ihren 
Stimmenanteil kontinuierlich ausbauen und unangefochten zur stärksten Partei der Schweiz 
aufsteigen. Mithilfe von Referenden und Volksinitiativen sowie von Inseraten und 
öffentlichen Auftritten gelingt es ihr meist ideal, ihre Anliegen in die Öffentlichkeit zu 
bringen. In Folge erringt sie während den Wahlkämpfen zumeist die größte Medienpräsenz 
aller politischen Parteien.67  
 
                                                 
65 Vgl. ibidem S. 139.  
66 Vgl. FAZ: „Alpiner Rechtspopulismus“, 18. August 2008, 
http://www.faz.net/s/RubDDBDABB9457A437BAA85A49C26FB23A0/Doc~E1E1CE4FE87CD4F93A5CE6E
996A3D84EE~ATpl~Ecommon~Scontent.html.  
67 Vgl. Herold, Christoph: „Rechtspopulismus und rechtspopulistische Kommunikation in der Schweiz: 
Christoph Blocher und die Schweizer Volkspartei (SVP)“, Heidelberg 2003, S. 17.  
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Im europäischen Vergleich hat die SVP bewiesen, dass rechtspopulistische Parteien ihren 
Wähleranteil auch als Regierungspartei zu halten und sogar auszubauen vermögen. Anders als 
im Fall von anderen europäischen rechtspopulistischen Parteien wie etwa der FPÖ, sorgten 
die Rahmenbedingungen des politischen Systems der Schweiz dafür, dass die SVP 
beziehungsweise ihr populistischer „Zürcher Flügel“ auch in der auf Kompromiss ausgelegten 
Regierungsarbeit im Bundesrat nicht ihre Glaubwürdigkeit als Anti-Establishment Partei 
verlor. Dies ergibt sich wie bereits an früherer Stelle dargelegt in erster Linie aus dem 
Umstand, dass die Parlamentsfraktionen und die zugehörigen Bundesräte an keine 
gemeinsame Parteilinie gebunden sind. Auch die Kantonalparteien haben aufgrund der 
dezentralen Strukturen innerhalb der Parteien weitgehende Handlungsfreiheiten. Dies hatte 
zur Folge, dass sich Christoph Blocher während seiner Zeit als Bundesrat für die Interessen 
der SVP einsetzte, wo dies möglich war, wenn er aber gezwungen war, der Parteilinie wenig 
entsprechende Beschlüsse in seiner Eigenschaft als Bundesrat nach außen hin zu vertreten, tat 
er dies mit merklicher Zurückhaltung. In diesen Fällen trat wieder vermehrt die 
Parlamentsfraktion der SVP und ihre Kantonalparteien in Erscheinung. So ist es einzig in 
dieser speziellen Form der Konkordanz- und Referendumsdemokratie möglich, glaubwürdig 
zugleich als Regierungs- und Oppositionspartei aufzutreten.68 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
68 Vgl. ibidem.  
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5. Das Ausländerthema im Programm der SVP 
 
5.1. Die Phänomenstruktur   
 
Das aktuelle Positionspapier der SVP zur Asyl- und Ausländerpolitik beginnt mit der 
prägnanten Aussage: „Die Schweiz ist kein traditionelles Einwanderungsland“.69  
Im Kern des Einwanderungsdiskurses der SVP steht in erster Linie die Auffassung, die 
Aufnahmekapazität der Schweiz wäre bereits überschritten. Unter dem Begriff der 
Zuwanderer werden Asylbewerber, illegale Einwanderer, Arbeitsmigranten sowie deren 
Familienangehörigen verstanden. Obwohl das Problem der begrenzten Aufnahmekapazität der 
Schweiz schon länger bekannt gewesen wäre, hätten die Politiker des linken Lagers untätig 
zugesehen, wie die Kontrolle über die Zuwanderung  durch den Beitritt zum Schengen/Dublin 
Vertrag der Souveränität der Schweiz entglitten wäre. Darüber hinaus hätten sie die 
Zuwanderungsbeschränkungen zunehmend weiter gelockert und selbst kriminell gewordene 
Ausländer nicht des Landes verwiesen. Die Schweiz wäre dadurch ein „Einwanderungsland 
ohne Grenzen“ geworden auf dessen, nur zu einem Viertel bewohnbaren, Boden sich bereits 
über 7 Millionen Menschen „drängen“ und zu einer zunehmenden „Einengung“ führen 
würden.70 Diese Versäumnisse der vergangenen Jahre hätten zu einer bereits heute als 
dramatisch einzustufenden Situation geführt, die insbesondere von der Gefahr einer 
unkontrollierten „Massenzuwanderung“ gekennzeichnet wäre. Insbesondere die im Zuge der 
Assoziierung an den Schengen/Dublin Vertrag mit der EU auf die Schweiz ausgeweitete 
Personenfreizügigkeit und der damit einhergehende Abbau der Grenzkontrollen hätten der 
Schweiz ein wirksames Mittel gegen illegale Zuwanderung und grenzübergreifende 
Kriminalität entzogen.  
 
In Bezug auf die Nationalität der Zuwanderer unterscheidet die SVP deutlich zwischen 
Zuwanderern aus der Schweiz „kulturnahen“ Nationen, insbesondere den „alten“ EU Staaten 
oder den EU-15 und jenen aus „ferneren“ Kulturen, welche die Schweiz vor neue Probleme 
stellen würden. Verhindern Zuwanderer aus den „alten“ EU Staaten in erster Linie eine 
Erholung des durch die wirtschaftliche Stagnation angeschlagenen Schweizer Arbeitsmarktes 
indem sie Arbeitsplätze besetzen, so ergeben sich durch Migranten aus „ferneren“ Kulturen 
                                                 
69 SVP: „Unsere Regeln gelten für alle. Positionspapier zur Asyl- und Ausländerpolitik“, 2006, 
http://www.svp.ch/display.cfm/id/100777/disp_type/display/filename/060320-auslaenderpolitik-d.pdf.  
70 Vgl. SVP-JA Nr. 10/2002, S. 8, http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78210/s_name/parteizeitung.  
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weitreichende Folgeprobleme vom Missbrauch des Asylwesens über den Anstieg der 
Kriminalitätsrate bis hin zur Bildung von Parallelgesellschaften durch eine von den 
Zuwanderern verweigerte Integration in das rechtliche System der Schweiz.  
Insbesondere die Zuwanderung über den Asylweg hätte die Zusammensetzung der 
ausländischen Bevölkerung nachhaltig verändert und dazu geführt, dass mittlerweile die 
Hälfte der Zuwanderer aus Nicht-EU Staaten stammen würde. Während zu Beginn des letzten 
Jahrhunderts noch 96,1% der Zuwanderer aus den Nachbarstaaten stammten, waren es 2005 
nur mehr 36,9%. In Folge dieser Entwicklung wäre der Anteil der Zuwanderer aus 
„nichttraditionellen Herkunftsländern mit fremden Kulturen“ gestiegen. Für die SVP bedeutet 
dies schlicht „(...) schlecht integrierbare Menschen. Menschen mit religiösen Vorstellungen, 
die nicht unseren demokratischen Grundwerten entsprechen. Schlecht ausgebildete Menschen, 
die vor allem vom Sozialstaat leben, statt sich im Arbeitsmarkt zu behaupten. Noch mehr 
Probleme an den Schulen, noch mehr Sozialmissbrauch, noch mehr Kriminalität und auch ein 
Identitätsverlust.“.71 Die größten Migrantengruppen aus Nicht-EU Staaten stammten heute 
demnach aus dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien und aus der Türkei, wobei auch der 
Anteil der Migranten afrikanischer und asiatischer Abstammung, speziell im Asylbereich,  
steigen würde.  
 
Um ihre Integration müssten sich Zuwanderer jedoch selbst kümmern. Dieser den Migranten 
auferlegten Pflicht würden aber nur einige wenige nachkommen. Aus der durch den Unwillen 
der Migranten gescheiterten Integration in die Schweizer Gesellschaft und in das Schweizer 
Rechtssystem ergeben sich folglich hohe Kosten und Risiken für die Gemeinden und für den 
Bildungsbereich wobei die Ursachen bis in das persönliche Umfeld von Zuwandererfamilien 
reichen würden. Die Kinder von Migranten, häufig erst als Jugendliche durch den stetig 
wachsenden Anteil des Familiennachzugs in der Zuwanderungsstatistik in die Schweiz 
gekommen, werden von den integrationsunwilligen Eltern nicht auf die sprachlichen und 
sozialen Anforderungen der Schulen vorbereitet. Doch bereits der kulturelle Hintergrund 
ausländischer Jugendliche würde eine erfolgreiche Integration im Ansatz zunichte machen. 
Die „streng patriarchalische Struktur“, die sich vor allem in Familien aus dem ehemaligen 
Jugoslawien manifestieren würde, führe bereits im Kindesalter zu vielerlei Problemen.  Das 
familiäre Umfeld begünstigt dementsprechend in vielen Fällen auch, dass ausländische 
Jugendliche kriminell werden würden. Nicht nur, dass die Jugendkriminalität heute einen 
                                                 
71 SVP „Für Ordnung und Sicherheit. Schluss mit Jugendgewalt und Ausländerkriminalität. Positionspapier der 
Schweizerischen Volkspartei zu Jugendgewalt und Ausländerkriminalität“, 2007, 
http://www.svp.ch/display.cfm/id/100782/disp_type/display/filename/070802-jugendgewalt-d.pdf, S. 10.  
 40 
neuen Höchststand erreicht hätte, bei deren sämtlichen Delikten läge der Ausländeranteil 
bereits über 50%.  
Aber nicht nur die Quantität der Delikte sei gestiegen, sondern auch die Härte und Brutalität, 
mit der die jugendlichen Täter ausländischer Herkunft vorgehen. Die Zusammenhänge 
zwischen Jugend- und Ausländerkriminalität sind für die SVP somit „offensichtlich“. Sie sind 
die Folgen eines zunehmenden „Mentalitätswandels“, der mit aller Entschiedenheit zu 
bekämpfen wäre.  
 
Neben dem von Zuwanderern verursachten Anstieg der Kriminalitätsrate ortet die SVP noch 
weitere durch Migration verursachte Folgeprobleme in der Schweiz. So würde insbesondere 
durch die Personenfreizügigkeit innerhalb des Schengen Raumes aber auch durch den 
Missbrauch des Asylwesens der „Ruin der Schweizer Sozialwerke“ vorangetrieben werden. 
Nachdem die SVP den Abstimmungskampf gegen den Schengen/Dublin Vertrag und im Zuge 
dessen den Kampf gegen eine „unkontrollierte Ost-Zuwanderung“ im Jahre 2005 nicht für 
sich entscheiden konnte, bekräftigt sie in Folge ihre Ablehnung der Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf weitere Staaten, zum Beispiel „auf Serbien, den Kosovo, 
Mazedonien und die Türkei“. 
 
Eine der Hauptursachen der heutigen Probleme mit Zuwanderern sieht die SVP aber 
insbesondere im politischen und gesellschaftlichen Umgang mit der „unkontrollierten“ 
Zuwanderung. Die schweizerische Kultur würde von dem laschen Umgang der Behörden mit 
Zuwanderern einem „Multi-Kulti-Ideal“ geopfert werden. In den Schulen würde eine 
„Kuschelpädagogik“ vorherrschen, die unter anderem fehlende Disziplin, Respektlosigkeit 
gegenüber den Lehrern, Unordnung bis hin zu Gewalt und Kriminalität Vorschub leisten 
würde. Schulsozialarbeiter, die diese Probleme lösen sollten, sind überfordert, da sie das 
Hauptproblem, nämlich die mangelnde Durchsetzung der in der Schweiz geltenden Regeln, 
verkennen würden. So würde es nicht noch mehr Schulsozialarbeiter brauchen, sondern 
Personen, die für Sicherheit sorgen könnten.  
Im Zuge der hohen Asylantenzahlen hätte sich bereits eine eigene „Asylindustrie“, bestehend 
aus Hilfswerken, Kirchen und Sozialarbeitern, gebildet, die darauf bedacht sei, die Schweiz 
als ein attraktives Land für Asylwerber darzustellen. Um Statistiken, die einen hohen 
Prozentsatz von kriminellen Ausländern aufweisen, zu verfälschen, würden sogar 
„Masseneinbürgerungen“ hingenommen. Die Hürden für die Einbürgerung würden demnach 
immer weiter gesenkt werden, um so viele Ausländer wie möglich mit Schweizer Pässen 
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auszustatten. Zu selben Zeit würde man sich bei der Einbürgerungspraxis zunehmend an 
internationalen Standards orientieren. Das bedeutet für die SVP, sich aus der Sicht der 
freiheitlichen direkten Demokratie einem „wesentlich tieferen Niveau demokratischen 
Denkens“ zu unterwerfen. Nicht Gemeinderäte oder eine Kommission für Einbürgerung, 
sondern das Volk sollte direkt und ohne die Pflicht einer Begründung der Entscheidung 
bestimmen, wen es in seiner Mitte aufnehmen will und wen nicht.  
 
In der von der SVP entworfenen Polarisierung in Eigen- und Fremdpositionierung werden die 
negativen Auswirkungen der Zuwanderung einer Reihe von Akteuren zugeschrieben, die mit 
Begriffen wie die „Linken“, „Rot-Grün“ oder die „Asylindustrie“ umschrieben werden. Dies 
umfasst in erster Linie den Bundesrat und die übrigen Regierungsparteien SP, CVP und FDP, 
aber auch die Grünen, die Medien, das Bundesgericht sowie die Eidgenössische Kommission 
gegen Rassismus und die Asylrekurskommission. Der von der „Linken“ verfolgte Plan sähe 
vor, die Grenzen für alle aufzutun, Statistiken zu Kriminalität und Sozialwesen durch 
Masseneinbürgerungen zu verfälschen, einem bereits gescheiterten „Multi-Kulti-Ideal“ 
nachzuhängen und die Entscheidungssouveränität der Schweiz auf allen Ebenen zugunsten 
einer fragwürdigen Annährung an die EU zu verkaufen. Verdeutlicht wird auch die 
nachsichtige Politik von „Rot-Grün“, die etwa im Schulbereich „Kuschelpädagogik“ 
betreiben und im Bereich der Jugend- und Ausländerkriminalität vor dem „Scherbenhaufen 
des politischen Schmusekurses“ stehen würde.  
 
Diesem Block stehe die SVP als einzige Partei gegenüber, welche die Probleme der 
Bevölkerung ernst nehmen und Probleme offen ansprechen würde. Besonders bestätigt sieht 
sich die SVP im Asylwesen seit Christoph Blocher im Januar 2004 das Eidgenössische Justiz- 
und Polizeidepartement übernommen hatte. So hätte es bereits im Oktober desselben Jahres 
um 48,8% weniger Asylgesuche gegeben, wohingegen die Anerkennungsquote mit 12,4% 
gleich tief geblieben wäre. Weitere Maßnahmen, die von Christoph Blocher in seinem erstem 
Amtsjahr umgesetzt wurden, seien die Ausbezahlung einer minimalen Nothilfe statt 
Sozialhilfe für abgewiesene Asylwerber sowie die Beschleunigung der Asylverfahren und 
eine konsequentere Vollzugspolitik. Das Absinken der Zahl von Asylgesuchen würde 
beweisen, worauf die SVP immer hingewiesen hätte: Die zu hohe Attraktivität der Schweiz 
für Asylwerber. Jetzt würde wieder genauer hingeschaut und strenger kontrolliert werden. Das 
würden auch die Bürger verlangen.  
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Die „gehässigen“ Reaktionen der Medien und der „Linken“ auf die SVP würden zeigen, dass 
sich diese in den Problembereichen bereits bequem eingerichtet hätten und gut davon leben, 
wenn die Probleme nicht gelöst werden würden. Bereits in den Neunziger Jahren hätten die 
anderen Regierungsparteien ihr Programm auf eine simple „Anti-SVP Haltung“ reduziert und 
inhaltliche Arbeit zugunsten von „Scheindebatten über Stil und Anstand“ mittels „inszenierter 
Empörung“ vernachlässigt. Diese Debatten würden somit einer festen argumentativen 
Grundlage entbehren, nachdem diese an die Kampagnenführung der Medien delegiert 
wurden. Über deren Schlagzeilen würden die politischen Aussagen und Forderungen der SVP 
pauschal zum Skandal erklärt. 
Die gesellschaftlichen Voraussetzungen, die Probleme mit Zuwanderern anzusprechen, hätten 
sich erst nach und nach verbessert. So könnte man heutzutage selbst über einstige 
„Tabuthemen“ wie Ausländerkriminalität, illegale Einwanderung, Islamisierung und 
Missbrauch der Sozialwerke offen diskutieren. Auch die anderen bürgerlichen Parteien der 
Schweiz wären nun zum Schluss gekommen, dass die SVP mit ihren Sorgen Recht hat. 
Obwohl selbst SP-Vertreter gemerkt hätten, dass im Bereich der Jugendkriminalität 
Maßnahmen getroffen werden müssten, würde die Linke jedoch weiterhin an ihrer „Multi-
Kulti-Vision“ festhalten, obwohl diese Politik längst gescheitert wäre. Trotz dieser 
Entwicklungen kritisiert die SVP, dass jene, die Probleme offen ansprechen, noch immer mit 
Extremismusvorwürfen und der Schweizer Antirassismus-Strafnorm konfrontiert werden 
würden und stellt klar, dass ihre Sorgen um die Stabilität der Gesellschaft weder etwas mit 
„Ausländerfeindlichkeit“, noch mit „Abschottungspolitik“ zu tun hätten.  
 
Die Eigen- und Fremdpositionierung der SVP auf politischer Ebene setzt sich auf der 
gesellschaftlichen Ebene fort, indem sie die Gesellschaft in Schweizer Bürger und 
Zuwanderer unterteilt. Letztere hätten für ihre Integration in die Schweizer Gesellschaft selbst 
zu sorgen. Das Versäumnis, dies aus eigenem Antrieb heraus zu tun, ist für die SVP der 
Auslöser von weitreichenden Folgeproblemen der Zuwanderung. Der durch 
„Masseneinbürgerungen“ stetig wachsende Anteil der „Neu-Schweizer“ würde in Statistiken 
zu Jugend- und Ausländerkriminalität nicht gesondert erfasst werden und so zur Verfälschung 
dieser Statistiken zu Ungunsten der Schweizer Bürger führen. Denn wenn Schweizer als Täter 
eruiert werden, dann wären die meisten erst seit kurzem eingebürgerte „Neu-Schweizer“.  
Als eine der Ursachen der Missstände im Asylwesen sieht die SVP daher die mangelhafte 
Einbindung der Bürger im Einbürgerungsverfahren. Die letztendliche Entscheidung zur 
Einbürgerung eines Ausländers sollte nur von den Bürgern der jeweiligen Gemeinde 
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durchgeführt werden können. Seit jedoch der Bürger als der eigentliche Souverän vom 
Bundesgericht im Einbürgerungsverfahren immer weiter zurückgebunden werden würde, 
würde offensichtlich „immer liederlicher eingebürgert“. Noch gälte die Schweiz zwar als 
Staat mit starker humanitärer Tradition sowie einer hohen Integrationsbereitschaft, der 
„wachsende Unmut“ der Bevölkerung würde aber zeigen, dass die Geduld der Schweizer 
Bürger mit integrationsunwilligen Zuwanderern ausgereizt wäre.  
So wären die Schweizer Bürger immer direkter von den Folgeproblemen der ausufernden 
Zuwanderung betroffen. Dies zeige sich mehr und mehr im „wachsenden Unmut“ oder dem 
„Unbehagen“ der Bevölkerung gegenüber Zuwanderern, insbesondere jenen aus Ländern mit 
„anderer Mentalität“, welche eine mit dem Schweizer Rechtsverständnis unvereinbare 
Rechtsauffassung mitbringen würden. In vielen Nachbarschaften der großen Schweizer Städte 
setzen Zuwanderer zudem ihre eigene Kultur und Sprache durch, was sich etwa im 
Außerkraftsetzen der Abfallordnung und der Nachtruhe äußern würde.  Während Schweizer 
Behörden vor dem Problem stünden, die „Delinquenten“ sprachlich nicht einmal zu verstehen, 
ziehen Schweizer Bürger in andere Gegenden. Viele Schweizer Jugendliche, insbesondere 
Mädchen, würden bereits auf ihr Nachtleben verzichten, um nicht von „Ausländer-Banden“ 
angepöbelt oder „billig angemacht“ zu werden. Die offensichtlichen negativen Auswirkungen 
der Zuwanderung würde jenen Bürgern Recht geben, die schon seit langem auf die 
Missstände hingewiesen hätten.  
 
In ihrem Ausländerdiskurs setzt die SVP auch gerne auf die Alltagserfahrungen der Bürger 
mit Ausländern. Dies erreicht sie in besonderem Maße mit Erzählungen, die als Beispiel dafür 
dienen sollen, wie normale Schweizer Bürger unter den Auswirkungen der „unkontrollierten“ 
Zuwanderung zu leiden hätten: “So schrieb uns beispielsweise Herr Ralph Welling aus Arth 
im Kanton Schwyz: «Unser Sohn wurde von sechs Jugendlichen aus dem Balkan überfallen 
und grundlos brutal zusammengeschlagen. Danach lag er während zwei Wochen im Spital. 
Und seither leidet er an den Folgen einer schweren Augenverletzung. (...)“.  
Auch am Beispiel der Beherbergung von Asylsuchenden in der Gemeinde Bauma im Zürcher 
Tösstal und den daraus entstandenen Problemen würden sich die Konsequenzen der verfehlten 
Asylpolitik „beispielhaft“ zeigen. So wäre „deliktisches Verhalten“ der Asylsuchenden keine 
Seltenheit und Diebstähle in den dörflichen Läden an der Tagesordnung gewesen. 
Nachtruhestörungen bis in die frühen Morgenstunden wäre man trotz zahlreicher 
Interventionen der Behörden nicht Herr geworden. Die durch den Gemeindepräsidenten von 
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Bauma beschriebene Situation wäre aber keineswegs ein Einzelfall sondern würde den 
„gängigen“ Erfahrungen der „allermeisten“ schweizerischen Gemeinden entsprechen.   
 
5.2. Formen und Intensität der Themenbesetzung  
 
5.2.1. Das Ausländerthema in Volksinitiativen  
 
Einwanderung und Integration sind Themen, die im Programm der SVP hinsichtlich ihrer 
Präsenz und Intensität einen besonderen Stellenwert einnehmen.  In jeder Ausgabe der 
Parteizeitung SVP-JA/SVP-Klartext ist ein Artikel oder eine Anmerkung zu diesen Themen 
zu finden. Ihren Höhepunkt erreicht die Intensität des Ausländerthemas vor wichtigen, meist 
von der SVP oder von der AUNS initiierten Abstimmungen zu Volksinitiativen. Diese haben 
in den letzten Jahren ebenfalls an Zahl und Intensität der Kampagnenführung zugenommen. 
Wie bereits in vorangegangenen Kapiteln dargelegt, nutzt die SVP in besonderem Maße die 
Möglichkeiten, die ihr von der Referendumsdemokratie geboten werden. Anlässlich der von 
ihr (mit-)initiierten Referenden intensiviert sie ihre Kampagnenführung massiv und macht sie 
damit zum Mittelpunkt ihres Deutungsangebots an den Wähler. 
 
Der Kern des Ausländerdiskurses, die Warnung vor „unkontrollierter“ Zuwanderung in 
Verbindung mit weitreichenden Nachteilen für den Schweizer Staat und die Gesellschaft, ist 
über Jahre hinweg gleich geblieben. Er stellt eine Kontinuität im Programm der SVP dar, die 
je nach aktueller politischer Lage beliebig mit anderen Themen verknüpft werden kann. Meist 
wird das Ausländerthema mit anderen Kernthemen der SVP, etwa der Verteidigung der 
Schweizer Souveränität gegen äußere Einmischung oder das Eintreten für einen schlanken 
Staat verknüpft, um eine höhere Intensität und Reichweite des Themas zu erreichen. So 
verband die SVP etwa in ihrer Kampagne gegen die Assoziierung zum Schengen/Dublin 
Vertrag das Thema „unkontrollierte“ Zuwanderung und Ausländerkriminalität mit der 
Warnung vor einem schleichenden Beitritt der Schweiz zur EU und damit einhergehenden 
Nachteilen für den Schweizer Arbeitsmarkt.  
 
Die Organisation von Volksinitiativen bietet den Vorteil, über längere Zeit in glaubhafter 
Weise einen permanenten Wahlkampf zu führen. Eine Volksinitiative benötigt 100 000 
Unterschriften von Stimmberechtigten innerhalb eines Zeitraumes von 18 Monaten um 
zustande zu kommen. Sie kann entweder die Form einer Anregung oder aber eines konkret 
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ausformulierten Begehrens zur Aufhebung, Änderung oder Neuschaffung eines 
Verfassungsartikels haben. Nach der Beratung durch Bundesrat und Parlament folgt eine 
meist ablehnende Empfehlung und in Folge die Abstimmung durch das Volk. Zusätzlich kann 
das Parlament dem Volk einen Gegenvorschlag vorlegen. Zur Annahme einer Volksinitiative 
sind das doppelte Mehr von Volk und Ständen nötig.72 Volksinitiativen gelten demnach als 
„Antriebselement“ der direkten Demokratie.73 
 
Vom Start einer Volksinitiative über die Einreichung der für die Abstimmung in Bundesrat 
und Parlament nötigen 100 000 Unterschriften bis zur Abstimmung über die Initiative durch 
die Stimmbürger vergehen in der Regel mindestens 2 Jahre. Im Fall der von der SVP 
initiierten Volksinitiative „gegen Asylrechtsmissbrauch“ etwa, wurde im Mai 1999 mit der 
Unterschriftensammlung begonnen. Nach 18 Monaten, im November 2000, wurden die 
Unterschriften fristgerecht eingereicht und die Initiative damit als zustande gekommen erklärt. 
Nach dem Beschluss des Parlaments im März 2002, die Initiative mit einer ablehnenden 
Empfehlung zu versehen, kam die Initiative im November desselben Jahres schließlich zur 
Abstimmung.  
 
In der Zeit zwischen dem Sammelbeginn und der Abstimmung einer Volksinitiative wird mit 
wechselnder Intensität das Interesse für die Initiative aufrecht erhalten und Zustimmung für 
die Unterschriftensammlung und die abschließende Abstimmung mobilisiert. Dabei kann im 
Verlauf der Kampagne durch neue Statistiken oder aktuelle mediale Berichterstattung immer 
wieder auf die Dringlichkeit der Initiative hingewiesen werden, bis die Initiative kurz vor 
ihrer Abstimmung beinahe zum alleinigen Thema der Partei wird.  
 
5.2.2. Die Eidgenössische Volksinitiative „gegen Asylrechtsmissbrauch“ 
 
Die von der SVP mittels eines ausgearbeiteten Entwurfes zur Ergänzung der 
Bundesverfassung eingebrachte Volksinitiative „gegen Asylrechtsmissbrauch“ nahm sich dem  
immer wiederkehrenden Thema des Missbrauchs des Schweizer Asylwesens an. Die 
Sammlung der notwendigen Unterschriften begann im Mai des Wahljahres 1999. Nach der 
Einreichung der Unterschriften und dem offiziellen Zustandekommen der Initiative Ende 
                                                 
72 Vgl. Linder, Wolf: „Das politische System der Schweiz“, In: Ismayr, Wolfgang: „Die politischen Systeme 
Westeuropas“, Opladen 2003, S. 11.  
73 Vgl. Schweizerische Bundeskanzlei: Eidgenössische Volksinitiative „gegen Asylrechtsmissbrauch“, 
http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis295.html.  
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2000 stimmte, nachdem die Initiative vom Parlament mit einer ablehnenden Empfehlung 
versehen wurde, das Volk am 24. November 2002 ab. Mit 50,1% Nein-Stimmen wurde die 
Initiative nur äußerst knapp abgelehnt.74 Die Stimmbeteiligung betrug 48,12%.  
 
Asylmissbrauch ist ein immer wiederkehrendes Sujet in Kampagnen der SVP. Bereits 1991 
hatte sie mit einer Volkspetition „gegen Asylmissbrauch“ über 100 000 Unterschriften 
gesammelt. Ein Jahr später initiierte sie eine Volksinitiative „gegen die illegale 
Einwanderung“. Die im Mai 1999 gestartete Initiative „gegen Asylrechtsmissbrauch“ teilt 
demzufolge auch diverse zentrale Aspekte der Problembeschreibung mit den Kampagnen 
gegen den Schengen/Dublin Vertrag, der Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ 
und der Volksinitiative „für die Ausschaffung krimineller Ausländer“. 
 
Die Initiative „gegen Asylrechtsmissbrach“ entstand laut SVP aus ihrem Bestreben, die Asyl- 
und Ausländerpolitik in die richtigen Bahnen zu lenken. Kritisiert wurde die Tatsache, dass 
die Mehrzahl an Asylgesuchen, insbesondere von jungen Afrikanern, wegen nicht erfüllter 
Voraussetzungen abgelehnt würden. Dennoch würden immer mehr kriminelle Ausländer in 
die Schweiz kommen, da sich bereits herumgesprochen hätte, wie einfach man als krimineller 
Ausländer in der Schweiz Asyl bekommen würde. Das wirksamste Mittel gegen illegale 
Einwanderung, der Grenzschutz, würde im Zuge der Verhandlungen mit der EU über die 
Assoziierung an den Schengen-Raum einem in Vorbereitung befindlichen Beitritt zur EU 
geopfert werden. Es müsste auch sichergestellt werden, dass kriminelle Ausländer wirklich in 
ihre Heimatländer zurückgeschickt werden. Die Folgeprobleme des Asylrechtsmissbrauchs 
wie etwa kriminelle Handlungen, insbesondere im Drogenmilieu und ausufernde Kosten für 
den Staat könnten nur durch die Initiative gelindert werden. Ihre Forderungen würden nur den 
Maßnahmen entsprechen, die in den Nachbarstaaten der Schweiz bereits längst praktiziert 
würden. Die knappe Ablehnung der Initiative hätte den Handlungsbedarf in der Asylpolitik 
vor Augen geführt.75 
 
 
 
 
 
 
                                                 
74 Vgl. ibidem.  
75 Vgl. SVP-JA Nr. 6, 9, 10/2002, http://www.svp.ch/g3.cms/s_page/78210/s_name/parteizeitung.  
 47 
5.2.3. Die Eidgenössische Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ 
 
Die Unterschriftensammlung für die am 1. Juni 2008 dem Volk zur Abstimmung vorgelegten 
Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ begann bereits im Mai 2004.  Nach dem 
Zustandekommen der Initiative im Januar 2006 und dem Beschluss des Parlaments im 
Dezember 2007 kam die Initiative 2008 schließlich zur Abstimmung. Die mittels Vorschlages 
zur Änderung der Bundesverfassung eingebrachte Initiative wurde mit 63,8% Nein-Stimmen 
klar abgelehnt.  
 
Die Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“ sollte gewährleisten, dass in letzter 
Konsequenz das Volk entscheiden kann, wer auf Gemeindeebene eingebürgert wird. Der 
Wortlaut der Initiative sah vor, dass die Stimmbürger einer Gemeinde in der 
Gemeindeordnung jenes Organ festlegen, das über Einbürgerungsanträge zu entscheiden 
hätte. Die Entscheidung dieses  Organs wäre endgültig.76 In Folge dieser demokratischen 
Einbürgerungspraxis wäre jedoch auch ein rechtlicher Einspruch gegen einen abschlägigen 
Bescheid nicht möglich. Mit dieser Maßnahme sollte ein Abbau der Volksrechte, der laut SVP 
zu weiteren „Masseneinbürgerungen“ geführt hätte, verhindert werden. Da die Schweizer 
Staatsbürgerschaft den Zugang zu weltweit einzigartigen Mitbestimmungsrechten ebnete, 
wäre die Frage, wem diese Rechte zuteil werden sollen, eine eminent wichtige. Diese könnte 
aber nur der Souverän, also das Stimmvolk, entscheiden. Die Entscheidungsgewalt an 
Verwaltungsbeamte oder Juristen abzutreten, würde einer „Entmachtung“ und 
„Bevormundung“ des Volkes gleichkommen. Damit wäre dem Volk das letzte Mittel 
genommen, sich der von den „linken Politikern, Beamten und Richtern“ sowie dem 
Bundesgericht forcierten „Masseneinbürgerung“ zu widersetzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
76 Schweizerische Bundeskanzlei: Eidgenössische Volksinitiative „für demokratische Einbürgerungen“, 
http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis320t.html.  
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Abbildung 1: Das Plakatsujet zur Volksinitiative „für demokratische 
Einbürgerungen“: Schwarze, braune und weiße Hände langen in eine 
Kiste voller Schweizer Pässe. Das bereits 2004 im Zuge der Kampagne 
gegen die Volksabstimmungen über erleichterte Einbürgerungen für 
junge Ausländer und Ausländer der zweiten und dritten Generation 
verwendete  Sujet, sorgte in der Schweiz für heftige Kritik an der 
Kampagnenführung der SVP.77 
 
 
 
5.2.4. Die Eidgenössische Volksinitiative „für die Ausschaffung krimineller Ausländer“ 
 
Die Volksinitiative „für die Ausschaffung krimineller Ausländer“ wurde im Februar 2008 
nach Sammlung der erforderlichen Unterschriften eingereicht und ist somit zustande 
gekommen. Zum aktuellen Zeitpunkt befindet sich die Initiative in parlamentarischer 
Beratung und muss bei Vorlage eines Gegenvorschlags bis spätestens Herbst 2011 dem Volk 
zur Abstimmung vorgelegt werden. Der Initiator der Volksinitiative ist nicht die SVP selbst, 
sondern das mit prominenten SVP-Politikern besetzte „Komitee für eine sichere Schweiz“.78 
Der mittels Vorschlag zur Änderung der Bundesverfassung eingebrachte Text der Initiative 
sieht vor, dass Ausländer unabhängig ihres ausländerrechtlichen Status ihr Aufenthaltsrecht 
verlieren, wenn sie entweder wegen eines der im Text genannten Delikte (unter anderen 
Tötungsdelikte, Sexualdelikte, Gewaltdelikte, Drogen- oder Menschenhandel) rechtskräftig 
verurteilt werden oder sie sich eines missbräuchlichen Bezuges der Leistungen einer 
Sozialversicherung oder der Sozialhilfe schuldig gemacht haben. In Folge der Ausweisung 
eines straffälligen Ausländers ist dieser mit einem Einreiseverbot zwischen 5 und 20 Jahren 
zu belegen.  
 
 Die Volksinitiative greift zwei Kernthemen der SVP, Einwanderung und Integration, auf. Für 
die Zunahme der Ausländerkriminalität seien der massiv angestiegene Ausländeranteil sowie 
die  damit einhergehenden Probleme mit fremden Kulturen, Religionen und 
                                                 
77 Vgl. Spiegel Online: „Rote Pässe, braune Hände“, 26. 5. 2008, http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-
57119374.html.  
78 Volksinitiative für die Ausschaffung krimineller Ausländer: Komitee, 
http://www.ausschaffungsinitiative.ch/komitee/index.html.  
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integrationsunwilligen Ausländern verantwortlich. Das Ziel der Initiative wäre, mehr 
Sicherheit durch weniger Ausländerkriminalität zu schaffen, Sozialmissbrauch zu unterbinden 
sowie die freiwillige Integration von Ausländern zu fördern. Unter den anständigen, 
integrierten Ausländern sollen die „schwarzen Schafe“ identifiziert und ausgewiesen werden.  
 
 
 
Abbildung 2: Das Plakatsujet der Ausschaffungs-
initiative: Die „schwarzen Schafe“ unter den Ausländern 
sollen konsequent ausgewiesen werden. Das Sujet wurde 
innerhalb der Schweiz, aber auch vom  UN 
Sonderberichterstatter für Rassismus, Doudou Diène, als 
rassistisch und diskriminierend kritisiert und veranlasste 
die britische Zeitung „The Independent“ auf ihrer 
Titelseite die Frage zu stellen: „Switzerland: Europe’s 
heart of darkness?“.79 
   
 
 
Die heutige „Massenimmigration“ wäre eine Folge der „linken Samthandschuh-Politik“ der 
letzten Jahre und Jahrzehnte, aber auch von Fehlurteilen der Asylrekurskommission und der 
Untätigkeit von Gerichten, welche die Schweizer Rechtsordnung nicht konsequent 
durchsetzen würden. Während Zuwanderungsbeschränkungen immer weiter gelockert 
werden, würde selbst kriminellen Ausländern und jenen, die das Sozialsystem missbrauchen 
würden, nicht die Aufenthaltsbewilligung entzogen. Dies führe zu immer höheren Kosten und 
Risiken für den Staat und zu einer immer „offensichtlicheren Unterwanderung“ der 
„christlich-abendländischen“ Kultur der Schweiz. Zuwanderer kämen aus immer ferneren 
Kulturen ohne demokratische Rechtsordnung und mit fremden Religionen, die mit den 
Vorstellungen von Recht und Ordnung in der Schweiz nicht übereinstimmen würden. Selbst 
die Schweizer Gerichte unterstützten diese Entwicklung, indem sie auf dem besten Wege 
wären, die eigene Rechtsordnung zu untergraben und etwa islamische Rechtsgrundsätze zu 
akzeptieren. So stelle sich bereits die Frage, ob die Scharia bald auch in der Schweiz gilt. 
Die Ausweisung straffälliger Ausländer müsste konsequenter durchgesetzt werden als dies bis 
jetzt der Fall war. Besonders die Schweizer „Luxusgefängnisse“ wären längst keine 
Abschreckung mehr für kriminelle Ausländer. Diese schwärmten sogar bereits von den 
                                                 
79 Vgl. Spiegel Online: „Schwarze Schafe, braunes Gedankengut“, 2. Oktober 2007, 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,507481,00.html.  
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„hotelähnlichen“ Zuständen bei freier Zimmerwahl und Zuverdienstmöglichkeiten während 
der Haft.  
 
5.2.5. Die Volksabstimmungen zu Schengen/Dublin und der Ausweitung der 
Personenfreizügigkeit 
 
Im Jahr 2005 stimmte das Schweizer Volk in zwei obligatorischen Volksabstimmung über 
den Schengen/Dublin Vertrag und über die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die 10 
neuen EU-Mitgliedsstaaten ab. Am 5. Juni wurde über den „Bundesbeschluss vom 17.12.2004 
über die Genehmigung und die Umsetzung der bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz 
und der EU über die Assoziierung an Schengen und an Dublin“ abgestimmt. Die Vorlage 
wurde mit 54,6% Ja-Stimmen angenommen.  
Am 25. September wurde die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkommen auf die 10 
neuen EU-Mitgliedsstaaten zur Abstimmung vorgelegt.80 Die Abstimmung über die 
Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Staaten war nötig geworden, da das 
erste Paket der bilateralen Verträge zwischen der Schweiz und der EU von 1999, deren 
Bestandteil das Freizügigkeitsabkommen war, zwar eine automatische Ausdehnung auf die 
neuen EU-Staaten vorsah, jedoch mit Ausnahme des Freizügigkeitsabkommens. Die Vorlage 
wurde mit 56% der Stimmen angenommen.  
 
 
 
 
 
 
Abbildung 3: Plakatserie der SVP im Zuge 
der Kampagne gegen den Schengen/Dublin 
Vertrag. Sicherheits- und Arbeitsplatzverlust 
werden als Folge des Abbaus der Kontrollen 
an den Schweizer Grenzen gesehen.  
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
80 Genauer Wortlaut der Volksabstimmung: „Bundesbeschluss über die Genehmigung und Umsetzung des 
Protokolls über die Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die neuen EG-Mitgliedstaaten zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
andererseits sowie über die Genehmigung der Revision der flankierenden Maßnahmen zur 
Personenfreizügigkeit“.  
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Beiden Volksabstimmungen ging eine heftige Gegen-Kampagne der SVP voraus. Die Kritik 
an den beiden zur Abstimmung vorgelegten Abkommen teilte sich in die Sorge einerseits vor 
einem Souveränitätsverlust der Schweiz über die Kontrolle der Grenzen und andererseits vor 
einer unkontrollierbaren Zuwanderung von billigen Arbeitskräften aus den 10 neuen EU-
Mitgliedsstaaten.  
Diese Argumente reihen sich nahtlos in einen der Kernpunkte des Programms der SVP ein, 
jenem der Aufrechterhaltung der Schweizer Souveränität und die Warnung vor einem Verlust 
der Handlungsfreiheit durch internationale Verträge und europäische Integration. Wie bereits 
bei der für die SVP günstig ausgegangenen Abstimmung über den EWR Vertrag 1992 ginge 
es nun darum, „(...) den EU-Beitritt in Raten zu verhindern“.81  
 
 
 
Abbildung 4: Plakatsujet aus der Kampagne gegen die Ausweitung 
der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU Mitgliedsstaaten. Mit 
einem Kündigungsschreiben, dass den Schweizer Arbeitnehmer 
darüber informiert, dass er von einem billigeren Ausländer aus 
Osteuropa ersetzt wurde, soll ein potenzieller Arbeitsplatzverlust 
durch die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf osteuropäische 
Staaten suggeriert werden. 
  
 
Zur selben Zeit sprach die Kampagne auch die möglichen Ängste und Sorgen im Alltag der 
Bevölkerung an, dem Verlangen nach Sicherheit und einem gesicherten Arbeitsplatz.  
Entgegen der Meinung der Befürworter des Schengen/Dublin Vertrages nimmt  die SVP 
gerade in der Abschaffung der Grenzkontrollen und in den „löchrigen“ Schengen 
Außengrenzen, die sie bereits nach Südost-Anatolien verlagert sieht, eine Erleichterung für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit krimineller Organisationen und illegale 
Einwanderung wahr.  
 
 
                                                 
81 SVP-JA Nr. 11/2004, S. 6, 
http://www.svp.ch/display.cfm/id/100546/disp_type/display/filename/SVPja0411.pdf.  
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5.3. Fazit  
  
Der Ausländerdiskurs der SVP weist eine hohe Kontinuität sowohl in stilistisch und 
rhetorischer, als auch in inhaltlicher Weise auf. Grundlegende Argumentationsfiguren in 
Bezug auf illegale Einwanderung, Asylmissbrauch und Missbrauch des Sozialwesens ziehen 
sich seit den Neunziger Jahren beinahe unverändert durch die Kampagnen der SVP und 
werden nur wo erforderlich und der Argumentation dienlich an aktuelle politische und 
gesellschaftlicher Entwicklungen angepasst. Stil und Rhetorik der Kampagnen änderten sich 
selbst nach der Übernahme des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements durch 
Christoph Blocher nicht wesentlich. Die Kampagnen gegen die Volksabstimmungen 
bezüglich der Erleichterungen von Einbürgerungen und der Assoziierung zu Schengen/Dublin 
wurde dem ungeachtet rhetorisch besonders aggressiv geführt. Während ein Sinken der 
Asylwerberzahlen der positiven Wirkung der Amtsperiode Blochers zugeschrieben wird, 
hätten seine Nachfolger dessen restriktive Politik bereits wieder rückgängig gemacht.  
 
Der Kern des Ausländerdiskurses setzt stark auf eine Hierarchisierung von Schweizern und 
Ausländern. Die Unterscheidung zwischen „kulturnahen“ und „kulturfernen“ Ausländern ist 
von wechselnder Relevanz. So werden etwa „kulturnahe“ Zuwanderer, in erster Linie jene aus 
den EU-Nachbarstaaten, als gut integriert und nützlich für die Schweizer Wirtschaft und 
Gesellschaft angesehen. Wenn es jedoch um eine weitere Vertiefung der Beziehungen 
zwischen der Schweiz und der EU geht, was sich insbesondere im Vorfeld von 
Volksabstimmungen äußert, dann werden auch „kulturnahe“ Zuwanderer als Bedrohung für 
den Schweizer Arbeitsmarkt und das Sozialwesen angesehen.82  
 
Im Mittelpunkt der Argumentationsführung der SVP stehen jedoch Zuwanderer aus „fernen“ 
Kulturen, die als schlecht integrierbar und schlecht ausgebildet gelten. Diese stellen eine 
Bedrohung für den Staat und die Gesellschaft dar. Der Diskurs vollzieht sich stark über die 
Gegenüberstellung der Schweizer und der Ausländer. Erstere werden als die übervorteilte 
Mehrheit dargestellt, die in ihrer Kultur und Mentalität immer weiter von jenen Ausländern 
zurückgedrängt wird, die das aus ihrem Herkunftsland mitgebrachte nicht-demokratische 
Rechtsverständnis auch in der Schweiz weiterleben wollen. Als Unterscheidungsmerkmale  
werden insbesondere die Herkunft, Mentalität und Sprache der Zuwanderer dargestellt. 
Weiteres Merkmal der Unterscheidung von Schweizern und Ausländern ist die forcierte 
                                                 
82 Vgl. derStandard.at: „SVP geht auf deutsche Zuwanderer los“, 26. Januar 2010, 
http://derstandard.at/1263705981170/SVP-geht-auf-deutsche-Zuwanderer-los.  
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Darstellung des „Normalen“ und der „Abweichung“. Die Schweizer werden als jene 
dargestellt, die unter den fremden Lebensgewohnheiten der Ausländer zu leiden hätten. Dies 
impliziert das „Andersartige“ der Ausländer, die unter einen ständigen Generalverdacht 
gestellt werden, die Ordnung und Sicherheit der Schweiz zu bedrohen. Die Bedrohung durch 
Zuwanderer unterteilt sich in jene der inneren Sicherheit, insbesondere durch Jugend- und 
Ausländerkriminalität sowie die Bedrohung der „christlich-abendländischen“ Kultur der 
Schweiz.  
 
Das Schema der Fremd- und Eigendarstellung zieht sich von der gesellschaftlichen bis hin zur 
politischen Ebene mit fort. Die als negativ dargestellte Gruppe ist mit allen anderen 
politischen Parteien, den Gerichten, der Asylrekurskommission und den Medien dicht besetzt. 
Die verschiedenen Akteure der Fremdgruppe werden durch Formulierungen wie „die Linken“ 
eng miteinander verknüpft und als eine für die Ausländer agierende homogene Gruppe 
dargestellt. Diesen ginge es in erster Linie um deren Instrumentalisierung, um eigene 
Interessen durchzusetzen, die schwerwiegenden Verhältnisse in der Schweiz zu kaschieren 
und eigene Privilegien aufrecht zu erhalten. Der zentrale Bezugspunkt des Ausländerdiskurses 
und der SVP ist deren Bestreben der Verteidigung der besonderen Schweizer Identität und 
ihrer Werte. Dies tut sie auf Seiten der Schweizer Bevölkerung, deren Entmündigung durch 
Politiker und Gerichte sie bekämpfen will.  
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6. Das Thema Islam im Programm der SVP 
 
6.1. Die Phänomenstruktur  
 
Dem Islamdiskurs der SVP liegt die Annahme zugrunde, dass es im Zuge der hohen 
Zuwanderung von Muslimen in die Schweiz zu einer immer offensichtlicher werdenden 
Unterwanderung der „christlich-abendländischen Kultur“ des Landes käme. Besonders die 
Zahl der muslimischen Zuwanderer wäre in den letzten Jahren regelrecht „explodiert“ und 
wird bereits auf 500 000 geschätzt. In Folge dieser Entwicklung stellt der Islam bereits die 
drittgrößte Glaubensgemeinschaft in der Schweiz dar, während nur mehr dreiviertel der 
Bevölkerung einer Landeskirche (reformiert oder katholisch) angehören würden. Die hohe 
Zuwanderung aus „fernen Kulturen“ hätte eine Reihe von fremden Religionen anwachsen 
lassen und dazu geführt, dass sich 142 Moscheen, 116 buddhistische Zentren und 2 Sikh 
Tempel auf Schweizer Boden befänden.  
 
Trotz der beinahe ebenso hohen Anzahl an buddhistischen Zentren wie an Moscheen nennt 
die SPV in ihrem Migrationspapier 2009 jedoch insbesondere den Islam als Ausgangspunkt 
der „Bedrohung des religiösen Friedens“ in der Schweiz, da sich die Ausübung des 
islamischen Glaubens nicht nur auf den geistig-religiösen Bereich des Lebens beschränken 
würde, sondern alle Bereiche des Lebens in erster Linie nach religiösen Regeln, etwa dem 
islamischen Recht, der Scharia, zu gestalten sind. Ein gläubiger Moslem wäre demnach auch 
immer ein „politischer Moslem“. Jemand der die religiösen Gesetze des Islam befolgte, 
müsste zwangsläufig mit einer demokratischen Rechtsordnung in Widerspruch geraten. Die 
sichtliche Zunahme muslimischer Zuwanderer würde sich also besonders in der Einführung 
der christlich-abendländischen Tradition und des Rechtsstaats der Schweiz entgegengesetzten 
Ansichten und Traditionen manifestieren. Diese umfassen etwa die zunehmende Zahl von 
Zwangsverheiratungen, Zwangsbeschneidungen, die Durchsetzung von muslimischen 
Kleidungsvorschriften, die zunehmende Gewalt an Schulen sowie die wachsende Zahl von 
Baugesuchen für Moscheen und Minarette. 
  
Das primäre Problem der Unvereinbarkeit der christlich-abendländischen und der islamischen 
Kultur wäre demnach kein religiöses, sondern ein juristisches. Insbesondere der „lasche“ 
Umgang der Schweizer Gerichte, sowie der Asylrekurskommission trage dazu bei, dass es zu 
einer „schleichenden Einführung“ der Scharia in der Schweiz käme. Diese würden bereits in 
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einzelnen Fällen die Gültigkeit von Scharia Rechtsgrundsätzen anerkennen, auch wenn sie  
klar im Widerspruch mit Schweizer Recht stehen würden. Diese Haltung führe über kurz oder 
lang ins „Chaos“, wenn die Schweizer Behörden und Gerichte fremde Rechtsgrundsätze 
zulassen und das eigene Recht nicht konsequent exekutierten. Besonders die in der Schweizer 
Rechtsordnung garantierte Religionsfreiheit würde häufig so ausgelegt werden, dass damit 
auch die Einführung politischer Rechte miteingeschlossen wären. Die von der 
Religionsfreiheit garantierten Rechte würden in Folge in zunehmendem Grade über die 
„Bürgerpflichten“, etwa im Turnunterricht oder beim Militärdienst, gestellt werden, was die 
Gefahr der Entstehung von Parallelgesellschaften mit sich brächte. Die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit würde also missbraucht werden, um immer mehr Forderungen und 
Machtansprüche zu stellen. Besonders eine Segregation der islamischen von der Schweizer 
Bevölkerung durch die Duldung von divergierenden Rechtssystemen würde eine Integration 
in die Schweizer Kultur unmöglich machen.  
Mit dieser Entwicklung stünde die Schweiz jedoch nicht alleine da. In ganz Europa gäben die 
abendländischen Demokratien ihre rechtsstaatliche Ordnung durch einseitig ausgeübte 
Toleranz auf, um ein abweichendes, konkurrierendes Rechtssystem auf ihrem Staatsgebiet 
zuzulassen. Diese schleichende Einführung einer konkurrierenden Rechtsordnung wäre etwa 
in Frankreich und Deutschland, die in Artikeln der SVP gerne als abschreckendes Beispiel 
genannt werden, bereits besonders weit vorangeschritten.  
 
Auf der Alltagsebene ist die SVP bestrebt, einer weitere Ausbreitung muslimischer 
Lebensweisen und religiöser Traditionen Einhalt zu gebieten. Dies äußere sich besonders in 
Angelegenheiten der Gleichstellung von Mann und Frau und der gesellschaftlichen 
Integration von muslimischen Ausländern. Einen wegweisenden Entscheid zugunsten von 
Gleichberechtigung und Integration stelle die Entscheidung des Bundesgerichtes vom 24. 
Oktober 2008 dar, dass es künftig keinen Dispens mehr vom gemeinsamen 
Schwimmunterricht von Buben und Mädchen in der Schule geben soll. Der Besuch des 
Grundschulunterrichts, und damit auch der Besuch des Schwimmunterrichts, wäre ein 
verfassungsmäßig verbrieftes Recht und ebenso Pflicht und beinhalte die Anerkennung der in 
der Schweiz gelebten Kultur und ihrer Werte. An diesem Beispiel etwa könne man die 
Auswirkungen falscher Toleranz erkennen. Diese hätte im Fall des Schwimmunterrichts in 
erster Linie Mädchen diskriminiert, die daran gehindert werden, das gleiche Leben zu führen 
wie ihre Schulkameradinnen. Derart einschränkende religiöse Vorschriften könne ein liberaler 
Staat nicht tolerieren, ohne seine eigenen Werte zu verraten. Institutionen wie die Volksschule 
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müssten ein freier Raum bleiben, dessen Werte auch für muslimische Kinder zu gelten hätten. 
Dies hätte nichts mit Diskriminierung, sondern im Gegenteil mit Aufklärung, der Grundlage 
der Freiheit, zu tun.  
 
Aus Sicht der Gleichstellung der Geschlechter wäre es unbedingt notwendig, den politischen 
Machtanspruch des Islams zurückzudrängen. Keine Frau in der Schweiz könne den 
unterdrückenden und rechtlosen Umgang von muslimischen Männern mit ihren Frauen 
tolerieren.  
Andere Beispiele für die schleichende Islamisierung des Alltags in der Schweiz wären etwa 
vielfache Absagen von Weihnachtsfesten in Schulen aus Rücksicht auf das Befinden 
muslimischer Schüler oder das Fehlen von Schweinefleisch auf dem Speiseplan der 
Gefängnisse.   
 
 
Abbildung 5: Plakatkampagne der SVP des 
aargauischen Bezirks Bremgarten: Eine 
vergitterte Burka als Symbol der 
Diskriminierung muslimischer Frauen in der 
Schweiz unter der islamischen Rechts-
sprechung, der Scharia, bzw. als Gegenpol zu 
einer „normalen“ Schweizer Bürgerin.  
 
 
Die fehlende Integrationsbereitschaft der Muslime äußere sich jedoch nicht ausschließlich 
über deren Forderungen nach Anpassung des Schweizer Rechts und der kulturellen Werte an 
islamische Gebräuche, sondern auch an der überproportional vertretenen Gruppe von 
islamischen Tätern gemäß Statistik der Delinquenz. Das gleiche Bild biete sich in der Statistik 
der Invalidenversicherung, in der Ausländer aus islamischen Ländern ebenfalls auffällig stark 
vertreten wären.  
 
Den Grund für den Erfolg der Durchsetzung islamischer Forderungen und Machtansprüche 
sieht die SVP in dem allzu leichten Nachgeben der Schweizer Politik, der Gerichte aber auch 
allgemein der abendländischen Gesellschaften auf den Druck islamischer Staaten von außen 
und von Vertretern der islamischen Gesellschaft in der Schweiz. Im Zuge dieser 
gesellschaftlichen Durchsetzungsschwäche hätte sich ein „Klima der geistigen und 
psychischen Einschüchterung“ gebildet, das die Meinungsfreiheit und damit die Grundlage 
der liberalen Gesellschaftsordnung gefährde. Denn wer heute den Islam kritisieren würde, 
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hätte entweder mit einem Anti-Rassismus Prozess oder mit „wüsten Drohungen“ islamischer 
Extremisten zu rechnen. Die legitimen Interessen der lokalen Bevölkerung hätten den 
Nachrang gegenüber islamischen Forderungen. Wer auf die christlich-abendländische 
Leitkultur beharre, würde geradezu kriminalisiert werden und mache sich der 
„Fremdenfeindlichkeit“ oder „Hetze“ verdächtig.  
Eine gewisse Zurückhaltung gegenüber einer Religion und ihren Machtansprüchen zu üben, 
in deren Namen weltweit Menschen verfolgt und getötet werden, der handle nicht rassistisch. 
Es läge vielmehr an den Muslimen selbst unberechtigte Vorurteile zu entkräften und sich 
bedingungslos von Gewalttaten im Namen des Islam zu distanzieren. Diese Entwicklung 
zeige die Grenzen der Toleranz auf. Während Muslime von den Schweizern Toleranz bis zur 
„Selbstverleugnung“ forderten, wäre diese eine Einbahnstraße.  
 
Das politische Establishment, allen voran der Bundesrat aber auch das Departement des 
Äußeren, füge sich in das gesellschaftliche Klima in Europa und wäre dazu übergegangen 
sich dem Druck zu beugen und nicht mehr die Anliegen der Schweizer, sondern jene der 
Muslime zu vertreten. Die „elitären und volksfernen Sieben“ wären zu Marionetten 
demokratiefeindlicher Bewegungen geworden, die ihren Einflussbereich ausdehnen wollten 
und hätten ihren eigentlichen Auftrag vergessen. Diese „Appeasement“ Politik hätte 
Symbolcharakter für die Durchsetzungsschwäche der abendländischen Gesellschaften gegen 
den immer größer werdenden Druck des Islam in Europa, würde jedoch nur dazu führen, dass 
immer dreistere Forderungen gestellt werden. So konstatiert der „ausgewiesene Kenner des 
militanten Islam“ Herr Ulfkotte, Deutschland hätte eine „Bussi-Bussi-Gesellschaft“, die 
Konflikten lieber aus dem Wege gehe und die Gefahren der Islamisierung Europas nicht 
einschätzen könne. Aus vorauseilendem Gehorsam und der Angst vor Terrordrohungen 
erwiese die aus „Weicheiern“ bestehende Gesellschaft den Muslimen jeden Gefallen, den sie 
einem Mitglied einer anderen fremden Religionsgemeinschaft, etwa einem Hindu, von 
vornherein ausschlagen würde.  
 
In diesem Zusammenhang wird in erster Linie auf die Einseitigkeit der Ausübung von 
Toleranz verwiesen. Staaten, in denen demokratische Rechte und Toleranz gegenüber 
religiösen Minderheiten ein Fremdwort wären, forderten etwa im Vorfeld der Abstimmung 
über die Volksinitiative zum Verbot des Baus von Minaretten in der Schweiz Rechte ein, die 
sie der eigenen Bevölkerung nicht zugestehen wollen. Während in Europa Minarette gebaut 
werden, käme es zur Verfolgung von Christen in islamischen Ländern. Europäische 
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Theologen studierten den Koran, während die Bibel in vielen islamischen Staaten verboten 
wäre. 
 
In der auf politische Korrektheit „gedrillten“ Gesellschaft ließen sich mit dem Verweis auf 
das „Codewort“ Toleranz die in der Schweiz geltenden Regeln leicht außer Kraft setzen. Da 
wo der Verweis auf die Tradition der Toleranz der Schweiz nicht ausreicht, wären die 
Forderungen der Muslime meist von „dunklen“ oder „schwersten unterschwelligen“ 
Drohungen untermalt. Insbesondere die Vertreter der islamischen Gemeinschaften in der 
Schweiz hielten sich nicht mit Forderungen und Warnungen zurück, die Schweiz könnte zur 
Zielscheibe von religiösem Fanatismus werden. Diese gehen so weit, dass sie sich der 
„Erpressung“ annähern: Nur wenn die Forderungen der Muslime nach gesellschaftlicher 
Umgestaltung nach islamischen Vorstellungen und mehr Mitentscheidungsrechte umgesetzt 
werden, könnten viele der heutigen Probleme gelöst werden.  
 
Dabei gäbe es nur eine Lösung der Probleme mit Muslimen in der Schweiz, die 
kompromisslose Durchsetzung von Schweizer Recht. Wenn diese Haltung in 
Terrordrohungen mündet, müsse man diesen entschieden entgegentreten um der wachsenden 
„islamischen Bedrohung“ Herr zu werden und die Sicherheit aller in der Schweiz garantieren 
zu können. Denn besonders in Parallelgesellschaften hätten extremistische Kreise leichtes 
Spiel mit der Rekrutierung von Terroristen. Berechtigte Sorge in dieser Hinsicht gäbe es 
durchaus, wie ein Jahresbericht des Fedpols zeige. Demnach wäre die innere Sicherheit der 
Schweiz auch von Dschihadisten und gewaltbereiten islamistischen Terroristen gefährdet, die 
ihre Anhänger gezielt in der Schweiz konzentrieren würden. Damit gehöre auch die Schweiz 
mittlerweile zum Zielgebiet der „islamistischen Internationalen“.  
 
 
 
Abbildung 6: Wahlplakat der SVP zu National- und Ständeratswahlen. Ein 
Aufruf Flagge zu zeigen in Zeiten der Gefahr des Terrorismus für die 
Schweiz mit Osama bin Laden als Personifizierung der Verbindung von 
Islam und Terrorismus.  
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Die Muslime in der Schweiz wären immer weiter bestrebt, ihre Forderungen und 
Machtansprüche auch mit sichtbaren Symbolen zu untermauern. Dazu gehören in erster Linie 
Moscheen mit Minaretten, separate Friedhöfe und Koranschulen, die zu „exterritorialen 
Gebieten“ erklärt werden, um etwa Verstorbene nicht in „unreinem“ Gebiet zusammen mit 
Ungläubigen zu beerdigen. Diese „exterritorialen Gebiete“ wären die vorgeschobenen 
Stützpunkte des Islam in Europa, auf deren zwar vorerst noch bescheidenem Gebiet nur 
islamisches Recht gelten dürfe.  
 
Die Ablehnung der SVP für weitere Moscheen und Minarette erklärt sich aus zwei Gründen: 
Einerseits wären Moscheen wie gemeinhin angenommen weniger mit christlichen Kirchen als 
mit Standesämtern zu vergleichen, da in ihnen juristische und zivilrechtliche Entscheidungen 
abgewickelt werden. Dies decke sich nicht mit dem Rechtsverständnis des Schweizer Staates, 
fordere dessen Rolle heraus und führe zur weiteren Vertiefung von Parallelgesellschaften. 
Minarette wiederum würden den Machtanspruch der islamischen Kultur und des islamischen 
Rechts markieren. Sie wären in erster Linie ein Machtsymbol ohne jeden religiösen Nutzen, 
„Leuchttürme“ des Vordringens des Islam in Europa oder Fähnchen, die von Generälen auf 
Lagekarten gesteckt werden, um erobertes Gebiet zu kennzeichnen. Baurechtliche 
Erwägungen bezüglich Minaretten würden daher auch nicht die Gefahr miteinbeziehen, die 
von diesen Bauten für den religiösen Frieden des Landes ausginge.  
 
 
 
Abbildung 7: Plakatsujet des Unterwalliser SVP Nationalrats Oskar 
Freysinger. Das auf dem Bundesplatz in Bern am 11. Februar 2006 
anlässlich einer Demonstration aufgenommene Foto titelt die 
Aufforderung „Benutzt eure Köpfe!“. Das öffentliche Gebet wurde von 
der SVP als Demonstration politischer Macht der Muslime in der 
Schweiz aufgefasst. In Folge wurde aufgrund des beleidigenden 
Charakters des Sujets von der Staatsanwaltschaft Unterwallis 
Strafanzeige wegen Verletzung der Rassismus Strafnorm sowie der 
widerrechtlichen Verwendung des Fotos erstattet.83  
 
 
 
                                                 
83 Vgl. 20 Minuten Online: „SVP wegen Plakat mit geklautem Foto angezeigt“, 18. September 2007, 
http://www.20min.ch/news/schweiz/story/26418998.  
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Konzessionen in die Richtung von Baubewilligungen für Minarette oder die Duldung von 
islamischer Rechtsprechung würden nur zu noch mehr Forderungen führen und die 
Integration muslimischer Ausländer unmöglich machen. Denn Integration hieße den 
freiheitlichen Rechtssaat der Schweiz und dessen christlich-abendländisches Fundament 
bedingungslos anzuerkennen. Hinsichtlich der von Vertretern der islamischen Gesellschaften 
in der Schweiz erhobenen Forderungen und Machtansprüchen und der 
Integrationsunwilligkeit der muslimischen Ausländer sollte aber gelten, bei der Einbürgerung 
von Ausländern aus islamischen Staaten „größte Zurückhaltung“ walten zu lassen. Wer sich 
aufgrund seiner Zugehörigkeit zum islamischen Glauben nicht fähig fühlt, den Gesetzen und 
kulturellen Geboten der Schweiz zu folgen, der hätte das Land zu verlassen. Integration 
bedeute, dass sich Zuwanderer an die in der Schweiz gelebten Gepflogenheiten und Gesetze 
anzupassen hätten und nicht in umgekehrter Weise die Tradition der Toleranz gegenüber 
Zuwanderern in der Schweiz ausgenutzt werde.  
 
6.2. Formen und Intensität der Themenbesetzung  
 
6.2.1. Das Thema Islam in Volksinitiativen 
 
Die Lancierung der bislang einzigen Volksinitiative der SVP zu einem direkt mit dem Islam 
verwandten Thema, der Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“, entsprang aus einer 
zu Anfang noch lokal geführten Kontroverse über die geplante Erweiterung von drei bereits 
bestehenden Moscheen in den Schweizer Gemeinden Wangen, Langenthal und Wil 
beziehungsweise den Bau eines größeren islamischen Zentrums samt Moschee in Bern.  
 
In Wangen bei Olten hatte ein türkisch-kultureller Verein bereits im Jahr 2005 ein Baugesuch 
für die Erweiterung seines Gebetshauses um ein sechs Meter hohes Minarett eingereicht. 
Nach bekannt werden des Baugesuches startete ein SVP Lokalpolitiker eine 
Unterschriftensammlung, die es in kurzer Zeit auf 400 Unterschriften von Bewohnern 
Wangens brachte. Die Gemeinde verweigerte daraufhin die Genehmigung für den Bau des 
Minaretts. Im Rekursverfahren des türkischen Vereins vor dem Bau- und Justizdepartement 
des Kantons Solothurn wurde die Entscheidung der Gemeinde Wangen rückgängig gemacht 
und die Baubewilligung erteilt. Die darauf folgenden Beschwerden zweier Einwohner von 
Wangen vor dem Solothurner Verwaltungsgericht bezüglich der Konformität der Errichtung 
eines religiösen Baus in einem Gewerbegebiet endete für diese mit einem negativen Bescheid. 
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Auch die beim Schweizer Bundesgericht eingebrachte staatsrechtliche Beschwerde gegen den 
Bescheid des Verwaltungsgerichtshofs wurde von diesem zurückgewiesen.  
Neben dem geplanten Bau des Minaretts sorgte auch die Nähe des türkischen Vereins zu der 
vom Schweizer Inlandsgeheimdienst als rechtsextrem und gewalttätig eingestuften Gruppe 
„Graue Wölfe“ für Aufregung. Im Januar 2009 wurde das Minarett auf dem Gebetshaus in 
Wangen schließlich als viertes Minarett der Schweiz, neben jenen in Zürich, Genf und 
Winterthur montiert.84 
 
Ähnliches ereignete sich in den Gemeinden Langenthal und Wil. In Langenthal hatte die 
lokale muslimische Gemeinschaft im Jahr 2006 ein Baugesuch für ein nicht begehbares 
Minarett eingereicht. Wie bereits in Wangen wurden in Langenthal 3500 Unterschriften gegen 
das Minarett gesammelt und als Petition bei der Gemeinde eingereicht. Nachdem die Stadt 
Langenthal trotz der Petition den Bau genehmigt hatte, wurden insgesamt zwei Beschwerden 
bei der auf Kantonsebene zuständigen Bau-, Verkehrs-, und Energiedirektion eingereicht und 
eine weitere beim Verwaltungsgericht des Kanton Bern.85  
Im August 2006 hatte der Wiler Imam Bekim Alimi in Bern Pläne für eine Moschee mit 
Minarett präsentiert. Dies veranlasste den Junge-SVP Kantonsrat Lukas Reiman dazu, eine 
Motion mit dem Titel „Bauverbot von Minaretten“, das die Aufnahme eines Verbotes in der 
Bauverordnung vorsah, einzubringen. Die Moschee wurde 2009 schließlich ohne Minarett 
gebaut.  
In Bern-Wankdorf wiederum sorgte im Jahr 2007 ein vom Dachverband der bernischen 
Muslimvereine, der „Umma“, geplantes islamisches Zentrum mit Moschee, Museum sowie 
einem Viersterne-Hotel für Aufregung. Das mittels internationalem Architekturbewerb 
ausgeschriebene Projekt sollte auf dem Areal eines ehemaligen Schlachthofs entstehen und 
einen Gebäudekomplex mit 23 000 Quadratmeter umfassen.86  
 
Die bereits erwähnten Baugesuche für Minarette, angefangen mit jenem des türkischen 
Vereins in Wangen bei Olten, und das große mediale Interesse für die sich aus den 
Baugesuchen entwickelnden Kontroversen führten dazu, dass sich auch die SVP sehr früh mit 
dem Thema der Minarette auseinander setzte. Erste Reaktionen erfolgten auf lokaler Ebene 
                                                 
84 Vgl. NZZ Online: „Minarett in Wangen kann gebaut werden“, 11. Juli 2007, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/schweiz/minarett-gegner_bundesgericht_1.526648.html.  
85 Vgl. NZZ Online: „Langenthaler Minarett droht langjähriger Rechtsstreit“, 30. November 2009, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/kultur/aktuell/langenthaler_minarett_droht_langjaehriger_rechtsstreit_1.4084832.
html.  
86 Vgl. NZZ Online: „Islam-Zentrum in der Stadt Bern“, 29. April 2007, 
http://www.nzz.ch/2007/04/29/il/articleF4X7Z.html.  
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durch Unterschriftensammlungen, die in Folge als Petition in den jeweiligen Gemeinden 
eingebracht wurden.  
 
Den ersten größeren Schritt für ein lokales Bauverbot von Minaretten setzte die SVP Zürich. 
Diese brachte im September 2006 mittels parlamentarischer Initiative einen neuen Passus für 
das kantonale Planungs- und Baugesetz mit folgendem Wortlaut ein: „Baubewilligungen für 
Gebäude mit Minaretten werden auf dem Gebiet des Kantons Zürich nicht erteilt“. Die 
Initiative wurde von den Abgeordneten der SVP sowie von je einem Vertreter der EDU und 
der Schweizer Demokraten befürwortet. Mit 62 Stimmen (bei 60 benötigten) wurde eine 
vorläufige Unterstützung des Initiativtextes erreicht. Anlässlich der definitiven Beratung der 
Initiative im Juni 2008 erreichte sie jedoch nicht mehr die notwendigen Stimmen und wurde 
in Folge abgelehnt.87  
 
Die erste umfangreiche Erwähnung der geplanten Minarettbauten in der Parteizeitschrift der 
SVP Schweiz erfolgte in der Januar-Ausgabe des Jahres 2007 durch den Langenthaler SVP 
Stadtrat Patrick Freudiger. In dieser werden die geplanten Minarettbauten als Gefährdung für 
den religiösen und sozialen Frieden bezeichnet. Bedenken dieser Art fänden jedoch keine 
Berücksichtigung in den Baubewilligungsverfahren. Es brauche daher eine 
Verfassungsänderung auf eidgenössischer Ebene.88 Bis zur Abstimmung über die 
Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ kam beinahe keine Ausgabe der 
Parteizeitung ohne einen oder mehrere größere Artikel oder Kommentare zur Minarett-
Debatte oder zu anderen mit dem Islam verwandten Themen aus.  
 
6.2.2. Die Eidgenössische Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ 
 
Am Anfang der Eidgenössischen Volksinitiative stand die Gründung des „Egerkinger 
Komitees“, benannt nach der Gemeinde Egerkingen im Kanton Solothurn, durch den SVP 
Politiker Walter Wobmann und Daniel Zingg von der Eidgenössischen Demokratischen 
Union (EDU), einer christlichen Kleinpartei. Beide Politiker hatten sich bereits früh in der 
Debatte um die ersten Baugesuche für Minarette engagiert. Im Juni 2006 sorgte Daniel Zingg 
in Langenthal als Sprachrohr des Aktionskomitees „Stopp Minarett“ für die Sammlung und 
                                                 
87 Vgl. Tagesanzeiger: „SVP bläst zum Sturm auf Minarette“, 5. September 2006, 
http://sc.tagesanzeiger.ch/dyn/news/zuerich/662318.html.  
88 SVP-Klartext Nr. 1/2007, S. 12, http://www.svp.ch/display.cfm/id/100570/disp_type/display/filename/svp-
klartext0107.pdf.  
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Einreichung von 3600 Unterschriften sowie von 72 schriftlichen Einwänden gegen das 
Baugesuch.  Walter Wobmann beteiligte sich in Wangen bei Olten an der Debatte um das im 
Juli 2006 genehmigte Bauvorhaben des lokalen türkischen Vereins. Das Komitee formierte 
sich vorerst, um sich regelmäßig auf gesamtschweizerischer Ebene über das Thema der 
Baugesuche für Minarette auszutauschen. Die Misserfolge  parlamentarischer Vorstöße der 
SVP auf Kantonsebene hätten jedoch gezeigt, dass „(...) die Mitbestimmung der 
Öffentlichkeit bezüglich Minarett-Bauten offensichtlich nur auf eidgenössischer Ebene 
durchgesetzt werden kann. Diese Erkenntnis war der Auslöser für die Vorarbeiten, die jetzt 
zur Lancierung der Minarett-Initiative geführt haben, (...)“.89 
Der von Wobmann in das Komitee geholte erfahrene Berner SVP Nationalrat und 
Chefredakteur der Wochenzeitschrift „Schweizerzeit“, Ulrich Schlüer, gilt als Urheber des 
Textes der Eidgenössischen Volksinitiative. Dieser wurde vom „Initiativkomitee“, das aus 
dem „Egerkinger Komitee“ hervorgegangenen war, eingebracht.90 Dem „Initiativekomitee“ 
gehören prominente SVP Politiker sowie ein Politiker der EDU an.91  
 
Die Eidgenössische Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ wurde mittels 
ausgearbeitetem Entwurf zur Änderung der Bundesverfassung eingebracht. Artikel 72 der 
Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird dabei um den Abs. 3 mit dem Wortlaut „Der Bau 
von Minaretten ist verboten“ erweitert. Der Sammelbeginn der Unterschriften war der 1. Mai 
2007. Nach Erreichung der notwendigen Unterschriften wurde die Initiative am 8. Juli 2008 
einige Monate vor dem Ende der Sammelfrist im November desselben Jahres eingereicht. 
Nach dem Beschluss des Parlamentes am 12. Juni 2009, der Volk und Ständen empfahl die 
Initiative abzulehnen,  wurde sie am 29. November 2009 zur Abstimmung vorgelegt.  
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
89 Minarette.ch: „Erfahrungen aus dem Kanton St. Gallen. Referat von SVP-Kantonsrätin Cornelia Schaub (ZH), 
Geschäftsführerin der SVP St. Gallen“, 3. Mai 2007, http://www.minarette.ch/ref_15.html.  
90 Vgl. FAZ.NET: „Die Minarett-Scharia-Gleichung“, 4. Dezember 2009, 
http://www.faz.net/s/RubDDBDABB9457A437BAA85A49C26FB23A0/Doc~EE591135DA7124C17B984F362
74066B34~ATpl~Ecommon~Scontent.html.  
91 Vgl. Minarette.ch: Initiativkomitee, http://www.minarette.ch/initiativkomitee.html.  
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Wie bereits bei früheren Kampagnen setzte die SVP auch in der Kampagne für ein 
Minarettverbot auf die zu erwartende lautstarke Kritik an ihrem Plakatsujet.  
 
 
 
 
Abbildung 8: Das Plakat der Kampagne des deutschen Werbers  
Alexander Segert, der bereits die Plakatsujets zur Volksinitiative 
„für demokratische Einbürgerungen“ und zur „Ausschaffungs-
initiative“  entworfen hatte, zeigt schwarze Minarette, die wie 
Raketen aus der liegenden Schweizer Flagge stoßen. Zusätzlich 
die Darstellung einer mit einer schwarzen Burka bekleidete Frau 
als Verkörperung der Unterdrückung von Frauen im Islam und als 
Warnung vor der Einführung von islamischem Recht in der 
Schweiz. Die EDU warb mit einem weniger Aufsehen erregenden 
Sujet für die Initiative (Vgl. Abbildung 9). 
 
 
 
 
Das Plakat löste eine heftige Kontroverse über die Grenzen der Meinungsfreiheit im 
politischen System der Schweiz aus. Auf Anfrage einiger Schweizer Städte publizierte die 
Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) ein Gutachten, das als Grundlage für 
die Entscheidung der Städte für oder gegen ein Verbot des Plakates dienen sollte. In ihrer 
Stellungnahme kam die EKR zum Schluss, dass das Plakatsujet die Grenzen der 
Meinungsfreiheit, „(...) die beim Schutz einer Minderheit vor Diskriminierung und beim 
Schutz der Schweizerischen Gesellschaft vor Hass fördernder Agitation liegen“ überschritten 
worden wäre. Die EKR stellte fest, dass das Plakat Vorurteile nähren würden, 
pauschalisierend sei und „(...)den Islam global als negativ bedrohend“ darstelle: „Die Plakate 
suggerieren, so die EKR, von der hiesigen muslimischen Minderheit gehe eine Gefahr aus und 
man müsse sich vor dieser fürchten. Sie wolle die Schweizer Bevölkerung beherrschen, 
unterdrücke Frauen und missachte die Grundrechte. Dies kommt einer Diffamierung der 
friedlichen muslimischen Schweizer Bevölkerung gleich. Für eine soziale Integration und den 
öffentlichen Frieden ist eine solche Darstellung abträglich.“92  
 
                                                 
92 Eidgenössische Kommission gegen Rassismus: „Medienmitteilung. Aushang von Plakaten „Gegen den Bau 
von Minaretten“ kann den öffentlichen Frieden gefährden“, 7. Oktober 2009, 
http://www.ekr.admin.ch/aktuell/00294/index.html?lang=de.  
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Der Bericht stellte ebenfalls fest, dass ein Verbot des Aushangs der Plakate auf städtischem 
Grund dem in der Schweizer Bundesverfassung formulierten Gebot der Nichtdiskriminierung 
(Art 8 Abs. 2 BV) sowie der präventiven Verpflichtung aus dem Übereinkommen gegen 
Rassendiskriminierung (Art. 2 RDK) nachkommen würde. Gegen das Antirassismusgesetz 
verstoße das Plakat jedoch nach Ansicht der EKR nicht: „Von der heutigen Rechtslage und 
den bereits von Gerichten ausgesprochenen Urteilen ausgehend muss geschlossen werden, 
dass diese und ähnliche Plakate strafrechtlich gemäß Artikel 261bis nicht verboten sind.“93 
Zusammenfassend wäre von den Städten „(E)ine sorgfältige Güterabwägung zwischen 
Meinungsfreiheit, Diskriminierungsschutz und dem Schutz der Schweizerischen Gesellschaft 
vor Hass fördernder Agitation (...)“ vorzunehmen.94 Eine explizite Empfehlung bezüglich 
eines Verbotes des Plakates sprach die EKR, trotz ihrer harschen Kritik, jedoch nicht aus. Die 
Stellungnahme der EKR war politisch durchaus relevant, da einige Städte diese als Grundlage 
ihrer Entscheidung für oder gegen ein Verbot des SVP Plakates abgewartet hatten. Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der EKR Stellungnahme hatten der Kanton Basel-Stadt sowie 
Lausanne bereits entschieden, dass das Plakat nicht auf öffentlichem Grund angebracht 
werden dürfe. St. Gallen und Genf hatten es wiederum zugelassen. In Folge des Gutachtens 
wurde der Aushang des Plakates auch in Yverdon, Morges, Neuenburg, Nyon und Freiburg 
verboten, die Städte Biel, Chur, Olten, Luzern, Winterthur und Zürich gestatteten den 
Aushang.95  
 
Insbesondere durch den Streit um die Plakate zur Kampagne erreichte die Initiative zehn 
Wochen vor der Abstimmung ihre höchsten Aufmerksamkeitswerte. Diese sind im Vergleich 
zu anderen Kampagnen der SVP beachtlich. Hohe Aufmerksamkeitswerte erreichte die 
Kampagne ebenfalls bei ihrer Ankündigung im Jahr 2006, bei ihrer Lancierung im Mai 2007 
sowie während der Nationalratsdebatte 2008.96 
 
 
                                                 
93 Berner Zeitung: „Genf erlaubt Plakate, Lausanne verbietet sie“, 7. Oktober 2009, 
http://www.bernerzeitung.ch/schweiz/standard/Genf-erlaubt-Plakate-Lausanne-verbietet-sie/story/18113559.  
94 Vgl. Eidgenössische Kommission gegen Rassismus: „Medienmitteilung. Aushang von Plakaten „Gegen den 
Bau von Minaretten“ kann den öffentlichen Frieden gefährden“, 7. Oktober 2009, 
http://www.ekr.admin.ch/aktuell/00294/index.html?lang=de. 
95 Vgl. NZZ Online: „Plakatverbot soll nicht hingenommen werden“, 10. Oktober 2009, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/schweiz/plakatverbot_soll_nicht_einfach_hingenommen_werden_1.3840961.htm
l.  
96 Vgl. Universität Zürich, Forschungsbereich Öffentlichkeit und Gesellschaft: „Zentrale Merkmale der 
öffentlichen Debatte über die Minarettinitiative“, 7. Dezember 2009, S. 3,  
http://www.foeg.uzh.ch/staging/userfiles/file/Deutsch/Debatte_Minarettinitiative.pdf.  
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Am Abstimmungstag, dem 29. November 2009, wurde die Initiative schließlich mit 57,5% Ja-
Stimmen vom Volk angenommen. Der Ausgang der Abstimmung kam überraschend, hatten 
Umfragen zuvor noch eine Ablehnung der Initiative vorausgesagt.97  
Selbst Vertreter innerhalb der SVP, allen voran die zwei prominenten Politiker Nationalrat 
Peter Spuhler und Bundesrat Ueli Maurer, hatten sich im Vorfeld äußerst kritisch über die 
Abstimmung geäußert. Ueli Maurer erklärte, er werde wohl gegen die Initiative stimmen, da 
diese als „fremdenfeindlich und zu wenig differenziert“ betrachtet werden könnte. Dieses 
Image könne sich nicht einmal die SVP leisten, so Maurer.98 Auch der bekannteste und 
einflussreichste Politiker der SVP, Christoph Blocher, lehnte die Initiative von Beginn an ab. 
Im Vorfeld der Abstimmung äußerte sich dieser gar nicht mehr zur Initiative, damit die 
Medien „(...) kein Thema daraus machen können“. Als Bundesratskandidat hatte er sich 
jedoch bereits 2008 im Schweizer Fernsehen gegen die Initiative ausgesprochen.99 
Die Initiative wurde nur von vier Kantonen, drei davon in der West-Schweiz (Genf, Waadt, 
Neuenburg) beziehungsweise von Basel-Stadt abgelehnt. Besonders hohe Zustimmung fand 
die Abstimmungsvorlage in ländlichen Gemeinden der Italienischen und der Deutschen 
Schweiz mit einem Anteil der Ja-Stimmen von beinahe 70%. Ebenfalls hohe Zustimmung 
erlangte die Abstimmung in den städtischen Gemeinden der Italienischen und der Deutschen 
Schweiz mit 67.9 und 56,1% Ja-Stimmen.100 
 
Den Argumenten der Befürworter eines Verbots von Minaretten in der Schweiz liegt die 
Annahme zugrunde, bei diesen handle es sich nicht einfach nur um einen baulichen Teil eines 
Gebetshaus, sondern um ein „Machtsymbol“ des „politischen Islams“. Minarette wären das 
Symbol des unbedingten religiösen Anspruchs des Islam und sollen den Fortschritt des 
„Vordringens“ des Islam auf „unreines“ Gebiet markieren. In dieser Weise könnte man sie 
auch mit „Fähnchen“ vergleichen, die von Generälen auf ihre Generalstabskarten gesteckt 
werden. Neben anderen Faktoren manifestiere sich auch in der gestiegenen Zahl der 
Baugesuche für Minarette der stetig wachsende Anteil der Muslime in der Schweiz. In Folge 
dieser Entwicklung bildete sich daher auch das Ansinnen islamistischer Kreise, ein auf der 
                                                 
97 Vgl. Basler Zeitung: „Minarett-Initiative: Volk sagt Nein“, 24. Oktober 2009, 
http://bazonline.ch/schweiz/standard/MinarettInitiative-Volk-sagt-Nein/story/13908813.  
98 Vgl. Tagblatt: „Maurer und Spuhler gegen Minarett-Verbot – Warnung vor Boykotten“, 25. Oktober 2009, 
http://www.tagblatt.ch/aktuell/schweiz/schweiz/Maurer-und-Spuhler-gegen-Minarett-Verbot-Warnung-vor-
Boykotten;art622,1405169.  
99 Vgl. 20 Minuten Online: „Blocher schweigt, ist aber gegen Minarettverbot“, 9. November 2009, 
http://www.20min.ch/news/dossier/minarett/story/28644752.  
100 Vgl. Basler Zeitung: „57 Prozent sagten Ja zum Minarett-Verbot“, 29. November 2009, 
http://bazonline.ch/schweiz/standard/57-Prozent-sagten-Ja-zum-MinarettVerbot/story/31785289; bzw. Statistik 
Schweiz: „Eidgenössische Volksabstimmungen vom 29. November 2009“, 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/03/blank/key/2009/05.html.  
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Scharia basierendes Rechtssystem für die Schweiz zu erzwingen, im Bau von Minaretten als 
dessen weithin sichtbarer Ausdruck.  
Diese wären ohne Zweifel Prestigeprojekte, auf deren Errichtung der Koran jedoch nicht 
hinwiese. Aus theologischer Sicht wären sie also zur Religionsausübung unnötig. Es gäbe aus 
Sicht der SVP drei Gründe, warum Minarette einen politisch-religiösen Machtanspruch 
untermauern: Historische Zusammenhänge, die Behauptungen von Vertretern des Islam und 
deren Bestrebungen zur Errichtung von Minaretten sowie die Aussagen von 
Islamwissenschaftern. Die Frage, die sich nun stelle, ist, warum plötzlich Muslime in der 
Schweiz vehement Minarette auf den Moscheen der lokalen islamischen Gemeinschaften 
fordern würden, wenn diese im Koran nicht gefordert werden und selbst in muslimischen 
Ländern durchwegs nicht alle Moscheen über ein Minarett verfügen würden. Auch Experten 
würden aussagen, dass im Gegensatz zu christlichen Kirchen, die ausschließlich religiösen 
Charakter haben, Moscheen schon immer Orte des politischen und wirtschaftlichen Agierens 
waren beziehungsweise Minarette benutzt wurden, um erobertes Gebiet zu kennzeichnen und 
Präsenz zu markieren.  
 
Diese Bedenken werden jedoch von einem einfachen Baubewilligungsverfahren, in dessen 
Verlauf nur baurechtliche Einwände eingelegt werden können, nicht berücksichtigt. Demnach 
könne für die SVP auch ein baurechtlich einwandfreier Minarettbau zu einer Gefahr für den 
religiösen und sozialen Frieden werden. Die Bevölkerung werde in diesen 
Bewilligungsverfahren gänzlich ausgeschlossen und müsse den Bau von Moscheen und 
Minaretten in ihrer Nachbarschaft ohne Mitspracherecht hinnehmen. Dies wäre angesichts der 
Vielzahl geplanter Minarette und Moscheen, unter ihnen der Plan einer „Riesenmoschee“ mit 
angeschlossenem islamischem Zentrum mit 23 000 Quadratmetern Grundfläche in Bern zu 
bauen, bedenklich, genauso wie das im Jahr 2007 von der muslimischen Gemeinschaft in Wil 
geplante riesige islamische Zentrum mit Moschee, Minarett, Schule, Restaurants und Läden. 
Da sich im Vorfeld in den betreffenden Gemeinden unter der lokalen Bevölkerung 
Widerstand geregt hätte, sollten die Bewilligungsverfahren unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit im Schnellverfahren durchgezogen werden. Vorstöße der lokalen SVP 
Vertreter, etwa im St. Galler Kantonsparlament, die verlangt hatten, bei geplanten Minaretten 
zuerst die Zustimmung der Bevölkerung einzuholen, waren nicht angenommen worden, 
obwohl es eine deutliche Ablehnung der geplanten Minarette in der Bevölkerung gegeben 
hätte. Minarette würden auch von „weiten Teilen der Bevölkerung“ als Symbol des 
islamischen Machtanspruchs und der Etablierung seiner Vertreter angesehen.  
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Das Minarett als Symbol des religiös-politischen Machtanspruchs des Islam gerate daher mit 
dem Artikel 72 der Verfassung in Konflikt, die dem Bund und den Gemeinden die 
Verantwortung für die Bewahrung des religiösen Friedens in der Schweiz überträgt. Mit 
einem Verbot von Minaretten wäre wiederum die Rechts- und Gesellschaftsordnung, wie sie 
in der Verfassung niedergelegt ist, garantiert. Die Bewahrung des religiösen Friedens liege 
jedoch auch in der Pflicht religiöser Minderheiten, wie der Muslime. Diese müssten sich aus 
Rücksicht auf das nachbarschaftliche Miteinander und die „alteingesessene, christlich-
abendländisch geprägte Bevölkerung und Kultur“,  um Toleranz bemühen und auf  
umstrittene Bauweisen verzichten.  
 
Hinsichtlich des Unwillens der Behörden sowie der Mitte- und Linksparteien, die 
Bevölkerung bei geplanten Minarettbauten in das Baubewilligungsverfahren zu inkludieren, 
ruhe nun die Hoffnung der Bevölkerung in der Nachbarschaft solcher geplanter islamischer 
Zentren auf der Initiative gegen den Bau von Minaretten. Diese wäre die letzte Chance, eine 
Sogwirkung islamischer Tendenzen für die betreffenden Regionen zu verhindern.    
Die Initiative für das Verbot von Minaretten richte sich jedoch nicht gegen die in der 
Bundesverfassung garantierte freie Religionsausübung. Für die schlichte Ausübung des Islam 
wäre ein Minarett außerdem nicht notwendig. Seit über 40 Jahren würden zahlreiche Muslime 
in der Schweiz leben und ihren Glauben ohne Minarette ausüben. Die Baugesuche für 
Minarette in den letzten Jahren hätten jedoch heftige Reaktionen der lokalen Bevölkerung  
heraufbeschworen. Von den Behörden wurden diese alleine gelassen.  
Ein Verbot von Minaretten solle demnach keine Kritik an Personen, sondern eine Sachkritik 
darstellen. Das Thema Islam müsse auf einer „sachlichen, unaufgeregten und wohlüberlegten 
Ebene“ diskutiert werden. Die Initiative für ein Verbot von Minaretten stelle diesen Diskurs 
dar. In diesem ginge es nicht in erster Linie um den Bau von Minaretten an sich, sondern um 
deren symbolischen Charakter. Die Schweizer Bevölkerung wisse wohl um den Unterschied 
zwischen einzelnen Religionsangehörigen und der Religion selbst. Auch sollen nicht alle 
Muslime in einen „Topf geworfen werden“. Jedoch sollte gesagt werden dürfen, was sich 
viele Menschen in der Schweiz denken, dass nämlich die wachsende Zahl 
integrationsunwilliger Zuwanderer und die damit einhergehende schleichende Islamisierung 
der Schweiz und Europas, wachsende Frauenfeindlichkeit und Antisemitismus keine 
„kulturelle Bereicherung“ darstellen, sondern den „Verlust an Heimat, an Rechten, Sicherheit 
und Wohlstand“ bedeuten würden.  
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Die Bewilligung von immer mehr Baugesuchen für Minarette würde aus Sicht der SVP eine 
Kettenreaktion hervorrufen, bald würde es nicht mehr nur bei Minaretten bleiben. Aus den 
betreffenden Vorgängen im Ausland wäre ersichtlich, dass kurz nach den Baugesuchen für 
Minarette die Einführung des Rufes zum Gebet, der Muezzin, gefordert wird. Ähnliche 
Ereignisse im europäischen Ausland würden daher dem Argument, in der Schweiz würde 
niemals der Muezzin ertönen, die Grundlage entziehen. Negative Beispiele gäbe es viele, 
unter anderem in Schweden, Großbritannien und Deutschland. Es wäre daher naiv zu glauben, 
dass der eigentliche Zweck eines Minaretts, als Plattform des Muezzin zu dienen, nicht auch 
von den Muslimen in der Schweiz gefordert werden würde. Der Muezzin würde in seinem 
„Ezan“, dem Ruf des Muezzin, nur in eingeschränkter Form zum Gebet rufen. In erster Linie 
diene sein Ruf dazu, den alleinigen Machtanspruch des Islam zu verkünden.  
Auch hier verweist die SVP gerne auf das Beispiel Deutschland, wo Juristen bereits vor 
Jahren zum Schluss gekommen wären, dass der Ruf zum Gebet juristisch nicht unterbunden 
werden könne. Dieser falle, da er der Funktion der Kirchenglocken ähnlich sei, unter die freie 
Religionsausübung. Unterlassen werden würde er zur Zeit nur aus Rücksicht auf die 
religiösen Gefühle der christlichen Mehrheit.  
 
6.3. Fazit  
 
Mit der Volksinitiative für ein Verbot des Baus von Minaretten führt die SVP ihre 
altbewährten Strategien aus früheren Kampagnen fort. Besonders das Medienecho und die 
provozierte kritische Reaktion auf das Plakatsujet verhalfen der Initiative zu enormer 
nationaler und internationaler Beachtung. Das Wort „Minarettverbot“ wurde darüber hinaus 
zum Wort des Jahres 2009 gekürt.101 Obwohl die SVP nicht direkt als Initiator der 
Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten auftrat, war die Kampagne, insbesondere im 
Jahr der Abstimmung, eines der zentralen Themen in der Parteizeitung.  
 
Themen wie ein Verbot von Minaretten als „äußerliche“ Symbole eines angeblichen 
islamischen Machtanspruchs in der Schweiz kommen der Strategie der SVP in doppelter 
Hinsicht zugute. Die Kampagnen der SVP sprechen gezielt Ängste und Unsicherheiten der 
Bevölkerung an, provozieren jedoch zur selben Zeit die Ablehnung des politischen 
Establishments und einem Großteil der Medien. Was folgt ist die Lancierung einer 
                                                 
101 Vgl. SF Tagesschau: „Und das Wort des Jahres ist: <Minarettverbot>“, 3. Dezember 2009, 
http://www.tagesschau.sf.tv/Nachrichten/Archiv/2009/12/03/Schweiz/Und-das-Wort-des-Jahres-ist-
Minarettverbot.  
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„diskussionswürdigen“ Initiative, die auf den Willen der Bevölkerung Rücksicht nimmt. Die 
Kritik des politischen Establishments wird daraufhin als Angriff auf den Willen des Volkes 
und wie im Fall des teilweisen Verbotes des SVP Plakates durch einige Schweizer Städte, als 
Angriff auf die Meinungsfreiheit gebrandmarkt.  
 
Im Zentrum der Darstellung des Islam durch die SVP steht in erster Linie das Argument der 
Unvereinbarkeit des Islam im juristischen wie gesellschaftlichen Sinn mit dem Schweizer 
Rechtssystem sowie den „christlich-abendländischen“ Werten des Landes. 
Gegenüberstellungen ziehen sich dementsprechend durch einen Großteil der Artikel und 
Referate von SVP Vertretern. Vergleiche werden etwa zwischen der Schweiz und 
ausgesuchten muslimischen Staaten wie Saudi-Arabien angestellt. In diesen dient der Verweis 
auf die fehlende Toleranz dieser Staaten gegenüber christlichen Minderheiten als Argument 
gegen „ausufernde Toleranz“ gegenüber Muslimen in der Schweiz. Andere Vergleiche 
beziehen sich auf geschichtliche und kulturelle Gegenüberstellungen des Christentum und des 
Islam. Diese sollen den aggressiven und intoleranten Charakter des Islam im Vergleich zu den 
liberalen christlich-abendländischen Traditionen der Schweiz belegen. Die Bilder, welche 
diesen Vergleichen entspringen, dienen als Untermauerung der Eigen- und 
Fremdpositionierung. Auch in der Initiative gegen den Bau von Minaretten findet sich dieses 
„Wir gegen die Anderen“.  
 
Darüber hinaus verweisen die Artikel der SVP gerne auf Beispiele aus dem europäischen 
Ausland, besonders aus Deutschland und Großbritannien. Die in diesen Ländern schon weit 
vorangeschrittene schleichende Anpassung der Rechtssysteme an islamische Grundsätze 
könne laut der SVP auch für die Schweiz bald zum Alltag werden. In diesem Zusammenhang 
wird auch auf mit dem Islam in Zusammenhang gebrachte negative Ereignisse, etwa der 
Karikaturenstreit oder die Attentate in London, hingewiesen. Hervorgehoben wird gerne auch 
die Machtlosigkeit der Bevölkerung angesichts der Islamisierung der Schweiz. Während die 
Behörden die Bevölkerung nicht ernst nehmen und sie alleine lassen würden, könnten 
Muslime ihre Forderungen mit etwas Geduld ohne Probleme auf rechtlichem Wege 
durchsetzen. Von der Bewilligung von Baugesuchen für Minarette bis zum einklagbaren 
Recht auf den Ruf zum Gebet durch den Muezzin wäre es daher nicht weit.  
 
Den Kontext der Ankündigung der Minarett-Initiative stellt insbesondere der Karikaturenstreit 
dar. Auf diesen, sowie auf die Attentate in London und Madrid, wird hinsichtlich der 
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Bedrohung der Meinungsfreiheit sowie von islamischen Terroristen immer wieder Bezug 
genommen. Den Beginn der Einbeziehung des Themas Islam in die öffentliche 
Kommunikation in der Schweiz markieren die Terroranschläge im September 2001 in New 
York. Davor waren Muslime kaum in der öffentlichen Kommunikation präsent.102  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
102 Vgl. Universität Zürich, Forschungsbereich Öffentlichkeit und Gesellschaft: „Zentrale Merkmale der 
öffentlichen Debatte über die Minarettinitiative“, 7. Dezember 2009, S. 3,  
http://www.foeg.uzh.ch/staging/userfiles/file/Deutsch/Debatte_Minarettinitiative.pdf. 
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7. Zusammenfassung 
 
7.1. Die Darstellung des Islam  
 
Das abschließende Kapitel dieser Arbeit soll in erster Linie dazu dienen, die beiden 
untersuchten Diskurse zusammenzufassen und die zuvor aufgestellten Fragestellungen zu 
beantworten. 
Bezüglich der ersten Fragestellung ist festzustellen, dass der Islam von der SVP generell 
negativ dargestellt wird. Diese beschwört die Gefahren einer „schleichenden Islamisierung“ 
der Schweiz, des islamistischen Terrorismus und der Etablierung von Parallelgesellschaften 
mit eigener Rechtsprechung an Stelle der schweizerischen Rechtsordnung. Das Bild der in der 
Schweiz lebenden Muslime ist von Stereotypen und Pauschalisierungen geprägt. Die an ein 
kulturalistisches Weltbild angelehnte Argumentationslogik geht von zwei miteinander 
konkurrierenden zivilisatorischen, homogenen Blöcken aus, deren Angehörigen bestimmte 
Attribute pauschal zugerechnet werden. So wird die schweizerische Gesellschaft als Teil der 
christlich-abendländischen europäischen Gesellschaft dem islamischen Block 
gegenübergestellt. Während dem ersten Block Attribute wie Rechtsstaatlichkeit, Achtung von 
Ordnung und der Gleichstellung der Geschlechter, Toleranz und demokratische Gesinnung 
zugerechnet werden, wird der Islam mit den jeweilig gegenteiligen Attributen assoziiert.  
 
Gegenüberstellungen stellen demzufolge eines der zentralen Elemente der 
Argumentationslogik des Islamdiskurses dar. Vergleiche werden vor allem mit dem 
europäischen Ausland oder mit islamischen Staaten wie Saudi-Arabien angestellt. Hinweise, 
wie etwa auf eine angeblich im Vergleich zur Schweiz bereits weit vorangeschrittene 
Unterwanderung der Rechtssysteme anderer europäische Staaten wie Deutschland oder 
Großbritannien, sollen gemäß der kulturalistischen Argumentationslogik verdeutlichen, dass 
die „islamische Bedrohung“ ein gesamteuropäisches Problem darstellt. Die europäischen 
Staaten, vereint durch ihre christlich-abendländische Kultur und gemeinsame Werte stehen 
dem Block islamischer Staaten und Gesellschaften gegenüber.  
In diesen Vergleichen dient der Verweis auf die fehlende Toleranz der letztgenannten Staaten 
gegenüber christlichen Minderheiten auch als Argument gegen ausufernde Toleranz 
gegenüber Muslimen in der Schweiz. Andere Vergleiche wiederum beziehen sich auf 
geschichtliche und kulturelle Gegenüberstellungen des Christentum und des Islam. Diese 
sollen den aggressiven und intoleranten Charakter des Islam, im Vergleich zu den liberalen 
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christlich-abendländischen Traditionen der Schweiz belegen. Die Bilder, welche diesen 
Vergleichen entspringen dienen als Untermauerung der Eigen- und Fremdpositionierung.  
 
Als ein weiteres zentrales Element findet sich, ähnlich wie in den Kampagnen der SVP gegen 
die EU oder im Ausländerdiskurs, die Anti-Establishment Dimension, als beinahe schon 
fundamentales Grundelement einer Vielzahl europäischer rechtspopulistischer Parteien, auch 
im Islamdiskurs wieder. Diese hat auch in der Darstellung des Islam im Programm der SVP 
überall dort einen festen Platz, wo es darum geht, die Machtlosigkeit des Bürgers gegenüber 
den miteinander verbündeten Vertretern der islamischen Gemeinschaften sowie des 
politischen Establishments zu verdeutlichen. Allen voran der Bundesrat, das Departement des 
Äußeren, aber auch Richter und Medien, wären dazu übergegangen sich dem 
gesellschaftlichen Klima in ganz Europa zu beugen und die Anliegen der muslimischen 
Minderheit über jene der Schweizer Bürger zu stellen. Dieser Umstand erschließt sich für die 
SVP in erster Linie aus einem gesellschaftlichen Klima, das aus Angst, als hetzerisch 
deklariert und an den Pranger gestellt zu werden, die einseitige Toleranz gegenüber der 
muslimischen Minderheit über alles andere stellt.  
 
Aus der Untersuchung der Darstellung des Islam durch die SVP lassen sich weiterführend drei 
Trends herausfiltern, welche sich in ähnlicher Weise auch in Parteiprogrammen anderer 
europäischer rechtspopulistischer Parteien finden lassen:103 
 
- Homogenisierung der Muslime  
- Schleichende Islamisierung und Unterwanderung der christlich-abendländischen 
Kultur 
- Von Terrorismus und Fundamentalismus ausgehende Gefahr für die Schweiz  
 
7.1.1. Homogenisierung der Muslime  
 
Die in der Schweiz lebenden Muslime werden, entgegen der in Kapitel 3 geschilderten 
Realität, als ethnisch und kulturell homogene Gruppe dargestellt. Die Fokussierung auf den 
Islam als Religion und nicht als kulturelle Größe inkludiert auch die pauschale Annahme, dass 
es sich bei den Muslimen in der Schweiz um durchwegs gläubige und praktizierende 
Angehörige der islamischen Glaubensgemeinschaft handle. Der Islam selbst wird unter 
                                                 
103 Vgl. Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009, S. 72 ff. 
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Ausschluss seiner verschiedenen Strömungen und individueller persönlicher Zugänge zu 
Religion als monolithischer Block, gespickt mit Klischees und Stereotypen, gezeichnet. 
Diesem wird ein Expansions- und Unterwerfungswille zugerechnet, der vorrangig eine Gefahr 
für die Zukunft Europas und seiner Gesellschaft bedeutet. Diese an eine kulturalistische Logik 
angelehnte Sichtweise nimmt kulturelle Identität als bestimmenden Faktor für das Handeln 
einer Person ebenso wie ihre Zugehörigkeit zu einer als homogen deklarierten Gruppe.  
Die graphische Darstellung beschränkt sich daher auch auf Gemeinsamkeiten der angeblich 
homogenen islamischen Gemeinschaft in der Schweiz. Immer wiederkehrende Elemente sind 
etwa äußere Zeichen der Zugehörigkeit zu einer Gruppe wie die Darstellung von Frauen mit 
Kopftuch oder Ganzkörperschleier. 
 
7.1.2. Schleichende Islamisierung und Unterwanderung der christlich-abendländischen 
Kultur  
 
Die Beschwörung der Gefahr einer schleichenden Islamisierung durch die SVP beruht auf 
zwei argumentativen Aspekten: Der demographischen Entwicklung und der juristischen sowie 
kulturellen Unterwanderung der schweizerischen Rechtsordnung und der christlich- 
abendländischen Kultur.  
 
Bezüglich der demographischen Entwicklung warnt die SVP vor einer Explosion der 
muslimischen Bevölkerung in der Schweiz. Während die in Kapitel 3.2 zitierte Volkszählung 
aus dem Jahr 2000 von knapp über 300 000 Muslimen ausgeht, schätzt die SVP die Anzahl 
der heute in der Schweiz lebenden Muslime bereits auf eine halbe Million. Die zahlenmäßig 
und somit leicht nachvollziehbar ausgedrückte Größe der muslimischen Gemeinschaft in der 
Schweiz soll verdeutlichen, dass eine Verdrängung der schweizerischen Gesellschaft 
unabwendbar erscheint. In Weiterführung der Fokussierung des Islam als Religion 
verdeutlicht die SVP, dass nach und nach die traditionellen Kirchengemeinschaften der 
Schweiz an Einfluss auf die Gesellschaft verlieren.  
 
In der Weiterführung dieses Aspektes betont die SVP, dass der Islam sich, im Gegensatz zu 
anderen Religionen, nicht auf die geistig-religiösen Aspekte der Religionsausübung 
beschränkt, sondern auch alle anderen Lebensbereiche regelt. Aus diesem Umstand ergibt sich 
ein zwangsläufiger Widerspruch, nicht nur in kultureller, sondern auch in juristischer 
Hinsicht. Neben der kulturellen Unvereinbarkeit des Islam mit der christlich-abendländischen 
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Kultur tut sich hiermit ein zusätzlicher, juristischer, Aspekt auf. Dieser hebt die 
Inkompatibilität des Islam als juristische und politische Instanz mit dem schweizerischen 
Demokratieverständnis sowie der schweizerischen Rechtsordnung hervor. 
 
Beiden Dimensionen, der kulturellen sowie der juristischen, ist jedoch der Rekurs auf eine 
notwendige Verhinderung von Diskriminierung von muslimischen Mädchen und Frauen 
gemein. Die Darstellung der Diskriminierung betont insbesondere die angebliche Zunahme 
von Zwangsverheiratungen, Zwangsbeschneidungen und der vermehrten Durchsetzung 
muslimischer Kleidungsvorschriften.  
Offensichtliches Zeichen dieser Diskriminierung ist für die SVP etwa die Forderung nach 
einem getrennten Turnunterricht für Buben und Mädchen in der Volksschule. Bis zur 
Entscheidung des Bundesgerichtes vom Oktober 2008, die Möglichkeit des Dispenses vom 
gemeinsamen Schwimmunterricht auszuschließen, befürchtete die SVP eine Diskriminierung 
muslimischer Mädchen, denen nicht erlaubt worden wäre, das gleiche Leben wie ihre 
Schulkameradinnen zu führen. In diesen und ähnlichen Fällen sieht die SVP falsche Toleranz 
als Ursache der Diskriminierung von muslimischen Frauen und fordert ein Beharren auf der 
als christlich-abendländisch verstandenen Gleichstellung von Mann und Frau. Im Gegensatz 
zu den als europäisch verstandenen Frauen- und natürlich auch den Menschenrechten wird der 
Islam als homogen patriarchalische und grundsätzlich konservativ eingestellte Kultur 
betrachtet.  
 
Die graphische Darstellung der muslimischen Frau konzentriert sich dementsprechend auf die 
Darstellung von als traditionell muslimisch wahrgenommenen Bekleidungsstücken wie dem 
Kopftuch oder dem Ganzkörperschleier. 
Weitere auf der Alltagsebene sichtbare Symbole der schleichenden Islamisierung der 
schweizerischen Gesellschaft und des islamischen Machtanspruchs werden von der SVP in 
Gestalt von Moscheen, Minaretten, Koranschulen und separaten Friedhöfen ausgemacht. 
Graphisch zeigt sich dies in erster Linie in der vermehrten Darstellung von Minaretten als das 
sichtbarste Element einer Moschee. Das Plakat zur Verbotsinitiative für Minarette (siehe S. 
64) kombiniert mehrere Elemente des Islamdiskurses der SVP. Neben einer mit einer 
schwarzen Burka bekleideten Frau, als Ausdruck der Unvereinbarkeit der islamischen 
Lebensweise mit den Werten und Traditionen der Schweiz, stoßen schwarze Minarette wie 
Speere aus der schweizerischen Flagge.   
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Neben der Schilderung der Situation in der Schweiz strebt die SVP auch Vergleiche mit 
anderen europäischen Staaten, insbesondere mit Deutschland und Großbritannien, an. Die in 
diesen Ländern angeblich schon weit vorangeschrittene schleichende Anpassung der 
Rechtssysteme an islamische Grundsätze könne auch für die Schweiz bald zum Alltag 
werden. In diesem Zusammenhang wird auch auf mit dem Islam in Beziehung gebrachte 
negative Ereignisse, etwa den Karikaturenstreit oder die Attentate in London, hingewiesen. 
Hervorgehoben wird gerne auch die schon im Zuge der Erläuterung des Anti-Establishment 
Aspekts des Diskurses angesprochene Machtlosigkeit der Bevölkerung. Während die 
Bevölkerung von Politikern und Behörden alleine gelassen würde, könnten Muslime ihre 
Forderungen über kurz oder lang auf juristischem Wege durchsetzen.  
 
7.1.3. Islamischer Terrorismus und Fundamentalismus als Gefahr für die Schweiz  
 
Die Aufmerksamkeit der öffentlichen Kommunikation in der Schweiz und im restlichen 
Europa wurde insbesondere durch die Terroranschläge im September 2001 in New York auf 
den Islam und die inmitten der europäischen Gesellschaft lebenden Muslime gezogen. Davor 
waren die in Europa lebenden Muslime kaum in der öffentlichen Kommunikation präsent.104 
Im Kontext der Ereignisse rund um den 11. September war die Berichterstattung und die 
Darstellung von Muslimen eng mit Assoziationen an Terrorismus und religiösen 
Fundamentalismus verbunden.  
 
Auch die SVP bringt den Islam und die Muslime regelmäßig in Zusammenhang mit 
Terrorismus und anderen Formen der Gewaltausübung. Einige Jahre nach den Anschlägen in 
New York steht die Ankündigung der Minarett-Initiative insbesondere unter dem Einfluss des 
Karikaturenstreits sowie der Attentate in London und Madrid. Die SVP nahm diese Ereignisse 
bereitwillig zum Anlass, um auf die Bedrohung der Meinungsfreiheit in Europa sowie vor der 
Gefahr von Racheakten islamischer Terroristen zu warnen.  
Von der „islamischen Bedrohung“ durch Dschihadisten und gewaltbereiten Terroristen für 
Europa wäre demnach auch die Schweiz nicht ausgenommen. Deren innere Sicherheit sieht 
die SVP in erster Linie durch das Erstarken von Parallelgesellschaften gefährdet, in denen 
extremistische Kreise leichtes Spiel für die Rekrutierung von Terroristen hätten.  
                                                 
104 Vgl. Universität Zürich, Forschungsbereich Öffentlichkeit und Gesellschaft: „Zentrale Merkmale der 
öffentlichen Debatte über die Minarettinitiative“, 7. Dezember 2009, S. 3,  
http://www.foeg.uzh.ch/staging/userfiles/file/Deutsch/Debatte_Minarettinitiative.pdf. 
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Auch hier wird der Islam als gesamteuropäische „Bedrohung“ dargestellt, der sich kein Land, 
auch nicht die Schweiz, entziehen könnte. Die „islamische Internationale“ als Bedrohung der 
christlich-abendländischen Kultur vertieft jene kulturalistische Sichtweise, derer sich die SVP 
in der Darstellung des Islam bevorzugt bedient.  
Aus den Pressemeldungen und Interviews mit den Vertretern der islamischen Vereinigung der 
Schweiz ließen sich laut der SVP Forderungen und Warnungen herauslesen, die besagen, dass 
die Schweiz zur Zielscheibe für religiösen Extremismus werden könne, wenn das Land 
weiterhin die religiösen Rechte der Muslime beschneiden würde. Diese Warnungen führen 
über kurz oder lang zu „dunklen“ und „schwerst unterschwelligen“ Drohungen.  
Das Thema Terrorismus und Islam spiegelt sich dementsprechend offensichtlich in der 
graphischen Darstellung des Islam, etwa durch die Verwendung Osama bin Ladens als 
Verkörperung des islamischen Terrorismus schlechthin, wider.  
 
7.2. Die Beziehung des Asyl- und Ausländerthemas zum Thema Islam  
 
Die zweite Forschungsfrage dieser Arbeit bezieht sich auf das Verhältnis zwischen dem Asyl- 
und Ausländerdiskurs und dem Islamdiskurs der SVP. Zu Beginn der Arbeit schienen mehrere 
Optionen als Antwort auf diese Frage denkbar: Das Thema Islam könnte eine Neuerfindung, 
Weiterentwicklung oder auch Ergänzung des Asyl- und Ausländerdiskurses innerhalb des 
Programms der SVP darstellen. Im Folgenden sollen nun die Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten der beiden Diskurse ausgearbeitet werden.  
 
7.2.1. Unterschiede 
 
In einem zeitlichen Kontext gesehen handelt es sich bei dem Thema Islam um ein relativ 
neues Interessensgebiet der SVP. Während Themen wie Asyl und Immigration seit der 
Gründung der SVP, jedoch spätestens seit der Neuorientierung des Parteiprogramms im Zuge 
des Aufstiegs von Christoph Blocher, einen zentralen Platz im Parteiprogramm einnehmen, 
entfaltete die SVP erst im Kontext der Anschläge des 11. September 2001 in New York sowie 
in Folge des Karikaturenstreits und der Anschläge in London und Madrid ein Interesse für 
dieses Themenfeld.  
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Weitere Unterschiede zwischen den beiden Diskursen lassen sich insbesondere bezüglich der 
Definition der Eigen- und Fremdgruppe sowie den jeweiligen Bedrohungsszenarien für die 
Schweiz ausmachen.  
Beide Diskurse setzen auf die Definition einer Eigen- und Fremdgruppe. Im Ausländerdiskurs 
basiert diese Einteilung primär auf nationalistischen Faktoren, wobei diese im Falle der SVP 
nicht streng von kulturellen Faktoren getrennt werden können. Kulturelle Faktoren spielen 
dann eine Rolle, wenn die SVP spezifische Gruppen von Ausländern, in erster Linie 
Zuwanderer aus Staaten außerhalb Europas, ansprechen will. In diesem Zusammenhang 
werden Immigranten aus „kulturnahen“ Nationen von jenen aus „ferneren“ Kulturen 
unterschieden. Bei ersteren handelt es sich vor allem um Bürger der 15 „alten“ EU-Staaten, 
die zweite Kategorie besteht je nach Problemfeld aus Zuwanderern aus dem Staatsgebiet des 
ehemaligen Jugoslawien beziehungsweise aus der Türkei oder Afrika.  
Diese Definition kann jedoch aktuellen politischen Erfordernissen angepasst werden, wenn 
etwa deutsche Staatsbürger als Belastung für den deutsch-schweizerischen Arbeitsmarkt 
dargestellt werden sollen.  
Die Eigengruppe des Ausländerdiskurses umfasst die Staatsbürger der Schweiz, ohne jedoch 
erst vor kürzerer Zeit eingebürgerte Zuwanderer mitzuzählen.  
 
Im Gegensatz zu dieser Mischung aus nationalistischen und kulturalistischen Kriterien zur 
Definition der Eigen- und Fremdgruppe basiert jene des Islamdiskurs auf kulturellen 
Kriterien. Die Eigengruppe wird um eine europäische Dimension erweitert, deren kulturelle 
Verbindung als christlich-abendländischer Kulturraum bezeichnet wird. Die Fremdgruppe 
wird von der als homogen dargestellten islamischen Welt besetzt.  
Anders als im Ausländerdiskurs wird beim Islamdiskurs jedoch weitgehend darauf verzichtet, 
einzelne Staaten als besonders bedrohlich darzustellen. Angehörige der islamischen Welt 
werden stets dem undifferenzierten, homogenen islamischen Block zugerechnet. Ein wie im 
Falle der FPÖ, insbesondere in Wien-Wahlkämpfen, beobachtbarer Anti-Türken Diskurs 
innerhalb des Islamdiskurses ist im Falle der SVP nicht festzustellen. Eine Erwähnung der 
Türkei findet in erster Linie im Rahmen von Argumenten gegen einen EU- oder 
Schengenbeitritt der Schweiz statt.  
 
Beiden Diskursen ist gemein, dass eine Hierarchisierung zwischen der Eigen- und der 
Fremdgruppe vorgenommen wird. So sind schweizerische Bürger in allen Belangen bevorzugt 
zu behandeln und ihre Anliegen gegenüber der Fremdgruppe durchzusetzen. Auch wenn es 
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innerhalb der Gruppen Differenzierungen gibt, so sind diese im Verglich zu jenen gegenüber 
der Fremdgruppe weniger ausschlaggebend. So wird etwa im Islamdiskurs über kulturelle 
Differenzen innerhalb Europas zugunsten der Definition einer europäischen christlich-
abendländischen Kultur hinweggesehen.  
Im Falle des Ausländerdiskurses werden jedoch auch über die beiden definierten Gruppen 
hinweg Konzessionen an jene Ausländer gemacht, die sich vorbildlich integriert hätten und 
somit die Gefahr von Kriminalität, Arbeitslosigkeit und Sozialmissbrauch nicht gegeben 
wäre. Solche Konzessionen fehlen weitgehend in der Darstellung der Muslime, da bereits die 
Praktizierung des Islam, nach dem Motto, ein religiöser Muslim wäre auch immer ein 
politisch aktiver Muslim, alle negativen Aspekte in der Darstellung der Religion mit 
einschließt. 
 
Ein weiterer Unterschied zwischen den beiden Diskursen stellen die jeweiligen 
Bedrohungsszenarien dar. Den Islamdiskurs zeichnet die Warnung vor einer grundsätzlichen 
Bedrohung des Gesellschafts- und Rechtssystem der Schweiz aus. Dieses soll durch die 
Einführung der islamischen Rechtsordnung Scharia ganzheitlich ersetzt werden. Auch wenn 
dieses Ziel noch nicht erreicht wäre, wird dennoch die Gefahr von Parallelgesellschaften 
betont, in denen Muslime an der schweizerischen Gesellschaft und ihrer Rechtsordnung 
vorbeileben würden. Gefahren, die in diesem Zusammenhang beschworen werden sind etwa 
die schleichende Einführung islamischer Rechtsgrundsätze bezüglich der Gleichstellung von 
Mann und Frau, der Verlust von demokratischen und menschenrechtlichen Werten sowie der 
Trennung von Staat und Religion.  
Der Ausländerdiskurs hingegen betont Belastungen ökonomischer und sozialer Art, die von 
Zuwanderern ausgehen. Diese würden das Sozialsystem missbrauchen, zu 
Verschlechterungen im Bildungssystem beitragen und vermehrt kriminelle Handlungen 
begehen. Der Ausländerdiskurs behandelt daher in erster Linie Themen wie Asylmissbrauch, 
Jugend- und Ausländerkriminalität sowie die Überlastung des Sozialsystems durch 
„Masseneinwanderung“.  
Im Gegensatz zum Islamdiskurs unterscheidet der Ausländerdiskurs jedoch oftmals zwischen 
„anständigen“ Zuwanderern, die sich vorbildlich integriert hätten und ihren Beitrag zur 
Gesellschaft leisten würden und jener anderen Gruppe von Zuwanderern, die nicht die 
Absicht habe sich zu integrieren, nütze das Sozialsystem zu ihrem Vorteil und zu Ungunsten 
der schweizerischen Bevölkerung aus.  
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Die Rolle der Frau in der Gesellschaft wird im Ausländerdiskurs im Gegensatz zum 
Islamdiskurs nicht gesondert diskutiert, sondern nur an untergeordneter Stelle erwähnt. Im 
Zusammenhang mit dem Thema Jugend- und Ausländerkriminalität wird lediglich die „streng 
patriarchalische“ Struktur von Zuwandererfamilien aus dem ehemaligen Jugoslawien erwähnt, 
die in der Folge bereits im Kindesalter zu vielschichtigen Problemen führen würde.  
Der Islamdiskurs hingegen beschäftigt sich intensiv mit der Rolle der Frau und der 
Ungleichstellung von Mann und Frau im Islam und warnt davor, dass im Zuge der 
schleichenden Islamisierung die Diskriminierung von Frauen auch in der Schweiz bald zum 
Alltag gehören könnte.   
  
7.2.2. Gemeinsamkeiten 
 
Neben den im vorhergegangenen Abschnitt dargestellten Unterschiede, gibt es ebenfalls 
einige Gemeinsamkeiten des Ausländer- sowie des Islamdiskurses der SVP.  
Beiden Diskursen sind die grundsätzlich angewendeten diskursiven und stilistischen Mittel 
aller Kampagnen der SVP gemein. Abgesehen von inhaltlichen Fragen teilen sich beide 
Diskurse die Art der Darstellung des Problemfeldes durch einen in Bild und Sprache 
alarmistischen Stil. Dadurch werden Assoziationen geschaffen, die etwa Muslime in das 
Umfeld des Terrorismus rücken sollen oder Zuwanderer generell unter Delinquenzverdacht 
stellen.  
 
Die Kampagnen beider Diskurse legen ihren Schwerpunkt auf medien- und 
öffentlichkeitswirksame Instrumente der direkten Demokratie. Insbesondere Referenden und 
lokale Initiativen werden umfassend genützt, um das jeweilige Thema permanent im 
Bewusstsein der Wähler zu halten. Der massive Einsatz von Plakatkampagnen und Inseraten 
in Tages- und Wochenzeitungen stellt die Wahrnehmung des Themas nach außen hin sicher. 
Ein zentraler Faktor, den Werbewert einer Kampagne zu erhöhen, stellt das bewusste Spiel 
mit der öffentlichen Empörung dar. Selbst ein regionales Verbot eines Plakatsujets wie im 
Falle des Sujets gegen den Bau von Minaretten verhelfen einer Kampagne zu nationaler und 
internationaler Bekanntheit. Durch die lautstarke Kritik sowie die darauffolgende 
Berichterstattung in den Medien, lässt sich ein weitaus höherer Werbewert als mit dem 
ursprünglich veranschlagten finanziellen Eigenmitteln erzielen.  
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Auch die Ablehnung des politischen Establishments spielt eine starke Rolle in beiden 
Diskursen. Die SVP stellt sich als jene Partei dar, die als einzige das Wohl der Bürger im 
Auge hätte. Im Gegensatz zur SVP vertrete die „classe politique“ die Interessen der 
Zuwanderer und verhelfe der schleichenden Islamisierung durch falsche Toleranz zu ihrem 
Erfolg. Die „classe politique“ trägt demnach maßgeblich zu den Fehlentwicklungen in der 
Asyl- und Ausländerpolitik bei. Deren negative Auswirkung auf den Sozial- und 
Bildungsbereich sowie die Gefahr der schleichenden Islamisierung werden durch falsche 
Toleranz gegenüber Muslimen oder Milde gegenüber ausländischen Straftätern verursacht. 
Die SVP hingegen könne neue Dynamik in das „verkrustete“ System bringen und in allen 
Belangen hart durchgreifen, um dem schweizerischen Rechtssystem zur Durchsetzung zu 
verhelfen.  
 
7.3. Fazit 
 
Die beiden in dieser Arbeit untersuchten Diskurse weisen einige Gemeinsamkeiten auf. Diese 
betreffen jedoch in erster Linie den Stil und die Methoden der Thematisierung, deren 
Eigenheiten jedoch allen Kampagnen der SVP, gleich welcher Thematik, gemein sind. In 
diese Kategorie politischer Mechanismen und Strategien fallen unter anderem der negative 
Grundton des Umgangs mit Ausländern und Muslimen, die Fokussierung auf einfache 
Botschaften in öffentlichkeitswirksamen Plakatkampagnen oder die Anti-Establishment 
Ausrichtung der Partei.  
An Unterschieden inhaltlicher Natur wären besonders die Definition der Eigen- und 
Fremdgruppe sowie die Bedrohungsszenarien der beiden Diskurse, aber auch die 
Einbeziehung der Thematisierung von Frauen zu nennen. Im Gegensatz zum Islamdiskurs, der 
ohne Ausnahme von einer homogenen islamischen Kultur ausgeht, ist der Ausländerdiskurs 
weit weniger festgelegt und neigt dazu, etwa in seiner geographischen Dimension, an aktuelle 
politische Ereignisse angepasst zu werden. Darüber hinaus werden je nach Kampagne 
Zuwanderer verschiedener Herkunftsländer in den Diskurs inkludiert oder im Falle von 
„anständigen“ und „integrierten“ Zuwanderern aus ihm herausgenommen.  
 
Ist der Islamdiskurs also grundsätzlich Teil des Ausländerdiskurses oder eine parallele 
Entwicklung? Für die erste Option würde sprechen, dass sich beide Diskurse in einem 
zentralen Aspekt überschneiden: Muslime werden in beiden Diskursen immer auch als 
Zuwanderer und somit Ausländer angesehen. Auf schweizerische Muslime, selbst wenn sie 
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bereits seit einiger Zeit die Staatsbürgerschaft besitzen, wird in keiner Weise eingegangen. 
Die folgende Graphik zeigt die zentralen Eigenheiten der beiden Diskurse und verdeutlicht 
ihre ideologischen sowie thematischen Unterschiede.    
 
 
   Der AusländerInnendiskurs105  Der Islamdiskurs 
 
Ideologische Basis Völkischer Nationalismus,    Kulturalismus 
   Kulturalismus 
 
Eigengruppe  Die schweizerische Nation,    Der christlich- 
das schweizerische Volk    abendländische Kulturkreis, 
      Europa, der Westen 
 
 
Fremdgruppe bzw. Zuwanderer, insbesondere   Muslimische Zuwanderer 
Feindbild   aus „kulturfernen“ Nationen 
 
 
Geographischer  Der Nationalstaat Schweiz   Die Schweiz bzw. Europa 
Rahmen 
 
 
Thematisierung Nicht vorhanden    Islamische Frauen durch  
von Frauen        Patriarchat unterdrückt,  
         Stellung westlicher Frauen 
         durch schleichende  
         Islamisierung bedroht,  
         Thematisierung nur  
         Innerhalb westlicher  
         Gesellschaften  
 
                                                 
105 Vgl. Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009, S. 83 ff. Adaptiert mit freundlicher Genehmigung des Autors.  
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Thematisierung Zentraler Aspekt des Diskurses,  Muslime im Ausländer- 
von Kriminalität  enge Verbindung zwischen Immigration diskurs möglicherweise 
   und Kriminalität, Sicherheitsrisiko  kriminell, als Muslime vor  
         allem an der Islamisierung 
         des schweizerischen Rechts 
         systems interessiert 
 
Das Establishment  Die „classe politique“ sowie die   Verkennt die Gefahren des 
   etablierten Medien setzen sich für   radikalen Islam bzw. der  
   die Interessen der Zuwanderer ein,   drohenden Islamisierung,  
   jedoch nicht für jene der Schweizer.   oder kollaboriert aus  
   Missstände werden übersehen oder   falscher Toleranz als Steig- 
   heruntergespielt    bügelhalter der  
Islamisierung 
 
 
 
Der Islamdiskurs kann jedoch als zentrales Thema den Ausländerdiskurs nicht ersetzen und 
auch seine Zielsetzung unterscheidet sich deutlich. Der Kontext des Islamdiskurses sowie sein 
Ursprung in lokalen Initiativen gegen den Zubau von Minaretten auf Moscheen lassen darauf 
schließen, dass es sich beim Islamdiskurs vielmehr um eine parallele und in ihrer Intensität 
womöglich begrenzte Entwicklung zum Ausländerdiskurs handelt. Dieser wird wohl trotz des 
kurzfristigen Erfolges, den die SVP mit ihrer Kampagne gegen den Bau von Minaretten 
erreicht hat, der zentrale Diskurs der Partei bleiben.  
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8. Abschließende Bemerkungen 
 
Rückblickend hat sich die Thematisierung des Islam für die SVP trotz der heftigen nationalen 
und internationalen Kritik nicht nur aufgrund des Ausgangs der Abstimmung zur 
Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten als durchschlagender Erfolg erwiesen. 
Innerhalb der Schweiz konnte die SVP während der gesamten Kampagne die Deutungshoheit 
über das Thema Islam gegen die Versuche der anderen Parteien beinahe uneingeschränkt für 
sich beanspruchen. Dies ist insbesondere auf den aggressiven und umfassenden 
Kampagnenstil der SVP zurückzuführen. 
Aus einer europäischen Perspektive betrachtet fügt sich der Islamdiskurs der SVP in hohem 
Maße in altbekannte Argumentationsmuster einer Reihe von rechtspopulistischen Parteien 
ein. Die zentralen Eckpunkte des Diskurses stellen etwa im Vergleich zu jenem der FPÖ keine 
Ausnahme dar, sondern reihen sich zusammen mit diesem am äußerst rechten 
Meinungsspektrum einer europaweit geführten Debatte um die Integration des Islam in 
europäische Gesellschaften ein.106 Während die Islamkritiker unter den europäischen Parteien 
durchgehend mit ähnlichen, vorwiegend kulturalistischen, Argumentationsmustern  agieren, 
hat sich insbesondere der Kampagnenstil der SVP als europäische Exportschlager erwiesen. 
Dieser wurde sowohl vom Front National in Frankreich, als auch von der FPÖ adaptiert. Der 
Front National kopierte das Minarett-Plakat der SVP für einen Regionalwahlkampf mit der 
geringfügigen Abweichung, dass nun das am Boden liegende Frankreich  von schwarzen 
Minaretten durchstoßen wurde.107 Im Fall der FPÖ wurde für die Landtagswahlkämpfe in 
Vorarlberg und in der Steiermark Alexander Segert engagiert, jener Politikberater, der sich für 
eine Reihe von kontroversen Plakatsujets der SVP verantwortlich zeigte.108  
Eine Weiterführung des islamkritischen Kurses der SVP ist ob ihrer beinahe 
uneingeschränkten Deutungshoheit zu diesem Thema als relativ sicher einzuschätzen, jedoch 
dürfte dieser mittelfristig gesehen zugunsten anderer Kampagnen wieder in den Hintergrund 
rücken. Die nächste Abstimmung über eine Volksinitiative der SVP, die Abstimmung über  
die Ausschaffungsinitiative Ende November 2010, behandelt demzufolge wieder eines der 
Kernthemen der SVP: Die Asylpolitik. 
                                                 
106 Vgl. Raho, Benedict A.: “Kulturkampf statt AusländerInnenthema? Die Thematisierung des Islams in 
Wahlkämpfen der FPÖ“, Wien 2009. 
107 Vgl. NZZ Online: „Rechtsextremer Front National kopiert SVP-Plakat“, 25. Februar 2010, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/zuerich/front_national_kopiert_plakat_1.5081743.html.  
108 Vgl. Basler Zeitung: „Antisemitische Untertöne: FPÖ baut auf SVP-Knowhow“, 26. August 2009, 
http://bazonline.ch/ausland/europa/Antisemitische-Untertoene-FP-baut-auf-SVPKnowhow/story/29971980 bzw. 
NZZ Online: „Mit Computerspiel gegen Minarette in der Steiermark“, 2. September 2010, 
http://www.nzz.ch/nachrichten/international/computerspiel_gegen_minarette_in_der_steiermark_1.7427786.htm
l.  
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9. Anhang 
 
9.1. Abkürzungsverzeichnis  
 
CVP – Christlichdemokratische Volkspartei 
EDU – Eidgenössische Demokratische Union 
EKR – Eidgenössische Kommission gegen Rassismus 
EU – Europäische Union  
EWR – Europäischer Wirtschaftsraum  
FDP – Freisinnig-Demokratische Partei; Offiziell: FDP. Die Liberalen  
NATO – North Atlantic Treaty Organisation  
SPS – Sozialdemokratische Partei der Schweiz 
SVP – Schweizerische Volkspartei 
UDC – Union Democratique du Centre (französische Bezeichnung der SVP)  
UNO – United Nations Organisation  
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9.4. Abstract  
 
Die vorliegende Diplomarbeit untersucht die Darstellung des Islam durch die Schweizerische 
Volkspartei in ihrer Kampagne für ein Verbot des Baus von Minaretten. In einem weiteren 
Schritt wird der Zusammenhang des Islamdiskurs mit dem Asyl- und Ausländerdiskurs der 
Partei analysiert.   
Dieser ist einer ihrer thematischen Schwerpunkte, im Zuge dessen sie eine Verschärfung des 
Asylrechts und eine Eindämmung der Zuwanderung fordert. Die zahlreichen 
medienwirksamen Kampagnen und besonders die provokativen Plakate der SVP sind das 
sichtbarste Zeichen dieser Politik. In den letzten Jahren nahm die SVP auch eine zunehmend 
islamkritische Position ein. Ende November 2009 wurde ein, national wie international 
kritisiertes, von einem Initiativkomitee bestehend aus SVP Politikern lanciertes, Verbot des 
Baus von Minaretten durch eine Volksabstimmung mit einer soliden Mehrheit von 58% der 
Stimmen angenommen. Mit der Volksinitiative für ein Verbot des Baus von Minaretten führt 
die SVP ihre altbewährten Strategien aus früheren Kampagnen fort. Besonders das 
Medienecho und die provozierte kritische Reaktion auf das Plakatsujet verhalfen der Initiative 
zu enormer nationaler und internationaler Beachtung. 
Anhand der untersuchten diskursiven Fragmente ist festzustellen, dass der Islam von der SVP 
generell negativ dargestellt wird. Diese beschwört die Gefahren einer „schleichenden 
Islamisierung“ der Schweiz, des islamistischen Terrorismus und der Etablierung von 
Parallelgesellschaften mit eigener Rechtssprechung an Stelle der schweizerischen 
Rechtsordnung. Das Bild der in der Schweiz lebenden Muslime ist von Stereotypen und 
Pauschalisierungen geprägt.  
Die an ein kulturalistisches Weltbild angelehnte Argumentationslogik geht von zwei 
miteinander konkurrierenden zivilisatorischen, homogenen Blöcken aus, deren Angehörigen 
bestimmte Attribute pauschal zugerechnet werden. So wird die schweizerische Gesellschaft 
als Teil der christlich-abendländischen europäischen Gesellschaft dem islamischen Block 
gegenübergestellt. Während dem ersten Block Attribute wie Rechtsstaatlichkeit, Achtung von 
Ordnung und der Gleichstellung der Geschlechter, Toleranz und demokratische Gesinnung 
zugerechnet werden, wird der Islam mit den jeweilig gegenteiligen Attributen assoziiert.  
Beide untersuchten Diskurse weisen einige Gemeinsamkeiten auf. Diese betreffen jedoch in 
erster Linie den Stil und die Methoden der Thematisierung, deren Eigenheiten jedoch allen 
Kampagnen der SVP, gleich welcher Thematik, gemein sind. 
 93 
Der Kontext des Islamdiskurses sowie sein Ursprung in lokalen Initiativen gegen den Zubau 
von Minaretten auf Moscheen lassen darauf schließen, dass es sich beim Islamdiskurs um eine 
parallele und in ihrer Intensität womöglich begrenzte Entwicklung zum Ausländerdiskurs 
handelt. Dieser wird wohl trotz des kurzfristigen Erfolges den die SVP mit ihrer Kampagne 
gegen den Bau von Minaretten erreicht hat, der zentrale Diskurs der Partei bleiben. 
 
English Abstract 
 
In 2009 the Swiss people adopted a referendum on the ban of the construction of minarets in 
Switzerland. The referendum had been initiated by the most successful party in Switzerland, 
the right-populist Swiss Peoples Party (SVP).  
This thesis analysis how the Swiss Peoples Party pictures Islam and how the discourse on 
Islam interrelates to the anti-immigrant discourse of the party.  
In general the Swiss Peoples Party portrays Islam in a negative way. Islam is associated with 
terrorism and religious extremism, Muslim immigrants are presented as the cause of social 
and religious unrest in Switzerland. In the opinion of the SVP the continuing “massive” 
immigration of Muslims into Switzerland would lead to a “Islamisation” of Switzerland and 
Europe.  
The Islam discourse of the SVP is based on culturalism, a world view which organises the 
world along a set of cultural blocks, each representing a unique and homogeneous group 
identity. Culturalism assumes that culture is the most important factor determining social 
behaviour.  With regard to the Islam discourse, the SVP argues that Islam would be a threat, 
not only to Switzerland, but to the whole of Europe as all European countries, being part of 
the western occident, would share the same cultural identity.  
Despite the fact that the Islam and the anti-immigrant discourse of the SVP share a variety of 
methodological aspects, the two discourse should be regarded as separated phenomena.  
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